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Erster Verhandlungstag 
Montag, den 23. Oktober 1978 

1. Plenarsitzung 
Beginn: lo.41 Uhr 

Dr. 
Damen und Herrenl Exzellenzen! Verehrte Gäste! Liebe Freunde 
der Christlich Demokratischen Union! Hiermit eröffne ich den 
25. Bundesparteitag der CDU Deutschlands und begrüße Sie alle 
sehr, sehr herzlich, die Sie aus allen Ländern der Bundes­
republik Deutschland hierher in meine Heimatstadt Ludwigshafen 
gekommen sind. 

(Beifall) 

Dieser Parteitag findet in einem wichtigen Abschnitt des 
politischen Geschehens in unserem Volke statt. Er findet in 
der Mitte der Legislaturperiode des Deutschen Bundestages 
statt. Er findet statt am Abschluß einer Serie von Landtags­
wahlen und am Vorabend von wichtigen Landtagswahlentscheidungen 
im nächsten Jahr. 

Wir, die CDU, haben die beiden letzten Jahre nach der Bundes­
tagswahl im Oktober 1976 dazu genutzt, um das Vertrauen, das 
uns unsere Wähler und Mitbürger schenkten, zu festigen und aus­
zubauen. In den Ergebnissen der Landtagswahlen wurde deutlich, 
daß es der Union in allen Ländern, in denen solche Wahlen statt­
fanden, gelang, das Ergebnis der Bundestagswahl zu übertreffen. 

Meine Freunde, wir haben uns hier auf diesem Parteitag in 
Ludwigshafen zusammengefunden, um die politische Arbeit der 
beiden Jahre, die vor uns liegen und die gekrönt sein werden 
in der Arbeit und im Kampf um die Bundestagswahl 198o, vorzube­
reiten. Wir wollen durch eine solide programmatische Grundlage, 
durch die Beratung und Verabschiedung unseres Grundsatzprogramms 
hier, ein wesentliches Stück des Weges bereiten, der vor uns 
liegt. 

Die 675 ooo Mitglieder der CDU Deutschlands, viele Sachver­
ständige, viele Freunde und Gönner außerhalb unserer Partei 
haben die letzten Monate dazu genutzt, diesen Programmpartei­
tag der CDU mit einer Vielzahl von Anregungen und Vorschlägen, 
auch konstruktiver Kritik, vorzubereiten. Meine Freunde, ich 
rufe Sie alle auf, aufbauend auf dieser Vorarbeit, sachlich und 
persönlich engagiert diesen Grundsatzprogrammentwurf zu beraten 
und so zu verdeutlichen, daß die CDU die diskussionsfreudige, 
die offene, die freiheitliche, die entscheidungsfreudige Volks­
partei Deutschlands ist, die in ihrer bürgernahen und zukunfts­
orientierten Politik in einer anspruchsvollen Weise aus ihren 
Grundsätzen heraus ihr Bild des Weges in die Zukunft deutlich 
machen kann. 

Meine Freunde, ich rufe Sie auf, in dieser Diskussion in freund­
schaftlicher Gesinnung, in Loyalität, in Disziplin und in der 
Konzentration auf das Wesentliche unser Grundsatzprogramm zu 
verabschieden. Das Ergebnis muß sein, daß wir gemeinsam ein Pro­
gramm gestalten, das von allen unseren Mitgliedern und Freunden 
getragen wird und das ein entscheidendes Stück Glaubwürdigkeit, 
Überzeugungskraft und Prinzipientreue unserer Partei nach 
draußen deutlich macht. 



Meine lieben Freunde, verehrte Gäste, der großen Tradition 
unserer Partei entsprechend, wollen wir vor Eintritt in die 
Tagesordnung unserer verstorbenen Freunde gedenken: 

(Die Anwesenden erheben sich) 

Ich darf stellvertretend für die vielen, die in den Jahren 
seit unserem letzten Bundesparteitag von uns gegangen sind, 
nennen: 

Prof. Dr. Ludwig Erhard, geboren 1897, gestorben 1977, Bundes­
minister und Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland, 
Vorsitzender und Ehrenvorsitzender der CDU Deutschlands. 

Peter Altmeier, geboren 1899, gestorben 1977, Mitbegründer der 
CDU, langjähriger Vorsitzender der CDU von Rheinland-Pfalz und 
über zwei Jahrzehnte hindurch Ministerpräsident von Rheinland-
Pfalz. 

Prof. Dr. Franz Böhm, geboren 1895, gestorben 1977, Ordinarius 
für Nationalökonomie an der Universität Frankfurt, langjähriges 
Mitglied der CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages. 

Wilhelm Peter Brand, geboren 19oo, gestorben 1977, seit 1945 
Stadtverordneter seiner Heimatstadt Remscheid, durch viele 
Jahre hindurch stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-
Fraktion im Deutschen Bundestag. 

Prof. Dr. Fritz Burgbacher, geboren 19oo, gestorben 1978, Mit­
glied des Deutschen Bundestages, langjähriges Mitglied des 
Bundesvorstandes der CDU, Schatzmeister der CDU Deutschlands. 

Anton Dichtel, geboren 19ol, gestorben 1978, Mitbegründer der 
CDU, Regierungspräsident in Südbaden, durch viele Jahre hin­
durch Vorsitzender des Landesverbandes Südbaden. 

Erich Grosskopf, geboren 19o3, gestorben 1978, durch lange 
Jahre hindurch Vorsitzender der CDU-Fraktion im hessischen 
Landtag. 

Franz Hildenbeutel, geboren 1917, gestorben 1977, durch drei 
Jahrzehnte hindurch Kreisgeschäftsführer des CDU-Kreisver­
bandes Bergstraße. 

Eugen Leibfried, geboren 1897, gestorben 1978, Mitglied des 
Deutschen Bundestages und langjähriger Landwirtschaftsminister 
des Landes Baden-Württemberg. 

Walter Mentzel, geboren 1899, gestorben 1978, durch viele Jahre 
hindurch Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion in Schleswig-
Holstein. 

Josef Mick, geboren 1914, gestorben 1978, Mitbegründer der 
CDU und der Sozialausschüsse, Mitglied des Deutschen Bundes­
tages. 

Franz Varelmann, geboren 19o4, gestorben 1978, Mitbegründer 
der CDU und der Sozialausschüsse, Mitglied des Deutschen Bun­
destages. 

Wilhelm Schepers, geboren 1927, gestorben 1977, Landesgeschäfts­
führer der CDU Bremen und Mitglied der Bremischen Bürgerschaft. 

Dr. Artur Sträter, geboren 19o2, gestorben 1977, Mitbegründer 
der CDU und langjähriger Justiz- und Wirtschaftsminister des 
Landes Nordrhein-Westfalen. 



Dr. Hans Toussaint, geboren 19o2, gestorben 1977, Stadtverord­
neter, Landtagsabgeordneter und Bundestagsabgeordneter und 
Oberbürgermeister von Essen. 

Wir trauern um Flugkapitän Jürgen Schumann, geboren 1939, er­
mordet 1977. 

Wir trauern um Hanns Martin Schleyer, geboren 1915, ermordet 
1977. 

Wir trauern um Aldo Moro, geboren 1916, ermordet 1978. 

Wir wollen unseren toten Freunden ein stilles Gebet widmen.-
Ich danke Ihnen. 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie bitten, die Tagesordnung 
zur Hand zu nehmen. 

Ich rufe den Punkt 2 der Tagesordnung auf: Wahl des Tagungs­
präsidiums 

Die Vorlage des Bundesvorstandes liegt Ihnen vor. Wird dazu 
das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer dem Vorschlag gemäß der Unterlage, die Ihnen 
überreicht wurde, seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Ent­
haltungen? - Einstimmig so beschlossen. 

Ich darf das Tagungspräsidium bitten, seinen Platz einzunehmen. 

Ich rufe den Punkt 3 der Tagesordnung auf: Beschlußfassung über 
die Tagesordnung 

Wird hierzu das Wort gewünscht? - Das ist nicht der Fall. Dann 
stimmen wir über die vorliegende Tagesordnung ab. Wer dafür 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobel - Ent­
haltungen? - Das ist einstimmig so beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung: Bestätigung und Er­
gänzung der vom Bundesvorstand eingesetzten Antragskommission 

Die Unterlage liegt Ihnen vor. Wird hierzu das Wort gewünscht? -
Werden Vorschläge gemacht? - Das ist nicht der Fall. Wir kommen 
zur Abstimmung. Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. 
Gegenprobel - Enthaltungen? - Das ist einstimmig so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: Wahl der Mandatsprüfungs­
kommission 

Die Vorlage liegt Ihnen vor. Wird dazu das Wort gewünscht? -
Werden Vorschläge gemacht? - Das ist nicht der Fall. Wir kom­
men zur Abstimmung. Wer dafür ist, den bitte ich um das Hand­
zeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthaltungen? -
Einstimmig beschlossen. 

Ich rufe den Punkt 6 der Tagesordnung auf: Wahl der Stimmzähl­
kommission 

Die Vorlage liegt Ihnen vor. Wird dazu das Wort gewünscht? -
Das ist nicht der Fall. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dafür 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Ge­
genprobe. - Enthaltungen? - Einstimmig so beschlossen. 

Herr Tagungspräsident, ich darf Sie bitten, nunmehr die Ge­
schäfte zu übernehmen. 



Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Meine sehr verehrten 
Damen und Herren 1 Das Tagungspräsidium dankt Ihnen für das Ver­
trauen, Wir wollen Ihnen versprechen, die Verhandlungen des 
Bundesparteitages ordnungsgemäß, fair und zügig zu leiten. Wir 
bitten Sie alle recht herzlich um Ihre Unterstützung und um 
Ihre Hilfe. 

Wir haben zu Beginn des Parteitages die Freude, zahlreiche Gäste 
bei uns willkommen heißen zu können. Ich begrüße sie alle, vor 
allem die, die ich fehlerhafterweise nicht namentlich begrüße. 

Ich begrüße zunächst den Oberbürgermeister der Stadt Ludwigs­
hafen, Herrn Dr. Werner Ludwig. 

( Beifall ) 

Ich danke Ihnen, Herr Oberbürgermeister, für die gastliche Auf­
nahme, die Ihre Stadt, die ja die Heimatstadt unseres Bundes­
vorsitzenden ist, diesem Parteitag hat zuteil werden lassen. 
Ich danke Ihnen für alle, die uns bei unseren Vorbereitungen so 
tatkräftig unterstützt haben. 

( Beifall ) 

Meine Damen und Herren, für den ökumenischen Gottesdienst heute 
morgen danke ich mit besonderem Respekt und mit besonderem Dank 
für die Worte, die Sie gesprochen haben, dem Kirchenpräsiden­
ten der Evangelischen Kirche der Pfalz, Herrn Heinrich Krön, 
und dem Bischof von Speyer, Herrn Professor Dr. Friedrich Wetter. 

( Beifall ) 

Ich bedanke mich für den Dienst am Altar bei Herrn Dekan Dr. Borg­
grefe und bei Herrn Dekan Erich Ramstetter. 

( Beifall ) 

Der Parteitag heißt willkommen den Bevollmächtigten des Rates 
der Evangelischen Kirche in Deutschland, Herrn Prälaten Heinz-
Georg Binder, und den Beauftragten der Evangelischen Kirche im 
Lande Rheinland-Pfalz, Herrn Kirchenrat Wilhelm Kentmann. 

( Beifall ) 

Für die katholische Kirche begrüße ich den Leiter des Kommis­
sariats der deutschen Bischöfe, Herr Domkapitular Paul Bocklet, 
und den Leiter des Kommissariats der Bischöfe von Rheinland-
Pfalz, Herrn Prälaten Roland Ries. 

( Beifall ) 

Eine besondere Freude ist es mir, auch auf diesem Parteitag den 
Vorsitzenden des Direktoriums des Zentralrates der Juden in 
Deutschland, Herrn Werner Nachmann, willkommen heißen zu dürfen. 

( Beifall ) 

Für den Deutschen Gewerkschaftsbund begrüße ich seine stellver­
tretende Vorsitzende, Frau Maria Weber, und das Mitglied des 
Geschäftsführenden Bundesvorstandes, Herrn Martin Heiß. 

( Beifall ) 

Ich begrüße den Vorsitzenden der Deutschen Angestellten-Gewerk­
schaft, Herrn Hermann Brandt. 

( Beifall ) 

lo 



Ich begrüße den Vorsitzenden des Deutschen Beamtenbundes, Herrn 
Alfred Krause. 

(Beifall) 

Ich richte einen Wlllkommensgruß an den Vorsitzenden des Christ­
lichen Gewerkschaftsbundes, Herrn Günter Volmer. 

(Beifall) 

Ich freue mich sehr, daß neben den Repräsentanten der gewerk­
schaftlichen Dachorganisationen auch eine große Zahl der Mit­
gliedsverbände durch ihre Vorsitzenden, stellvertretenden Vor­
sitzenden und geschäftsführenden Vorstandsmitglleder hier ver­
treten sind. 

Ein herzliches GrUi3wort richte ich an den Vorsitzenden des Bun­
desverbandes der Katholischen Arbeitnehmerbewegung Deutschlands, 
an unseren Freund Alfons Müller. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Präsidenten des Deutschen Lehrerverbandes, Herrn 
Clemens Christians. 

(Beifall) 

Ich heiße willkommen den Präsidenten der Union der Leitenden 
Angestellten, Herrn Dr. Hans Kern. 

(Beifall) 

Herzlich heiße ich in unserer Mitte willkommen den Präsidenten 
des Bundesverbandes der Deutschen Industrie, Herrn Professor 
Dr. Rolf Rodenstock, und den Präsidenten der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeltgeberverbände, Herrn Otto Esser. 

(Beifall) 

Für den Zentralverband des Deutschen Handwerks begrüße ich 
seinen Vizepräsidenten, Herrn Georg Schulhoff, 

(Beifall) 

für den Deutschen Bauernverband seinen Vizepräsidenten, Herrn.' 
Heinz Bockhop. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Hauptgeschäftsführer des Deutschen Industrle-
und Handelstages, Herrn Paul Broicher. 

(Beifall) 

Ich freue mich, den Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit, 
unseren Freund Josef Stlngl hier begrüßen zu dürfen. 

(Beifall) 

Ich richte ein Wort des herzlichen Willkommens an den Vor­
sitzenden des Reichsbundes der Kriegsopfer, Behinderten, So­
zialrentner und Hinterbliebenen, Herrn Rudolf Kleine. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden des Bundesverbandes der Kriegs­
und Zivilbeschädigten, Herrn Oswald Engel, und heiße den Vize­
präsidenten des Verbandes der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Be­
hinderten und Sozialrentner Deutschlands, Herrn Ludwig Hönle. 

(Beifall) 
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Ich begrüße den Präsidenten des Zentralverbands der Deutschen 
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer, Herrn Dr. Theodor Paul. 

(Beifall) 

Herzlich willkommen heiße ich den Repräsentanten der kommunalen 
Spitzenverbände, unter ihnen das geschäftsführende Präsidial­
mitglied des Deutschen Landkreistages, Herrn Dr. Hans Tiedecken. 

(Beifall) 

Für den Deutschen Sportbund begrüße ich seine Vizepräsidenten, 
Herrn Hans Hansen und Graf Landsberg-Velian. 

(Beifall) 

Ein herzliches Willkommen dem Präsidenten des Bundes der Ver­
triebenen, Herrn Dr. Herbert Czaja, und dem Präsidenten des 
Bundes der Mitteldeutschen, Herrn Joachim Dorenburg. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Herrn Generalbundesanwalt Rebmann. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages, 
Herrn Karl-Wilhelm Berkhan. 

(Beifall) 

Als den Repräsentanten der deutschen Bundeswehr begrüße ich 
Herrn Generalmajor Horst-Bodo Schuwirth. 

(Beifall) 

Für den Deutschen Bundeswehr-Verband begrüße ich seinen Vor­
sitzenden, Herrn Heinz Volland. 

(Beifall) 

Unser Willkommensgruß gilt allen Vertretern von Rundfunk, 
Presse und Fernsehen, allen, die gekommen sind, um von diesem 
Parteitag zu berichten, und allen, die ihre Anstalten hier 
vertreten, insonderheit den Herren Intendanten von ARD und 

^°^- (Beifall) 

Und jetzt, meine Damen und Herren, habe ich die Freude, mit 
großer Herzlichkeit den Ehrenvorsitzenden der CDU Deutschlands, 
Herrn Altbundeskanzler Kurt Georg Klesinger, willkommen zu 
heißen. 

(Lebhafter Beifall) 

Ihnen, Herr Kieslnger, und allen, die im Namen der Union Ver­
antwortung für unser Land getragen haben und tragen,will ich 
hier ein herzliches Wort des Dankes sagen. Für die vielen, die 
dies für uns alle getan haben, nenne ich außer Ihnen stellver­
tretend Frau Anne Brauksiepe und Frau Dr. Elisabeth Schwarz­
haupt. 

(Beifall) 

Aber, meine Damen und Herren, unser Reden von der Familie wäre 
tönernes Gerede, wenn wir nicht auch an die Angehörigen der Fa­
milien dächten. Ich begrüße mit besonderer Herzlichkeit die 
Witwe von Herrn Professor Süsterhenn. 

(Beifall) 
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Ich begrüße Herrn Justizminister außer Diensten Karl Weber und 
Herrn Dr. Ludger Westrick, dem ich zusätzlich zu seinem heutigen 
84. Geburtstag gratuliere. 

(Beifall) 

Für unsere Freunde aus der Christlich Sozialen Union heiße ich 
zur Stunde mit besonderer Herzlichkeit willkommen den Vizeprä­
sidenten des Deutschen Bundestages, unseren Freund Richard 
Stücklen. 

(Beifall) 

Wir erwarten für morgen mit Freude die beiden stellvertreten­
den Vorsitzenden der CSU, Frau Mathilde Berhofer-Weichner und 
unseren Freund Dollinger. 
Meine Damen und Herren, liebe Freunde, ich habe die Freude, 
auch auf diesem Parteitag viele Freunde aus unseren ausländi­
schen Schwesterparteien begrüßen zu können. Ich begrüße sehr 
herzlich unsere befreundeten Parteien in Europa, die unseren 
Parteitag mit Aufmerksamkeit verfolgen und die eine große Zahl 
von Repräsentanten nach Ludwigshafen entsandt haben, um ihre 
Verbundenheit mit der CDU Deutschlands zu unterstreichen. 

Es ist mir eine besondere Freude, den Mann begrüßen zu können, 
der nach vielen Jahren als Vorsitzender der Parlamentsfraktion 
nach dem tragischen Ende von Aldo Moro an die Spitze unserer 
italienischen Schwesterpartei, der Democrazia Cristiana, ge­
treten ist: ich heiße willkommen Flaminio Plccoli. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Mit großer Freude begrüße Ich die Vertreter der spanischen UCD, 
den Generalsekretär Arias Salgado und den Internationalen Sekre­
tär Ruperez. 

(Beifall) 

Ebenfalls aus Spanien begrüße ich ganz herzlich unseren lang­
jährigen Freund, den Vorsitzenden der katalanischen Christdemo­
kraten, Anton Canellas. 

(Beifall) 

Mein besonderer Gruß gilt unseren Freunden des Centro Democartlco 
Sozial aus Portugal und dessen stellvertretendem Vorsitzenden, 
Amaro da Costa. 

(Beifall) 

Aus den Niederlanden sind unsere Freunde Ollemans und Dr. Krui-
singa zu uns gekommen. Beide haben viele Parteitage begleitet 
und sind herzlich willkommen. 

(Beifall) 

Mein Gruß geht an unsere Freunde von der Konservativen Partei 
Großbritanniens, die ihren arbeitspolitischen Sprecher, Barney 
Hayhoe, zu uns geschickt haben. 

(Beifall) 
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Den konservativen Freunden Großbritanniens allen Erfolg für die 
nationalen Wahlen in England im kommenden Jahr! 

(Beifall) 

Aus Skandinavien begrüße Ich zwei Freunde: den Fraktionsvor­
sitzenden der Sammlungspartei Schwedens, Bertil Lidegard, und 
Harald Lied aus Norwegen, 

(Beifall) 

Sehr herzlich heiße ich den Vertreter der Nea Demokratia Grie­
chenlands, Herrn Dino Diamandidis, willkommen. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Vizepräsidenten der Europäischen Gemeinschaf­
ten, unseren Freund Lorenzo Natali. 

(Beifall) 

Mit großer Herzlichkeit begrüße ich darüber hinaus in unserer 
Mitte die zahlreichen Repräsentanten des Diplomatischen Corps, 
ihre Exzellenzen die Botschafter, Gesandten und Mitglieder der 
Missionen und der konsularischen Vertretungen in der Bundesre­
publik Deutschland, die auch heute wieder in ungewöhnlich gros­
ser Zahl Gäste unseres Parteitags sind. Herzlich wlllkommenl 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich bitte um Aufmerksamkeit für einige 
wenige geschäftsleitende Bemerkungen zum zeitlichen Ablauf des 
Parteitags. 
Das Tagungspräsidium schlägt Ihnen nach § 6 Abs. 2 folgende 
Fristen für die Abgabe von Anträgen zu den Tagesordnungspunkten 
13, 14 und 15 vor. Wir schlagen Ihnen vor, zum Tagesordnungs­
punkt 13 - Beratung des Entwurfs für ein Grundsatzprogramm -
für die Abschnitte Präambel, I und II - "Verständnis vom Men­
schen" und "Grundwerte" - die Antragsfrist auf heute abend 
18 Uhr anzusetzen. Wir schlagen Ihnen vor, für die Abschnitte 
III und IV - "Entfaltung der Person" und "Soziale Marktwirtschaft" 
- die Antragsfrist auf morgen, Dienstag, 11 Uhr festzusetzen, 
die Antragsfrist für den Abschnitt V - "Der Staat" - auf morgen, 
16 Uhr und für den Abschnitt VI, der die Außenpolitik betrifft, 
auf morgen, 19 Uhr. 
Für den Tagesordnungspunkt 14 - Anträge auf Änderung.des Bundes­
statuts - schlagen wir vor, das Ende der Antragsfrist auf heute, 
16 Uhr, festzusetzen, für den Tagesordnungspunkt 15 - Sonstige 
Anträge - schlagen wir vor, die Antragsfrist am Mittwoch um 
9.3o Uhr zu schließen. 
Meine Damen und Herren, wenn Sie diesen Fristen zustimmen möch­
ten, dann bitte ich um Ihr Zeichen mit der Karte. - Wer stimmt 
dagegen? - Wer enthält sich? - Dann ist einstimmig gemäß den 
Vorschlägen beschlpssen. Wir werden eine schriftliche Aufstel­
lung dieser Fristen an die Delegierten verteilen. 
Und nun erteile ich das Wort zu einem Gruß der gastgebenden 
Stadt Ludwigshafen deren Herrn Oberbürgermeister Dr. Werner 
Ludwig. 
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Dr. Werner Ludwig, Oberbürgermeister der Stadt Ludwigshafen: 
Sehr verehrter Herr Vorsitzender Dr. Kohll Sehr verehrter Herr 
Sitzungspräsident Dr. Vogel! Meine sehr verehrten Damen und 
Herrenl Es ist für mich eine große Ehre, Sie im Namen der Bürger­
schaft dieser Stadt, im Namen des Stadtrates und der Stadtver­
waltung in Ludwigshafen recht herzlich willkommen zu heißen. Wir 
sind stolz darauf, daß Sie Ludwigshafen als Tagungsort für die­
sen doch so wichtigen Bundesparteitag ausgewählt haben. Ich 
hatte eigentlich zunächst vor, mich für manche Unzulänglichkei­
ten in dieser Halle zu entschuldigen. Wenn man hier steht und 
sieht, wie hervorragend Sie sie hergerichtet haben, ist man 
eigentlich geneigt, zu meinen, es könnte alles bestens ablaufen. 
Wenn dennoch die eine oder andere Panne passiert, dann bitte 
Ich zu bedenken, daß diese Halle ursprünglich nicht als Kongreß­
halle gebaut war, sondern in erster Linie als Ausstellungshalle, 
als Sporthalle. Aber ich glaube, Sie haben bewiesen, daß sie 
auch als Kongreßhalle geeignet ist. Hoffen wir jedenfalls, daß 
dies auch noch am Ende Ihrer Tagung festgestellt werden kann 
und daß Ihrem Beispiel viele andere dann folgen werden. 

(Beifall) 

Ich hoffe, auch wenn die eine oder andere Unzulänglichkeit 
festzustellen wäre, daß Sie die Atmosphäre dieser Stadt wieder 
versöhnt, daß Ihnen die Stadt entsprechende Arbeitsbedingungen 
für diese Tagung bietet und Sie sich wohlfühlen. 
Warum wir so stolz sind, daß eine so wichtige Tagung nach 
Ludwigshafen kommt, können Sie ermessen'; wenn ich ganz kurz 
einiges über die Geschichte dieser Stadt berichte. Ich möchte 
es aber nicht mit eigenen Worten tun, denn da besteht die Ge­
fahr der Subjektivität, sondern ich will den ersten Hallendi­
rektor zitieren, der einmal in einem Aufsatz "Besinnlich Hei­
teres über Ludwigshafen und die Ludwigshafener" folgendes über 
unsere Stadt geschrieben hat: 

I 
Ludwigshafen am Rhein ist eine Stadt in den besten Jahren. Das 
ist mehr wert als ein hohes Alter, das bekanntlich oft Ruhm 
und Weisheit, aber auch mancherlei Beschwerden mit sich bringt. 
Daß die Stadt noch im schönsten Alter ist, verdankt sie nicht 
ihrem Vater, dem Rhein. Der war schon immer zeugungslustig und 
-kräftig. Die zahlreichen alten Städte an seinem Ufer beweisen 
es. Die Stadt muß sich vielmehr bei ihrer Mutter, der Rhein­
schanze, bedanken. Diese, ein Vorwerk der Feste Mannheim, war 
bereits über 200 Jahre alt, als sie das Kind Ludwigshafen ge­
bar. Warum sie so lange unfruchtbar blieb, wird jedem sonnen­
klar, dem der Krieg nicht das Maß aller Dinge ist. Man kann 
nun einmal nicht zwei Herren dienen. Militärische Aufgabe läßt 
sich mit Mutterschaft nicht vereinbaren. Kaum, daß die Rhein­
schanze den Militärrock mit dem Handelskleid getauscht hatte, 
konnte sie auch schon das freudige Ereignis verkünden. 
Nun eine Rückblende in die Anfänge dieser Stadt: 
Schon vor 100 Jahren wunderte sich Wilhelm Heinrich Riehl, der 
liebenswürdige Schilderer Pfälzer Wesens und pfälzischer Land­
schaften über sie (diese Ludwigshafener) und ihre Stadt: "... 
Eine Stadt ..., so jung, daß sie noch keinen Gottesacker habe, 
doch aber schon zeitweilig ein Tivoli-Theater; eine Stadt, die 
früher ein Casino besessen als eine Kirche; ... eine Stadt, die 
Pflastergeld erhebt, obgleich sie noch gar kein Pflaster aufzu­
weisen hat und deren Marktplatz vor einigen Jahren noch derge-
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stalt von Wasserlöchern durchfurcht gewesen sei, daß man 
sprichwörtlich sagte: 'Ein Pferd könne auf dem Markt ersaufen. I it 

Im Jahre 1911 schien das schon etwas besser geworden zu sein. 
Ein kurzes Zitat eines Berliners, der Im "Berliner Anzeiger" 
folgendes über Ludwigshafen vermerkte: 
Also eine Arbeiterstadt, in deren Straßen es wie in einem 
Ameisenhaufen wimmelt, wenn die Fabrikglocke Mittag oder Feier­
abend läutet. Reihen von kleinen und schmucklosen, eng anein­
andergerückten Häusern, aus denen vereinzelt prächtige Neubau­
ten, Eisenbahndirektionsgebäude, Bankpaläste und ein paar Pri­
vathäuser emporragen. In den Schaufenstern billige Massenarti­
kel, in Massen ausgelegt und ihre Billigkeit in schreienden 
Auszeichnungen angepriesen. Die "besseren Leute" - der schreck­
liche Ausdruck stammt nicht von mir, sondern ich höre ihn hier 
von allen Menschen als gleichbedeutend mit wohlhabenden Leuten -
fahren mit der Elektrischen über den Rhein und kaufen in 
Mannheim. Ludwigshafener Detailgeschäfte müssen sich auf Arbei­
terwochenlöhne einrichten. Sogar der Wochenmarkt auf dem Lud­
wigsplatz am Bahnhof ist mager beschickt - Endlviensalat, Kohl­
köpfe, Mohrrüben, Kartoffeln. 

Der Philosoph Ernst Bloch, der große Sohn unserer Stadt, war 
dann Ende der 20er Jahre etwas optimistischer und meinte: 

"Orte wie Ludwigshafen sind die ersten Seestädte auf dem Land, 
fluktuierend, aufgelockert, am Meer einer unstatischen Zu­
kunft." 
Und nun das Votum eines Berliners heute, der seit 20 Jahren in 
Ludwigshafen lebt und zu seinem 60. Geburtstag einen kleinen 
Aufsatz über diese Stadt verfaßt hat. Er vermerkt: 

"Mancher Globetrotter wird mich für einen Banausen halten, 
wenn ich bekenne, daß ich Ludwigshafen durchaus für eine Stadt 
halte. In der sich leben läßt." 
Es erhebt sich die Frage: Wie w?r dieses Wunder überhaupt mög­
lich, aus diesen Sümpfen in Ludwigshafen eine heute blühende 
Stadt zu schaffen? Ich glaube, dies ist zunächst einmal der 
Mentalität der Pfälzer, der Ureinwohner, zu verdanken. Hierzu 
ganz kurz noch einmal Georg Böhn: 

"Ja, so waren sie, die Ureinwohner Ludwigshafens, diese Pionie­
re ohne Furcht und Tadel. Sie gaben sich mit dem Handel nicht 
zufrieden, suchten nach neuen Quellen der Erwerbstätigkeit, 
Vorurteile legten sie bald ad acta, waren auch nicht in satt--
behäbiger Bürgerlichkeit befangen. Daß sich zu solcher Einstel­
lung das Glück gesellte und ausgerechnet die Mannheimer, wenn 
auch ungewollt, die Glücksbringer spielten, indem sie einem 
Friedrich Engelhorn, dem Gründer der "Anilin", die kalte Schul­
ter zeigten und Ihn damit nach Ludwigshafen führten, mag man, 
je nach Einstellung als natürlich oder Zufall bezeichnen. 
Jedenfalls verstanden sie, das Glück beim Schopf zu fassen 
und zuzupacken, die Ur-Ludwigshafener. Sie haben diese Ehe 
mit der Chemie nie zu bereuen brauchen. Sie brachte, wie jede 
gute Ehe, leidvolle, aber noch mehr freudvolle Stunden. Vor 
allem aber gestaltete sie sich ungemein fruchtbar. 
Diese Chemlel Keine reizende, wohlriechende Braut und doch 
- vielverheißend, verlockend und anziehend; ..." 
Dann noch auf die Eigenschaften eingehend meinte er: 

"Jedenfalls herrschte für die Chemie in Ludwigshafen Immer ein 
besonders günstiges Arbeitsklima, das nicht nur arbeitswilli­
ge, unsentimental anpassungsfähige und zupackende Handarbeiter, 
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sondern auch Erfinder, Technicker, Kaufleute und Unternehmer 
aus allen Gauen Deutschlands anzog." 
Dies ist die eine Ursache für diese Entwicklung. Die zweite 
suchen und finden wir in der Selbstverwaltung der deutschen 
Städte. Diese Selbstverwaltung hat es den Ludwigshafenern er­
möglicht, zwar auch Fehler zu machen, aber doch ihre Geschicke 
selbst in die Hand zu nehmen. Entscheidend war dabei, daß die 
Wirtschaftskraft dieser Stadt in den Haushalt dieser Stadt aus­
strahlte. Aus dem konnte das finanziert werden, was diese Stadt 
brauchte, um ein blühendes Gemeinwesen zu werden. 
Deshalb meine Bitte - und dies sei mir auch als Grußredner ge­
stattet -, bei den Beratungen zu bedenken,'daß diese Städte 
auch heute noch Probleme haben. Ich will hier nicht das Klage­
lled der Städte anstimmen. Sie werden sicherlich da und dort 
auf unseren Städtetagen gewesen sein und dies gehört haben. 
Ich meine, wir sind aufgerufen, die Probleme von heute selbst 
zu lösen. Lassen Sie mich zwei Stichworte nennen. Das eine 
Stichwort heißt Stadtflucht, rückgehende Einwohnerzahl, das 
zweite Stichwort ist allgemein nicht so bekannt. Dahinter ver­
birgt sich die Tatsache, daß beispielsweise in Ludwigshafen, 
das über 110 000 Arbeitsplätze verfügt, die Arbeitslosenquote 
höher ist als im Umlandbereich, der über keine nennenswerte 
Zahl von Arbeitsplätzen verfügt. Was bedeutet dies? Eine be­
ginnende soziale Umschichtung, die gefahrvoll werden kann, 
wenn wir nicht um Abhilfe besorgt sind. Ich meine deshalb, 
Sie sollten mit dazu beitragen, den Städten die Kraft zur Re­
generation zu geben, denn ohne den Herzschlag der Städte wer­
den auch die anderen Organe unserer Gesellschaft verkümmern. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich zum Schluß noch ein eher persönliches Wort an­
fügen. Als bekannt wurde, daß hier ein Grußwort von mir ge­
sprochen würde, hat eine Agentur darauf hingewiesen, daß das 
Verhältnis Ihres Vorsitzenden zum Ludwigshafener Oberbürger­
meister unterkühlt sei. Ich weiß nicht, ob dies der richtige 
Ausdruck ist. Ich hatte den Eindruck, es sei manchmal eher 
etwas überhitzt gewesen. Wir haben uns in vielen Debatten zum 
Teil leidenschaftlich über den richtigen Weg auseinandergesetzt, 
den es zu gehen gilt. Ich meine aber, gerade Ihre Anwesenheit 
heute hier sollte von mir und auch von der CDU aus ein klares 
Bekenntnis dafür sein, daß das Gemeinsame stärker ist als das 
Trennende. 

Wir sollten erkennen, daß die Freiheit unser gemeinsames Ziel 
ist. Die Demokratie bietet die Voraussetzung dafür, daß wir 
mit Vehemenz über die richtigen Wege, diese Gesellschaft gerecht 
zu ordnen, miteinander streiten und ringen können. Deshalb 
meine ich, es ist eine Selbstverständlichkeit, daß auch Men­
schen verschiedener Parteizugehörigkeit eben dieses Gemeinsame 
in den Mittelpunkt stellen. 
Ich darf Sie noch einmal aus vollem Herzen sehr herzlich will­
kommen heißen. Fritz Heinsch hat in seinem Aufsatz über Ludwigs­
hafen geschrieben: "Zeitgeschichte wurde in Ludwigshafen ge­
schrieben und Sozialgeschichte dazu." 
Möge dieser Satz Ansporn sein für Ihre Beratungen, für die ich 
Ihnen einen guten Erfolg wünsche. 

(Beifall) 
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Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Herr Oberbürgermeister, der 
Parteitag dankt Ihnen für die freundliche Begrüßung, die Sie im 
Namen der Menschen dieser bedeutenden Industriestadt am Rhein 
an uns gerichtet haben. Wir danken Ihnen und Ihrer Stadt auch 
für die Gastfreundschaft, die Sie uns gewähren. 
Sie haben diese Halle erwähnt. Sie trägt den Namen eines großen 
deutschen Sozialdemokraten: Friedrich Ebert. Wir wissen und 
achten, welch wichtigen Beitrag gerade er für die Entwicklung 
der deutschen Demokratie geleistet hat, und wir sind sicher, 
daß es auch in seinem Geiste ist, wenn die CDU ihr Grundsatz­
programm in einer Halle beschließt, die seinen Namen trägt. 
Denn die geistige Auseinandersetzung zu dem besten politischen 
Ziel für unser Vaterland muß ein Anliegen aller demokratischen 
Parteien sein. 

(Beifall) 

Herr Oberbürgermeister, Sie haben uns hier in so freundlicher 
Weise willkommen geheißen. Wir sind Ihnen dankbar dafür. Ich 
bin zuversichtlich, daß wir Ihre Stadt in guter Erinnerung be­
halten werden. 
Das Wort hat nunmehr der Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz 
und Vorsitzende des gastgebenden Landesverbandes Rheinland-
Pfalz, unser Freund Dr. Bernhard Vogel. 

Dr. Bernhard Vogel, Vorsitzender des Landesverbandes Rheinland-
Pfalz: Herr Bundesvorsitzender, verehrte Gäste, liebe Freunde! 
Als Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz heiße ich 
alle Teilnehmer des 26. Bundesparteitages der CDU herzlich 
willkommen. Rheinland-Pfalz ist stolz darauf, die Repräsentanten 
der CDU für drei Tage bei sich zu Gast zu begrüßen. 

Unsere Demokratie fußt auf einer breiten Übereinstimmung in den 
Grundwerten unserer Ordnung. Daher können es alle Bürger dieses 
Landes nur begrüßen, daß Sie sich anschicken, ein Grundsatz­
programm zu verabschieden und damit den Bezug dieser Partei zu 
den Grundwerten unserer Ordnung zu verdeutlichen. Allen Bürgern, 
vor allem aber der jungen Generation unseres Landes, tun Sie 
damit einen großen Dienst. Denn diese junge Generation fragt 
nachdrücklich nach unseren Zielen und gibt sich erfreulicher­
weise nicht mehr zufrieden mit jenen, die uns mit schneller Re­
formkost über die Legislaturperioden füttern wollen. 

(Beifall) 

Hinter diesem Land Rheinland-Pfalz, in dem Sie zu Gast sind, 
steht ein ungeheurer Wandel. Durch den Fleiß seiner Bürger ist 
in 30 Jahren Erstaunliches geschehen. Und was geschehen ist, ist 
verbunden mit dem Namen zweier Männer, die durch den Geist der 
Union geprägt wurden. Es ist verbunden mit dem Namen Peter Alt­
meier, der aus Trümmerhaufen entlegener Provinzen ein Land ge­
macht hat, 

(Beifall) 

und es ist verbunden mit dem Namen Helmut Kohl, dessen Hand­
schrift sich tief in dieses Land eingeprägt hat. 

(Beifall) 

Unter Helmut Kohl ist aus diesem Land ein hochgeachtetes Land 
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im Reigen der deutschen Bundesländer geworden. Rheinland-Pfalz 
ist heute ein Land, auf das seine Bürger stolz sein können 
und auf das seine Bürger stolz sind. 
Aber, meine Damen und Herren, es begrüßt Sie nicht nur der 
Ministerpräsident, es begrüßt Sie auch der Landesvorsitzend^ 
der CDU von Rheinland-Pfalz im Namen von 75 000 Mitgliedern. 
Die CDU ist in diesem Lande nach Wählern und nach Mitgliedern 
die stärkste politische Kraft. 

(Beifall) 

Wir sind sehr stolz darauf, daß gerade hier in Ludwigshafen, 
einem der drei historischen Zentren der deutschen Sozialdemo­
kratie, wo die deutsche Sozialdemokratie seit dem 19. Jahrhun­
dert - wie ehedem drüben in Leipzig und in Nürnberg-Fürth -
in allen demokratischen Wahlen die stärkste Partei gewesen ist, 
die Union die Chance hat, das unverwechselbare Profil dieser 
Partei den Wählern wieder klar ins Bewußtsein zu rücken. 

Manches, meine Damen und Herren, verbindet uns mit allen demo­
kratischen Parteien. Aber wir sollten auch darauf achten, dem 
Wähler klarzumachen, was uns unterscheidet, was wir als Christ­
liche Demokraten anders und besser machen wollen. 

(Beifall) 

Zu dem, was uns unterscheidet, gehört übrigens auch das klare 
Bekenntnis zum "C" in unserem Parteinamen. 

(Beifall) 

Und wenn eine Handvoll Geistlicher an dem Gottesdienst heute 
morgen Anstoß genommen hat, dann sagen wir: Diese Partei hat 
ihre großen Treffen schon mit kirchlichen Feiern begonnen, als 
Geistliche noch unterstützten, daß man Gottesdienste machte, und 
nicht dagegen protestierten. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Und was ökumenische Zusammenarbeit betrifft: Gab und gibt es in 
Deutschland eine stärkere Volksbewegung für ökumenische Zusammen­
arbeit als die durch 'das Feuer des Nationalsozialismus gepräg­
te Entschlossenheit unserer Väter, als Kathpliken und Protestan­
ten gemeinsam eine politische Union zu schaffen?! 

(Erneuter lebhafter Beifall) 

Meine Damen und Herren, liebe Freunde! Die Partei dieses Landes 
rüstet sich zur Zeit für drei Wahlkämpfe im ersten Halbjahr 
1979. Wie Sie alle, wählen wir am 10. Juni Europa. Am gleichen 
Tag haben wir Kommunalwahlen, in denen ein ungewöhnlich günsti­
ges Ergebnis unter ungewöhnlich günstigen Bedingungen aus dem 
Jahre 1974 zu sichern ist. Wir wollen das tun, weil wir wissen: 
In den Rathäusern muß beginnen, was im Bundeskanzleramt enden 
soll. 

(Beifall) 

Drittens wählen wir zuvor am 18. März unseren Landtag. Dafür 
ist das Ziel der Union von Rheinland-Pfalz klar: Wir kämpfen 
um eine regierungsfähige Mehrheit für die Union, weil wir wis-
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sen, daß Mehrheiten, die nur durch Koalitionen zustande kom­
men, Unsicherheit und Instabilität mit sich bringen; die Be­
völkerung wünscht aber nichts mehr als klare, sichere und ent­
schlossene Führung. 

(Beifall) 

Wir wissen, meine Damen und Herren - außerhalb unseres Landes 
weiß man es nicht immer so -: Dieses von uns gesteckte Ziel 
ist hoch; denn nur ein einziges Mal in acht Landtagswahlen hat 
die Union in Rheinland-Pfalz die Mehrheit der Wähler hinter 
sich gebracht. Wir werden alle Kraft brauchen, den Erfolg aus 
dem Jahre 1975, den die Union von Rheinland-Pfalz damals unter 
der Führung von Helmut Kohl erstritten hat, 1979 zu wiederholen. 
Wir brauchen dazu Ihrer aller Hilfe. 
Meine Damen und Herren, am selben Tag wie wir wählt Berlin, ein 
paar Wochen später Schleswig-Holstein. Das schafft eine beson­
ders enge Verbindung, eine Kampfgemeinschaft mit Gerhard Stol­
tenberg, mit Peter Lorenz und mit Richard von Weizsäcker 

(Beifall) 

Ich füge im Hinblick auf diese drei Wahlkämpfe hinzu: Es 
stimmt, Demokratie lebt mit der Möglichkeit des Wechsels, 
dort, wo Wechsel notwendig ist. Aber sie kann auch mit dem 
Vertrauen und der Bestätigung leben, dort, wo Vertrauen und 
Bestätigung gerechtfertigt sind. 

(Beifall) 

Wir haben uns auf unserem Landesparteitag vor einer Woche auf 
die drei Wahlen des Jahres 1979 vorbereitet. Wir empfinden die 
Tatsache, daß dieser wichtige Parteitag in dieser Woche in 
Ludwigshafen stattfindet, als Hilfe und Unterstützung. Denn, 
meine Freunde, nur eine Union, deren Identität den Bürgern 
erkennbar ist, die Antwort auf viele Sachfragen gibt und 
unserer Generation vor Augen führt, daß sie geschlossen ist, 
ist die Voraussetzung für den Erfolg in Bund, Land und Kommu­
nen. Wenn das auf diesem Ludwigshafener Parteitag erreicht 
wird, dann hat er seine Aufgabe erfüllt. 

Ich wünsche es Ihnen, den Delegierten und Gästen, und ich 
wünsche es uns, den Gastgebern aus Rheinland-Pfalz: ein gutes 
Gelingenl 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Lieber Bernhard Vogel, Ihnen 
und dem Land Rlielnland-Pfalz sowie der Union in Rheinland-
Pfalz herzlichen Dank für diese freundliche und temperament­
volle Begrüßung. 
Sie haben gesagt, Rheinland-Pfalz sei stolz darauf, diesen 
Parteitag bei sich zu wissen. Lassen Sie mich im Namen aller 
Delegierten sagen: Auch wir freuen uns und sind stolz darauf, 
heute und in den nächsten Tagen Gast des Landes Rheinland-Pfalz 
sein zu können. 

(Beifall) 
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Wir danken der Union in Rheinland-Pfalz für den großen Beitrag 
den sie über viele Jahre für unsere gemeinsame Sache in Deutsch­
land geleistet hat. 
Sie haben an die fast gleichzeitigen Wahlen in Berlin, Rhein­
land-Pfalz und Schleswig-Holstein erinnert. Wir wollen alle 
dazu beitragen, daß dieser Parteitag die Zeichen setzt, die uns 
zu einem großen Erfolg in allen drei Landtagswahlen führen kön­
nen. 
Schließlich möchte ich Ihnen noch herzlich dafür danken, daß 
Sie uns zu dem heutigen Rheinland-Pfalz-Abend eingeladen haben. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, ich darf inzwischen noch einige Gäste begrüßen, 
die zu uns gestoßen sind. Wir freuen uns über die Anwesenheit 
des Präsidenten der Christlich Demokratischen Weltunion, unse­
res langjährigen Freundes Mariano Rumor. 

(Beifall) 

Wir begrüßen die Vertreter der Südtiroler Volkspartei, Dr. 
Grießmair und Dr. Benedikter herzlich unter uns. 

(Beifall) 

Wir begrüßen den Exekutivsekretär der Europäischen Demokrati­
schen Union, Dr. Andreas Kohl, herzlich in unserer Mitte. 

(Beifall) 

Nunmehr erteile ich das Wort zu einer Grußansprache dem Präsi­
denten der Democrazia Christiana Italiens, unserem Freund 
Flaminio Piccoli. 

Flaminio Piccoli, (mit Beifall begrüßt) (Niederschrift auf der 
Grundlage der deutschen Übersetzung): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Freunde! Ich überbringe 
allen den brüderlichen Gruß der Christlich Demokratischen Par­
tei Italiens und ihres Sekretärs Zaccanini. Herr Zaccanini hat 
leider nicht hierher kommen können, weil er eine sehr bedeuten­
de Verpflichtung im italienischen Parlament hat. Er hat eine 
Grußbotschaft an das Präsidium des Parteitags geschickt. 

Ich möchte Herrn Kohl und seinen Mitarbeitern für die herrliche 
Arbeit, die sie in den vergangenen Jahren geleistet haben, meine 
Glückwünsche aussprechen und gleichzeitig dafür danken, daß Ihr 
Vorsitzender Kohl in seinen Eröffnungsworten unseres verstor­
benen Parteipräsidenten Moro gedacht hat. 

(Beifall) 

Wir pflegen laufend Beziehungen mit Ihren leitenden Persönlich­
keiten. Wir empfinden immer mehr die Notwendigkeit, uns mit 
Ihnen in einer verpflichtenden Zusammenarbeit zusammenzu­
schließen, damit wir uns besser verstehen und gemeinsam in 
Richtung auf das Ziel Europa gehen können. Europa ist ein Ziel, 
das uns brüderlich vereint, uns als überzeugte und eifrige 
Hauptmitwirkende, damit wir die Geschichte unseres Kontinents 
zu seiner Einheit zurückführen können, damit Europa in der Welt 
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zählt, damit Europa ein entscheidendes Wort in einer interna­
tionalen Situation mitzusprechen hat, die gekennzeichnet ist 
von neuen Spannungen, von einer Verschlechterung des Entspan­
nungsprozesses, von einem Wettlauf um die zu Ende gehenden 
Energiequellen. 

Der Anlaß Ihres Kongresses erlaubt es mir, Ihnen zusammen mit 
meinen Grußworten auch einige Überlegungen vorzutragen. Die 
erste ist diese. Die italienische Christdemokratische Partei 
war, als Sie Ihren letzten Kongreß abhielten, isoliert und 
wie eingeschlossen als Folge einer Reihe politischer und wirt­
schaftlicher Ereignisse und auch deshalb, weil wir einige 
Grundsatzfragen ausfechten mußten, wobei wir uns in der Min­
derheit befanden. Ich meine die Grundsatzfragen der Scheidung 
und Abtreibung. In den letzten zwei Jahren hat sich die poli­
tische Linie unserer Partei in Richtung auf eine starke Bin­
dung mit jedem Bereich der italienischen Gesellschaft ent­
wickelt, Bindung mit der Jugend, mit den Frauen, Die Christ­
demokratische Partei Italiens befindet sich heute in einer 
Phase kräftigen Aufstiegs auf politischer Ebene und bei den 
Wahlen. Wir fühlen uns vom starken Konsens des gesamten 
italienischen Volkes gestützt. 

Angesichts des Phänomens des Terrorismus und angesichts der 
Wirtschaftskrise hat sich eine weltreichende Allianz von 
Parteien gebildet, die auf der Basis eines Notprogramms die 
einfarbige christlich-demokratische Regierung stützen. Unsere 
politische Situation weist der Christdemokratischen Partei 
seit 30 Jahren ständig einen Anteil von etwa 40 % der Wähler­
stimmen zu. Das macht uns zur relativen Mehrheit. Diese re­
lative Mehrheit - das ist neu - wird heute aber mit dem Un­
willen derjenigen politischen Kräfte konfrontiert, die her­
kömmlich mit Ihr verbunden waren, erneut zusammen mit ihr 
Regierungsverantwortung zu übernehmen. Schuld daran trägt der 
Ausgang der Wahlen 1976, der diesen Partelen eine solche Macht­
stellung zusprach. Daher konnten wir den guten Willen der 
großen Partelen nicht zurückweisen, wenn wir aus der politi­
schen und wirtschaftlichen Krise herauskommen und den Terroris­
mus bekämpfen wollten. Ich weiß, daß Sie im Hinblick auf 
diesen Schritt manchmal Zweifel geäußert haben, vor allem was 
das Problem einer programmatischen Zusammenarbeit mit der 
Kommunistischen Partei Italiens Im Parlament angeht. 

(Redner fährt in deutscher Sprache fort) 

Ihr könnt ruhig bleiben. Wir sind die gleichen geblieben -
die Democrazia Crlstiana von Luigl Sturzo, von Aleide de 
Gasperi, von Aldo Moro. 

(Beifall) 

Der Geist der Democrazia Crlstiana bleibt derselbe. Es ist 
der Geist der Freiheit, des Antitotalltarismus, der euro­
päischen Einigung und der Atlantischen Allianz. 

(Beifall - Der Redner fährt in italienischer Sprache fort) 

Das Italienische Volk hat unsere Gründe begriffen und schließt 
sich um uns wie wenige Male vorher in seiner Geschichte. Die 
zwei Linkspartelen - die Kommunistische Partei und die Soziali­
stische Partei - bekämpfen sich auf ideologischem Gebiet. Der 
Streit geht um die Frage der lebensgefährlichen Risiken der 
marxistisch-leninistischen Ideologien. Sie zeigen so, wenn auch 
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mit beachtlicher Verspätung, an, wie sehr für unser Land und 
auch für Ihres eine Erneuerung aus christlich-demokratischem 
Geiste not tut. 

(Beifall) 

Nun sage ich etwas, was Sie wohl wissen. Während des Jahres 
1978 haben wir sehr harte Prüfungen durchmachen und überstehen 
müssen. Die erste von ihnen war die Tragödie der Entführung 
und Ermordung von Aldo Moro und der fünf Polizisten in seiner 
Begleitung. Wir haben jede Anstrengung unternommen, um das 
Leben unseres Präsidenten zu retten, ohne jemals die Notwen­
digkeit zu vergessen - und dies auch nicht in der Angst von 
54 schrecklichen Tagen -, nicht der Waffengewalt zu weichen, 
die Gleichheitsrechte aller Bürger zu schützen und gründlich 
unsere Pflicht zu beachten, den Staat und seine Institutionen 
zu garantieren. 

(Beifall) 

Dabei haben wir die volle Solidarität der Bürger gefunden, die 
Solidarität der Bruderparteien in Europa und Ihre Solidarität, 
die Solidarität der CDU. So fühlten wir uns angesichts der 
schrecklichen Prüfungen weniger allein. Aber auch heute ver­
sucht die Bosheit unversöhnlicher feindlicher Kräfte, uns als 
die Schuldigen hinzustellen, weil wir dem Terrorismus nicht 
nachgegeben haben. Ja, so ist es! Wenn wir nachgegeben hätten, 
wären wir heute vielleicht nicht hier, um eine starke und 
geeinte Partei zu vertreten, eine Partei, die sich ihrer Zu­
kunft sicher ist. Dann wären in Italien die antidemokratischen 
Kräfte durchgekommen. 

Aldo Moro ist ein Märtyrer der Freiheit, nicht nur für die 
Christlich Demokratische Partei Italiens, sondern für alle Bewe­
gungen aus christlichem Geist. Niemand wird ihn jemals aus dem 
Herzen unseres Volkes reißen können, unseres Volkes, das in 
seinem Opfer die Zusammenfassung unserer schweren Kämpfe um Frei­
heit und Demokratie sieht, die wir seit 1944 bis heute beste­
hen mußten. Was diese Tragödie angeht, was den Terrorismus ganz 
allgemein angeht, werden wir und Sie die Pflicht haben, ihre ge­
heimen Verzweigungen und geheimen Wurzeln aufzudecken. 

(Beifall) 

Wir fahren fort, im Geiste des Dienstes an unserem Lande zu 
wirken. Wir engagieren uns ernsthaft und konkret in der Europä­
ischen Volkspartei, die wesentlich dazu beiträgt, ein demokrati­
sches, pluralistisches, christlich geprägtes Europa zu errei­
chen. Wir werden auch am Rande dieses Kongresses mit Ihren lei­
tenden Persönlichkeiten die gemeinsamen Probleme diesbezüglich 
besprechen. 

Aber das, was ich Ihnen hier im Namen der Christlich Demokra­
tischen Partei Italiens überbringe, ist der Ausdruck dieser 
unsererVerpflichtung zu enger Zusammenarbeit, einer Zusammen­
arbeit, die die Geschichte, die Tradition, die Charakteristiken 
einer jeden Partei christlicher Prägung achtet, eine Zusammen­
arbeit, die uns in den Punkten voranbringen soll - und es sind 
sehr viele - , die die Richtung der europäischen Völker in den 
historischen Tagen bestimmen werden, die der allgemeinen Wahl 
zum Gemeinschaftsparlament vorausgehen und ihr folgen werden. 

Meine Damen und Herren, liebe Freunde, jetzt möchte ich unse-
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rem Wunsch Ausdruck verleihen, daß Ihr Parteitag, der die neue 
Strategie für die 8oer Jahre festlegen soll, die politischen 
Ziele der CDU verwirklichen kann. Gleichzeitig möchte ich un­
seren Wunsch ausdrücken, daß die CDU unter der geschickten und 
fähigen Führung des Parteivorsitzenden für das deutsche Volk 
und die Europäische Gemeinschaft angesichts des nicht homoge­
nen Bündnisses anderer Parteien wieder die Führungsrolle in 
der Bundesrepublik übernimmt. 

(Beifall) 

Herr Präsident, Herr Kohl, liebe Parteifreunde, die italieni­
sche Democrazla Cristlana wünscht Ihnen eine erfolgreiche Ar­
beit im Dienste Deutschlands und Europas. 

(anhaltender Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Lieber Freund Picolll, der Par­
teitag dankt Ihnen für die Botschaft und die Grußworte der 
Democrazla Cristlana Italiens recht herzlich. Die Christlich 
Demokratische Union Deutschlands ist den Italienischen Christ­
demokraten seit Ihrer Gründung in ganz besonderer Welse soli­
darisch verbunden. 

Wir wünschen Ihnen, Herr Präsident Piccoli, für die Führung 
Ihrer Partei, für die Bewältigung der schwierigen politischen 
und wirtschaftlichen Probleme Ihres Landes und für die Ausein­
andersetzung mit dem Kommunismus in Italien Glück und Erfolg. 

(Beifall) 

Und wir wünschen uns gemeinsamen Erfolg bei der Zusammenarbeit 
für die Zukunft Europas. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich darf bekanntgeben, daß sich die 
Mitglieder der Mandatsprüfungskommission um 12.3o Uhr im Büro 
der Organisationsleitung treffen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 8 der Tagesordnung auf: Bericht des Par­
tei Vorsitzenden. 

Ich teile nunmehr unserem Vorsitzenden, unserem Freund Dr. 
Helmut Kohl, das Wort. 

(Beifall) 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Verehrte Gäste! Liebe 
Freunde! Dieser Parteitag steht im Zeichen unseres Grundsatz­
programms. Es ist das erste Grundsatzprogramm in der fast 
3ojährigen Geschichte unserer Partei. Hier in Ludwigshafen wer­
den wir unseren gemeinsamen Standort bestimmen. Am Ende die­
ser Tage müssen unser Profil klarer, unsere Botschaft über­
zeugender, unser Wille entschiedener sein. Wir, meine Freunde, 
werden unser Ziel, die Regierung in der Bundesrepublik Deutsch­
land zu übernehmen, nur dann erreichen, wenn wir ihm nicht kurz­
atmig hinterherrennen; denn gerade die atemlose Jagd nach der 
Übernahme der Regierung rückt diese in weite Ferne. 

Die grundsätzliche Besinnung auf die Ziele unserer Politik Ist 
das, was In dieser konkreten Lage von uns allen gefordert ist. 

(Beifall) 

Deshalb ist dies ein Parteitag der Bilanz, des neuen Aufbruchs, 
der geistigen Mobilisierung. Grundsätze, die wir hier in Lud-
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wigshafen neu unterstreichen, müssen konkrete Konsequenzen ha­
ben. 

Dies, meine Freunde, gilt zu allererst für uns selbst. Wir 
dürfen nicht in diesen Tagen pausenlos von Solidarität sprechen, 
wenn wir sie nicht selbst im Umgang miteinander üben. 

(Beifall) 

Wir haben vielleicht zu oft zu viel Rücksicht auf einzelne oder 
auf Minderheiten in unseren Reihen genommen. Um unserer Zu­
kunft willen, so meine ich, müssen wir auch von den Minderheiten 
mehr Rücksichtnahme auf die Mehrheit fordern. 

(Beifall) 

Es ist höchste Zeit, daß wir uns an zwei elementare Gesetze 
des politischen Erfolgs erinnern und danach handeln: 

Diskussion, auch kritische, auch kontroverse Diskussion nach 
innen, in der Partei, muß sein; das ist das Wesen einer leben­
digen Volkspartei. Aber Geschlossenheit des Handelns, Solidari­
tät in der Sache, nach außen, in der Öffentlichkeit, sind eben­
so unverzichtbar. Dies muß auch dann gelten, meine Freunde, wenn 
eine Diskussion mit einer Mehrheitsentscheidung beendet wurde. 

(Beifall) 

Der kleinste gemeinsame Nennerist kein Fundament politischen 
Erfolges. 

Wer sich auf Kosten der Partei profilleren will, wer sich gegen 
den Geist der Solidarität zur Partei versündigt, der katapul­
tiert sich selbst aus unserer Gemeinschaft heraus. Wir haben 
schon zu viele Beispiele von Illoyalität erlebt. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich meine, Illoyalität ist kein Kavaliersdelikt, sondern Sabo­
tage an unserem möglichen Erfolg. 

(Erneuter Beifall) 

Karl Arnold hat uns schon vor vielen Jahren ins Stammbuch ge­
schrieben: "Die CDU ist durch nichts und niemanden umzubringen 
- es sei denn durch sich selbst". Ich finde, wir sollten diesen 
Satz beherzigen. 

Liebe Freunde, wir haben in den letzten Tagen oft gehört und 
viele wollen uns aus sehr vordergründigem Anlaß einreden, die 
CDU habe ihr Wählerpotential ausgeschöpft. Ich frage Sie: Wo­
rauf stützt sich eigentlich diese ellfertige Behauptung, auf 
welche Daten, auf welche Fakten, auf welche wirklichen Infor­
mationen? 

Wie kommen wir eigentlich dazu, uns so etwas aufschwätzen zu 
lassen? Die CDU/CSU, meine Freunde, regiert in fünf Bundeslän-
frtn unserer Bundesrepublik Deutschland mit absoluter Mehrheit: 
in Baden- Württemberg, in Bayern, in Niedersachsen, in Rhein­
land-Pfalz und in Schleswig-Holstein. Die CDU/CSU ist im Bund 
und in neun von elf Bundesländern die stärkste politische Kraft. 
In zwei Drittel aller Gemeinden der Bundesrepublik verfügen wir 
über die absolute oder die relative Mehrheit. Meine Freunde, 
wir haben die Schallmauer nicht erreicht; wir haben alle Chan­
cen, wenn wir nur selbst wollen. 

(Lebhafter Beifall) 
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Wir werden die Koalition von SPD und FDP von der Basis her auf­
rollen. Unsere Mitbürger, die Menschen haben Vertrauen zu uns, 
wenn sie spüren, daß wir uns selbst etwas zutrauen. Wir müssen 
wieder den ganzen Reichtum christlich-demokratischer Politik 
voll ausspielen, statt unsere Kräfte in Abwehrkämpfen zu ver­
zetteln. Die Mitbürger, die Menschen, die jungen wie die alten, 
wollen keine Kassandra; sie wollen uns als Träger ihrer Hoff­
nungen. 

(Beifall) 

Das heißt, meine Freunde: VJir müssen in der Partei auch neuen 
Ideen Stimme und Gehör verschaffen. Das war - mancher hat es 
vergessen - auch das Gesetz unseres Anfangs und unseres Er­
folges. Damals haben wir ausgefahrene Geleise verlassen, mit 
Mut und nicht ohne Risiko; aber genau mit dieser Politik haben 
wir die Menschen überzeugt. 

Meine Freunde, ich sehe meine Aufgabe nicht darin, sämtliche 
Ideen selber zu produzieren, zu formulieren und durchzusetzen. 
Ich überlasse es Helmut Schmidt, die Welt auf jene Ausmaße zu 
beschränken, die er selber noch einzusehen vermag. 

(Beifall) 

Ich will dafür sorgen - und ich bitte Sie um Ihre Hilfe -, daß 
unsere CDU eine vitale, eine kraftvolle Partei bleibt: offen in 
der Diskussion, glaubwürdig in der Sache und in den Personen, 
die Hoffnungen der Menschen als unsere Themen. So wollen und 
so werden wir siegen, siegen über eine Regierung, die sich 
selbst nur noch mühsam aufrechterhält. 

(Beifall) 

Die Regierung spricht vor allem von Stabilität. Aber, meine 
Freunde, was ist das für eine Stabilität? Jede Landtagswahl 
wird zur Existenzfrage für die Regierung, jede Sachfrage zur 
Koalitionsfrage, jede Personalkrise zur Regierungskrise, jede 
Regierungsvorlage zur Zerreißprobe. 

Die FDP redet von Liberalismus und opfert in Wirklichkeit alles 
ihrem blanken Überleben. Die SPD hofft selbst in ihren Stamm­
landen gar nicht mehr auf Mehrheiten; sie will schlicht und 
einfach nur an der Macht bleiben. 

Sozialdemokraten und Freie Demokraten bilden ein Kartell der 
Macht, das die in Bund und Ländern stärkste Partei, die Union, 
von der Regierung ausschließt. Die scheinheiligen Argumente, 
die für diese Politik vorgetragen werden, überzeugen nicht ein­
mal jene, die sie laut vortragen. 

Meine Freunde, dies ist ein ernster Vorgang: Die Stabilität 
unserer Demokratie wird von diesem Machtkartell untergraben. 
Die Stabilität der Demokratie lebt nicht zuletzt und vor allem 
auch davon, daß die Bürger die Chance haben, durch Wahlen etwas 
verändern zu können, daß parlamentarischer Wechsel möglich ist. 
Wenn erstmals in unserer Geschichte die Stabilität der Bundes­
republik Deutschland unter einer Vielzahl von Parteien brüchig 
würde, wenn Bonn eines Tages doch Weimar werden sollte, dann 
soll jeder in diesem Lande wissen, wo die Ursachen liegen: Sie 
liegen im Verhalten von SPD und FDP.Sie liegen in ihrer Hoffart 
der Macht, die ohne Rücksicht auf Verluste sich an die Macht 
klammert. 

So, wie die Regierung ihre Stabilität beteuert, so beschwört 
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die FDP ihre angebliche Eigenständigkeit. Wo ist denn, so frage 
ich, die liberale Alternative der FDP, wenn sie sich jetzt wie­
der in Schleswig-Holstein an einen der linkesten Landesverbände 
der SPD kettet, den zu unterstützen selbst der stellvertretende 
Parteivorsitzende Helmut Schmidt Schwierigkeiten hat? 

(Beifall) 

Liebe Freunde, niemand soll sich täuschen: Es liegt noch viel 
Arbeit vor uns. Wir wissen, was auf dem Spiel steht - für die 
CDU wie für die Bundesrepublik Deutschland. 

Die CDU hat als stabilisierende Volkspartei das Gesicht unseres 
Landes geprägt. Dies hat unsere gemeinsamen Erfolge erst ermög­
licht. Wir tun gut daran, uns vor dem vierten Jahrzehnt unserer 
Geschichte an unser ungeschriebenes Grundgesetz zu erinnern: 

Es waren Christliche Demokraten, die unserem Land Frieden, 
Sicherheit und Zukunft gegeben haben. 

Es waren Christliche Demokraten, die mit Konrad Adenauer auch 
die geistigen Grundlagen unseres Gemeinwesens gelegt haben, 
nämlich durch die konsequente Anbindung an die freiheitlichen 
Traditionen westlicher Demokratien. 

Es waren Christliche Demokraten, meine Freunde, die in Europa 
den Nationalismus überwunden und den Weg zur Verständigung und 
zum Frieden freigemacht haben. 

Es waren Christliche Demokraten, die Freiheit und soziale Ge­
rechtigkeit, soziale Sicherheit und Markt auf einmalige, pro­
duktive Weise miteinander versöhnt haben in dem unvergeßlichen 
Werk Ludwig Erhards, in der Sozialen Marktwirtschaft. 

Dies ist unser Erbe, das uns verpflichtet, das uns Mut, das uns 
Selbstvertrauen gibt. 

Und, meine Freunde, es werden Christliche Demokraten sein, die 
unserem Land und seinen Menschen den Glauben an ihre Zukunft 
wieder zurückgeben. 

(Beifall) 

Es werden Christliche Demokraten sein, die hier wie in Europa 
die Überlegenheit der Freiheit über eurosozialistische und 
-kommunistische Ideologien bezeugen. 

Es werden Christliche Demokraten sein, die die Soziale Markt­
wirtschaft so weiterentwickeln, daß sie nicht nur freiheit­
lichen und sozialen, sondern auch ökologischen Normen ent­
spricht . 

Und, meine Freunde, es werden Christliche Demokraten sein, die 
der Welt - nach Osten wie nach Süden - die Botschaft über­
mitteln, daß Freiheit und sozialer Fortschritt Grenzen und 
Mauern überwinden. 

(Beifall) 

Dies sind die Themen, die unseren Parteitag beschäftigen müssen. 

Die Verabschiedung des Grundsatzprogramms kommt zum richtigen 
Zeitpunkt. Während sich die Koalition von Wahltermin zu Wahl­
termin schleppt, haben wir die Chance, neue Ideen, neue Pers­
pektiven zu entwickeln und darzustellen. 

Man muß, meine Freunde, in einer Volkspartei, in einer Fraktion, 
in der Gruppe unserer befreundeten Länder im Bundesrat zu Kom-
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promissen kommen. Das gehört zum Wesen, zum Auftrag der Demo­
kratie. Aber wenn vor lauter Kompromissen die originäre Politik, 
der eigentliche Wille, das Gesicht der CDU nicht mehr erkennbar 
sind, dann schaden wir uns selbst. 

(Beifall) 

Für die Wähler, die uns zur Mehrheit zu den 50 Prozent noch 
fehlen, ist dann die CDU als Alternative nicht mehr sichtbar. 

Liebe Freunde, wir haben ein gutes Stück auf diesem Weg in die 
richtige Richtung zurückgelegt. In einer Zeit, da Helmut Schmidt 
das Land nur noch verwaltet, schlecht verwaltet, haben wir in 
der Union neue Themen aufgegriffen. Wir haben die Grundwerte­
diskussion begonnen; 

wir haben uns zum Anwalt der Familien gemacht, wir haben die 
deutsche Öffentlichkeit gegen den drohenden Bevölkerungsrück­
gang mobilisiert; 

wir haben uns eindeutig für die Partnerschaft von Mann und Frau, 
für die eigenständige soziale Sicherung und für die finanzielle 
Anerkennung der Erziehungsleistung der Frau in der Familie ein­
gesetzt; 

(Beifall) 

wir haben ein Programm für die Zukunftschancen der jungen Ge­
neration vorgelegt; 

wir haben nach den geistigen Ursachen des Terrorismus gefragt 
und unsere Vorschläge in die gesetzgebenden Körperschaften 
eingebracht; 

wir arbeiten an einer klaren Alternative zu einer immer mehr 
verbürokratisierten Gesellschaft; wir stoppen den Steuer- und 
Abgabenstaat, wie gerade in diesen Tagen wieder deutlich wurde, 
als die Koalition, gezwungen durch die Union und aus blanker 
Angst vor den Wählern bei den Landtagswahlen, endlich ein 
Stück Vernunft voranbrachte. 

(Beifall) 

Die Partei handelt auf verschiedenen Ebenen: als Partei in 
allen Stufen unserer Organisation, in der Fraktion, im Bundes­
rat, in den Gemeindeparlamenten. Jedes dieser Aktionsfelder 
hat seine eigenen Gesetze und, meine Freunde, seinen eigenen 
Rang, aber auch seine besonderen Chancen. Eine vernünftige 
Strategie kann nur heißen Arbeitsteilung und Verständnis für 
die Rolle des anderen. Das heißt konkret: Die Fraktion muß 
wissen und unterstützen, daß die Partei langfristige Perspek­
tiven zu entwickeln hat. Und die Partei, meine Freunde, darf 
die Fraktion dann nicht schelten, wenn sie um der Glaubwürdig­
keit ihrer Anträge im Parlament willen bei ihren Initiativen 
den Rechenstift zur Hand nimmt. 

Und über den Bundesrat kann noch stärker deutlich werden, daß 
wir dank des föderativen Prinzips voneinander lernen können. 
Von den CDU/CSU-regierten Ländern gingen in diesen Jahren viel­
beachtete Initiativen aus. Ich will stellvertretend für die 
ganze Politik drei davon nennen: Unsere Freunde im Freistaat 
Bayern haben als erste ein Umweltministerium eingerichtet und 
sich dieser Probleme besonders angenomme-^. Wir haben in Rhein­
land-Pfalz mit den Sozialstationen und dem Kindergartengesetz 
ein Modell für moderne Sozialpolitik verwirklicht. Wir haben in 
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Baden-Württemberg ein bahnbrechendes Programm zur Förderung 
junger Familien eingebracht. Greifen wir doch diese Initiativen 
aufl Lernen wir voneinander in allen Bereichen der Politik, und 
wir haben gemeinsam den Nutzen davon! 

(Beifall) 

Mit solcher Politik werden wir den politischen Stillstand über­
winden, zu dessen Anwalt Helmut Schmidt geworden ist. 

Helmut Schmidt hat die Aufgaben der politischen Führung auf 
eine einzige Dimension verkürzt: die bloße Verteidigung der 
Macht. Er weiß so gut wie wir, daß politischer Stillstand in 
Wirklichkeit politischen Rückschritt bedeutet und daß Stillstand 
nicht nur zu Lasten der jetzigen Generation, der heute Lebenden 
geht, sondern vor allem auch zu Lasten kommender Generationen. 

In seiner Rede "Politik als Beruf" spricht Max Weber von den 
"zwei Todsünden auf dem Gebiet der Politik": Von der "Unsach-
lichkeit" und von der "Verantwortungslosigkeit". "Die eitle 
Selbstbespiegelung in dem Gefühl der Macht", so Max Weber, 
führt den Politiker "am stärksten in Versuchung", diese Tod­
sünden zu begehen. Wer "das Bedürfnis" hat, "selbst möglichst 
sichtbar in den Vordergrund zu treten", ist "stets in Gefahr, 
sowohl zum Schauspieler zu werden wie die Verantwortung für 
die Folgen seines Tuns leicht zu nehmen und nur nach dem Ein­
druck zu fragen, den er macht". So weit Max Weber. Treffender 
kann man die Politik des jetzigen Bundeskanzlers nicht be­
schreiben. 

(Beifall) 

Er fragt vor allem nach dem Eindruck, den er "macht". Und so 
tritt er auf: bei Gewerkschaftskongressen als alter Sozialist, 
bei Unternehmern als Gralshüter der Sozialen Marktwirtschaft, 
auf dem Historikertag als Geschichtskenner, vor Bürgermeistern 
als Bürokratiekritiker. Mit verschiedenen Zungen an verschie­
denen Orten zu reden, das ist unverwechselbar Helmut Schmidt. 

(Beifall) 

Meine Freunde, die Frage muß gestellt werden: Was ist ihm zu 
glauben? Was meint er wirklich? Was ist gespielt, was ist vorge­
täuscht? Wir sehen Masken - aber kein Gesicht. Wir hören Worte -
aber sehen keine Taten. Kann ein Widerspruch dramatischer sein 
als der zwischen Wort und Wirklichkeit von Helmut Schmidt? 

An wen soll sich der Bürger eigentlich halten? An jenen Helmut 
Schmidt, der sich in seiner Gedenkrede auf Ludwig Erhard zu 
dessen Erben und Sachwalter ernannte? Oder an jenen Helmut 
Schmidt, der im Deutschen Bundestag Ludwig Erhards Soziale 
Marktwirtschaft als ein "Schlagwort ohne Verfassungsrang" ver­
ächtlich abtat? 
An jenen Bundeskanzler, der an der Bahre Hanns-Martin Schleyers 
feierlich versprach, daß er in der Gesetzgebung zur inneren 
Sicherheit von nun an nichts mehr "versäumen" und nichts mehr 
"verschulden" werde? Oder an jenen Bundeskanzler, der dann vor 
einer Handvoll linker Demagogen in den eigenen Reihen in die 
Knie ging? 

(Beifall) 

Was ist das für eine politische Führung, was ist das für ein 
Stil, was ist das für ein erbärmliches Beispiel, wenn aus purem 
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Eigennutz Amt, Würde und Person des Staatsoberhauptes in den 
Wahlkampf gezerrt werden? 

(Beifall) 

Was ist das für eine politische Führung, die, auch in unserem 
Namen, im Ausland den Eindruck erweckt, als sei Kaiser Wilhelm 
II. wieder die Leitfigur deutscher Außenpolitik geworden? 

(Beifall) 

Was ist das für eine politische Führung, die die geschichtliche 
Erfahrung, die Lehren vom Ende und Untergang der Weimarer Re­
publik in den Wind schlägt und den gemeinsamen Widerstand der 
Demokraten gegen Verfassungsfeinde aufkündigt? 

(Beifall) 

Auch die Scheinwerfer des Fernsehens werden die Perspektivlosig-
keit dieser Politik auf Dauer nicht überstrahlen können. 

(Beifall) 

Die Politik des Kanzlers lebt von ungedeckten Wechseln auf die 
Zukunft - auf Kosten kommender Generationen: Es ist ein schwerer 
Anschlag der SPD und FDP auf die Soziale Marktwirtschaft, ihre 
lebensnotwendige Dynamik durch ein immer engeres Netz bürokra­
tischer Gängelung zu ersticken. 
Es ist ein schwerer Anschlag der SPD und FDP auf die Soziale 
Marktwirtschaft, die Inflation der Ansprüche an den Staat hem­
mungslos zu nähren und den persönlichen Leistungswillen zu ver­
teufeln. 
Es ist ein schwerer Anschlag der SPD und FDP auf die Soziale 
Marktwirtschaft, trotz steuerlicher Überbelastung des einzelnen 
Bürgers einen nie gekannten Schuldenberg aufzuhäufen und eine 
riesige Wachstums- und Investitionslücke entstehen zu lassen. 

Meine Freunde, den Preis zahlen alle Bürger. Arbeitslosigkeit, 
Konjunktur- und Wachstumsschwäche, Resignation und Zukunfts­
angst sind ein zu hoher Preis für diese Politik. Und dies alles 
haben die Sozialdemokraten und die Freien Demokraten mitzuver-
antworten. 

(Beifall) 

Dieser Preis steigt ständig welter. Das Problem einer auf Dauer 
ausreichenden Energieversorgung wächst zu einer Schicksalsfrage 
heran. Die Untätigkeit der Bundesregierung in wichtigen Fragen 
der Zukunftsvorsorge in der Energiepolitik wird eine immer 
schwerere Hypothek für unser Land. 
Meine Freunde, wir können es nicht oft genug sagen: Helmut 
Schmidt, seine Regierung und die sie tragenden Parteien ver­
schleudern die Substanz unseres Landes und plündern seine Zu­
kunft aus: 

(Beifall) 

Der Generationenvertrag, der die soziale Sicherheit aller, der 
Rentner wie der Arbeitnehmer, garantiert, ist gefährdet. Eine 
Sanierung - die diesen Namen verdient - der Finanzgrundlagen 
ist noch lange nicht in Sicht. 
Die Bindungskräfte innerhalb der Familie wurden systematisch 
geschwächt. Die Zahl der Eheschließungen nimmt ab. Die Schei-
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dungsrate wächst. Kinderreichtum droht zu einem sicheren Weg 
in die soziale, materielle Armut zu werden. Jahrelang wurden 
die Eltern durch diese Ideologen verunsichert, wurde ihr Er­
ziehungsauftrag in Frage gestellt. Und jetzt hat der Bevölke­
rungsrückgang dramatische Formen angenommen. 

Die Zukunftschancen der jungen Generation haben sich verschlech­
tert. Die Signale der Hilflosigkeit der Jungen sind deprimie­
rend: 
Die Selbstmordrate bei Jugendlichen steigt; 
die beängstigend wachsende Jugendkriminalität nimmt ein immer 
größeres Ausmaß an; 
die besorgniserregende Flucht vieler junger Leute in Drogen, 
Alkohol und das Psychogift der Jugendsekten ist unübersehbar; 
und schließlich gibt es eine hohe Zahl solcher, die sich poli­
tisch radikalisieren, die unsere Gesellschaft ablehnen und die 
vor Gewalt nicht mehr zurückschrecken. 
Das alles muß uns doch aufrütteln! Die Folgen dieser Versäumnis­
se zeigen sich nirgendwo deutlicher als im Bereich der inneren 
Sicherheit: Die blutige Gewalt durch Terroristen und die Milltanz 
extremer Gruppen setzen sich fort. In einer Reihe deutscher Hoch­
schulen bleiben fortgesetzte Rechtsbrücke ungeahndet, und in 
diesen Hochschulen wurde die Freiheit von Forschung und Lehre 
zerstört. Gegen geltendes Recht und gegen den Willen von Eltern 
und Kindern setzt sich die SPD jetzt dafür ein, daß Kommunisten 
und Faschisten Lehrer an unseren Schulen werden können, 

(Pfui-Rufe) 

Liebe Freunde, die Auszehrung der Substanz, die Gefährdung un­
serer Zukunft, die geistige Orientierungslosigkeit sind längst 
nicht nur ein Problem der Innenpolitik, sondern auch ein Problem 
der Außenpolitik dieser Regierung. Unsere Außenpolitik ist durch 
Brandt, Bahr, Wehner mit Wissen und mit Billigung von Helmut 
Schmidt ins Gerede gekommen. 

(Beifall) 

In der Politik der Sozialdemokraten werden zunehmend Elemente 
sichtbar, die fortführen vom Atlantischen Bündnis, fort von 
den Vereinigten Staaten, unserem wichtigsten Freund und Partner, 
fort von der europäischen Einigungsidee. 
Dies trifft den Lebensnerv der Atlantischen Gemeinschaft und 
damit den Lebensnerv unserer Freiheit und des Friedens für un­
ser Land. 
Liebe Freunde, so sieht die Halbzeitbilanz aus, die Bilanz ei­
ner Regierung, die die Probleme verdrängt und die mit dem ver­
ständlichen Wunsch des Menschen spekuliert, von Bedrohnissen 
möglichst persönlich verschont zu bleiben. 

Wir, die CDU/CSU, sind nicht bei der Diagnose stehengeblieben. 
Wir haben die richtigen Maßnahmen vorgeschlagen. Partei und 
Fraktion haben eine stolze Bilanz vorzuweisen. Meine Freunde, 
es ist an der Zelt, daß das allseits in der Partei gesehen, 
verteidigt und vorgetragen wird, daß wir das, was wir geleistet 
haben, nicht von anderen zerreden lassen, die uns mißgünstig 
sind. 

(Beifall) 

Wir haben eine klare und überzeugende Alternative in der Renten­
politik vorgetragen. Wir haben eine deutliche Alternative in 
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der Steuerpolitik gesetzt, wir haben nicht nur von der Familien­
politik geredet, sondern Stufe für Stufe politisch machbare 
Initiativen vorgeschlagen. Unser Vollbeschäftigungsprogramm ist 
weltgehend in Initiativen umgesetzt. Wir haben als einzige 
Partei ein Programm für die Sicherung der Zukunftschancen unse­
rer jungen Generation eingebracht. Wir waren die ersten, die 
sich mit den geistigen Ursachen des Terrorismus auseinander­
setzten, die eine klare Alternative im Bereich der Politik der 
inneren Sicherheit entwickelt haben. Wir waren es, meine Freun­
de, die nicht nur über Bürokratisierung geredet haben. Wir 
halsen Experten an den Tisch geholt, mit ihnen öffentlich disku­
tiert und werden in den nächsten Monaten dazu konkrete Vorschläge 
erarbeiten. 
Liebe Freunde, das sind nur einige wenige wichtige Beispiele, 
die deutlich machen, was wir leisten durften und was wir leisten 
konnten. Wir haben Alternativen vorgelegt, wir haben Sachkompe­
tenz bewiesen. Wir dürfen uns nicht auf diese Aufgaben be­
schränken. Wir werden uns niemals an Ai;beitslosigkeit, diese 
Staatsverschuldung und soziale Unsicherheit gewöhnen können. 

(Beifall) 

Sosehr aktuelle Probleme unsere Kräfte beanspruchen, sosehr 
müssen wir fähig sein, über den Tellerrand des Krisenmanagements 
hinauszublicken. Unser Land hat die materielle, geistige und 
psychologische Kraft, um mit jedem seiner Probleme fertig zu 
werden. Wenn wir auf diese Kraft vertrauen, wenn wir Raum zur 
Entfaltung schaffen, dann gibt es keine Spur eines Grundes für 
Resignation, für Pessimismus. Wir müssen die Menschen dazu ge­
winnen, daß sie ihren aktiven eigenen Beitrag zur Gestaltung 
der Zukunft leisten. Meine Freunde, das wird aber in der Politik 
nur demjenigen gelingen, der die Menschen davon überzeugen kann, 
daß er ihr Streben nach Glück, nach Freude, nach menschlicher 
Erfüllung ernst nimmt, daß er dieses Streben teilt, daß er hel­
fen will. 
Einem großen Teil unserer Mitbürger geht es heute materiell gut. 
Dennoch stellen wir fest, daß immer mehr Mitbürger unzufrieden 
sind, daß immer mehr Menschen keine Hoffnung haben, daß sie 
Angst vor der Zukunft haben. Kluge Zeitgenossen sagen uns: Schuld 
daran ist eine weit verbreitete Orientierungskrise. Die Menschen 
fragen nach einer überzeugenden Zukunftsperspektive, nach Sinn­
gebung, weil sie wissen wollen, wohin der Weg unseres Staates, 
unserer Gesellschaft geht und welche konkreten Folgen sich 
daraus für ihr ganz persönliches Leben ergeben. 

Auf diese Fragen bleibt die Regierung die Antwort schuldig. Der 
Bundeskanzler hat allein das Machbare für notwendig erklärt, 
um sich mühsam über Wasser zu halten. Er hat auch niemals den 
Anspruch erfüllen können, daß das Notwendige für das deutsche 
Volk getan wird. Im Blick auf eine sozialistische Utopie ist 
den Menschen allzu lange eingeredet worden, ihr Streben nach 
Glück sei solange sinnlos, bis eine grundlegende Systemverände­
rung bessere Voraussetzungen geschaffen habe. Die Träume jener 
sozialistischen Utopisten sind längst zerplatzt. Zurück blieb 
die Verunsicherung, das Mißtrauen, die Skepsis vieler. Es ist 
eine uns tief beunruhigende Tatsache, daß so viele Menschen 
heute meinen, sie müßten sogar ihren eiaenen Gefühlen und 
Empfindungen mißtrauen. Die Liebe zum Vaterland, das Vertrauen 
in unsere Verfassung und ihre Institutionen, die Bereitschaft 
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zu persönlicher Leistung, zum Engagement, die Bereitschaft zum 
Verzicht, zum Dienst am Nächsten, zum Opfer, ja, sogar der 
Wunsch, eine Familie zu gründen und Kinder zu haben, all diese 
ganz natürlichen Empfindungen wurden in Zweifel gezogen. Deshalb 
warten unsere Mitbürger in unserem Lande auf eine politische 
Botschaft, liebe Freunde, die wieder Mut macht, Mut vor allem 
auch für die eigene Zukunft. 
Wir müssen wieder Mut machen zur Familie und zur Erziehung. 
Weil es so kraß in Zweifel gezogen worden ist, wollen wir daran 
erinnern: Familie ist für uns und für die Zukunft unseres Vol­
kes der wichtigste Ort menschlicher Geborgenheit. 

(Beifall) 

Kinder machen bei allen Sorgen vor allem Freude, und nichts 
kann die natürliche Bindung zwischen Eltern und Kindern ersetzen. 

(Beifall) 

Kinder und Familie zu haben, wird bereits viel zu oft nur als 
Einschränkung und Last gesehen. Aber, meine Damen und Herren, 
liebe Freunde, Bindung und Geborgenheit innerhalb der Familie 
bedeuten für den einzelnen auch Sicherheit und damit ein wichti­
ges Stück Freiheit. 
Es ist auch ein Stück menschliches Glück, Werte, Sinn und Er­
fahrung zwischen den Generationen einer Familie zu vermitteln. 
Um unser aller Zukunft willen werden wir deshalb die Familie 
nicht nur in materieller Hinsicht fördern. Wir wollen sie vor 
allem moralisch stärken und ihr wieder Mut machen, ihre ganz 
persönliche Erziehungsaufgabe selbstbewußt wahrzunehmen. 

(Beifall) 

Wir wollen eine soziale Umwelt schaffen, die wieder familien-
und kinderfreundlich ist; der Generationenvertrag im System 
unserer sozialen Sicherheit wird nur dann Bestand haben, wenn 
wir den Familien Vertrauen und Zuversicht zurückgeben, damit 
auch sie wieder in Generationen denken. 
Meine Freunde, wir müssen wieder Mut machen zu Leistung und 
Selbständigkeit. Kaum eine andere Tugend hat den kulturellen, 
geistigen und materiellen Fortschritt der Menschheit so ent­
scheidend gefördert wie die Bereitschaft, wie die Herausforde­
rung zu persönlicher Leistung. Dennoch ist gerade sie in den 
letzten Jahren von den Sozialisten so verfemt worden. 

(Beifall) 

Deshalb müssen wir den Mitbürgern wieder sagen, daß die Bereit­
schaft zur Leistung, zur Selbständigkeit, überhaupt nichts mit 
Egoismus, Strebertum und Ellenbogenmentalität zu tun hat. 

Der Wunsch, seine Individuellen Fähigkeiten zu vervollkommnen, 
ist von jeher einer der überzeugendsten Wege zur Selbstverwirk­
lichung, eine Quelle der Selbstachtung und die Grundlage für 
persönliches Glück gewesen. Viele Menschen wissen gar nicht 
mehr, daß Leistung vom Ursprung her überhaupt nichts mit Streß, 
äußerem Druck und Konkurrenz .;u tun hat. 

(Beifall) 
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Meine Freunde, wir müssen deutlich sagen: Noch häufiger wird 
vergessen, daß Leistung keineswegs ein Privileg der Stärksten 
und der Tüchtigsten ist. 
Auch und gerade die Leistung des Mittelmäßigen, des Schwachen 
und des Behinderten verdient unsere Achtung und Anerkennung. 
Und gerade für ihn ist seine Leistung oft der Kraftquell für 
einen neuen Anfang und für die Hoffnung auf mehr Glück und Sinn. 

(Beifall) 

Der Wille zur persönlichen Leistung ist aber ganz gewiß nicht 
nur ein Weg zur Selbstverwirklichung. Er war immer auch ein v;e-
sentlicher Beitrag zur sozialen Gemeinschaft. Ohne das Streben 
nach Leistung würde unsere Gesellschaft erstarren. 
Leistung, meine Freunde, verliert ihren sozialen Sinn, wenn sie 
der Menschlichkeit entbehrt. Und das müssen wir auch sagen: Was 
wir gegenwärtig an unseren Schulen und Hochschulen als Folge 
sogenannter Reformen an fehlender Kameradschaftlichkeit, an 
Rücksichtslosigkeit und an Opportunismus erleben, hat gar nichts 
zu tun mit einem vernünftigen Streben nach Leistung und Erfolg 
dafür aber um so mehr mit dem rigorosen Verdrängungswettbewerb, 
dem sich viele junge Leute heute ausgeliefert fühlen. 
Anstatt das Leistungsprinzip aufzuheben und den Mangel zu ver­
teilen, müssen wir mehr tun, um unseren jungen Mitbürgern größere 
Chancen zu eröffnen. Das ist die Pflicht unserer Politik. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wir müssen unseren Mitbürgern auch wieder mehr 
Vertrauen in unsere Verfassung, in unseren Staat und in seine 
Institutionen zurückgeben. Wir leben in der Bundesrepublik in 
einem Land, das allen Bürgern ein hohes Maß an persönlicher und 
politischer Freiheit sichert, in dem das Recht Geltung hat, in 
dem die Grundrechte beachtet werden und in dem unabhängige Rich­
ter die Regierung und die Verwaltung in Ihre Schranken verwei­
sen. 
In diesem Land, in dieser unserer Bundesrepublik, gibt es weder 
Berufsverbote noch Gesinnungsschnüffelei. 

(Lebhafter Beifall) 

Hier blockieren Jugendsünden keinen Lebensweg und dürfen auch 
in Zukunft keinen Lebensweg blockieren. So will es unser Recht, 
und so wollten es alle Demokraten in der Geschichte unseres 
Landes. Aber, meine Freunde, wir erleben gegenwärtig eine Kam­
pagne, deren Urheber so tun, als sei all dies nicht wahr. 

Soweit es sich um Kommunisten, um Feinde dieser Demokratie han­
delt, welche weltweit antreten, die gesamte Bundesrepublik zu 
verteufeln, braucht uns dies nicht sonderlich zu wundern. Aber 
wir erleben jetzt, daß auch Sozialdemokraten und Freie Demokra­
ten den Eindruck erwecken, der Staat mißbrauche das Prinzip der 
Verfassungstreue im öffentlichen Dienst, um kritisches Denken 
einzuschüchtern und junge Menschen zu verunsichern. Ich will 
klar und deutlich für die CDU dazu sagen: Jeder Bürger unseres 
Landes hat einen Anspruch darauf, daß ihm im öffentlichen Dienst 
Beamte begegnen, deren Treue gegenüber Verfassung und Recht 
außer Zweifel steht. 

(Beifall) 
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Unser Staat braucht junge Bürger, für die Demokratie, Toleranz 
und Menschlichkeit verpflichtend sind. Denn nur dann wird sich 
diese Republik das Vertrauen aller Bürger auf Dauer bewahren 
'<Önnen. 
Falsch verstandene Liberalität gefährdet dieses Vertrauen. Wir 
haben die Lektion der Weimarer Republik begriffen. Damals waren 
Kommunisten und Faschisten nur in einem einig: den demokrati­
schen Staat zu zerstören. Das darf nie wieder geschehenf 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Wir handeln mit und für die vielen Eltern und Kinder, die sich 
doch die Lehrer nicht aussuchen können und die jetzt die Sorge 
bedrückt, daß kommunistische oder faschistische Lehrer ihre 
Kinder eines Tages gegen den Staat und die Elternhäuser auf­
hetzen. 
Vor allem, meine Freunde, denken und handeln wir für die rund 
3 Millionen Bürger, die als Flüchtlinge aus dem anderen Teil 
Deutschlands gekommen sind, viele unter Einsatz ihres Lebens. 
Nicht wenige unter ihnen sind diesen bitteren Weg gegangen, um 
zu verhindern, daß ihre Kinder von kommunistischen Lehrern er­
zogen werden. 

(Beifall) 

Wir respektieren die Gewissensentscheidung, die gerade unser 
Grundgesetz in vielen Bereichen für den einzelnen offenhält. 
Wir respektieren die wirkliche Gewissensentscheidung eines 
jungen Mannes, der aus religiöser oder weltanschaulicher Über­
zeugung den Wehrdienst mit der Waffe verweigert und einen Er­
satzdienst leistet. Aber gerade weil wir dies respektieren, 
respektieren wir auch die Gewissensnot von Hunderttausenden von 
Müttern und Vätern, die dann entstehen muß, wenn an staatlichen 
Schulen kommunistische oder faschistische Lehrer ihre Kinder 
unterrichten. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall) 

Wer es für "liberal" - so sagt man dann doch - hält, auch noch 
den Feinden unserer Verfassung den Zugang zu Macht und Verant­
wortung im Staat offenzuhalten, der verschleudert den Wert de­
mokratischer Freiheitsrechte, der mißachtet die Lehren der Ge­
schichte. 
Der unsinnigen Vorstellung einer "Bürgerfreiheit zum Nulltarif" 
hat das Bundesverfassungsgericht bereits in seinem Urteil zur 
Wehrpflichtnovelle eine klare Absage erteilt. Wer es nicht wagt, 
das Prinzip der Verfassungstreue im öffentlichen Dienst ent­
schlossen und mutig zu vertreten, der stellt doch dem demokra­
tischen Selbstbewußtsein und der Zivilcourage gerade unserer 
jungen Mitbürger ein erbärmliches Zeugnis aus. 

(Beifall) 

Wir in der CDU glauben nicht daran, daß sich die jungen Bürger 
unseres Landes durch eine Angstkampagne in ihrer demokratischen 
Standfestigkeit unsicher machen lassen. Es ist ein Ausdruck der 
Achtung vor unseren jungen Mitbürgern, wenn wir sie als mündige 
Demokraten ernstnehmen. 
Wenn wir hier vom Vertrauen im Verhältnis zwischen Bürger und 
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Staat sprechen, dann gehört in diesen Zusammenhang auch das 
Thema Bürokratie. Vielen Bürgern wird es immer schwerer gemacht, 
den eigenen Staat und sein Verhalten zu begreifen. 

Bei der Wehrdienstverweigerung und in der Radikalenfrage wer­
den die Vertrauensvorschüsse großzügig ausgeteilt. Auf der ande­
ren Seite aber erlebt der gleiche Bürger, daß ihm der Staat in 
fast allen Lebensbereichen mit extremem Mißtrauen begegnet.h. 

Eine Fülle zunehmender bürokratischer Regelungen engt seinen 
Handlungsspielraum immer weiter ein. Immer weiter wird der 
Behördenapparat zur Kontrolle ausgebaut. Viele kritisieren 
heute das Übermaß an Bürokratie. Aber die Verantwortlichen ha­
ben noch immer nichts Entscheidendes gegen diese Entwicklung 
getan.' 

Hier, meine Freunde, ist grundsätzliches Umdenken notwendig. 
Dieser Anruf richtet sich auch an uns. Wir sind im Bund Oppo­
sition. Wir sind beteiligt an der Gesetzgebung in Bundesrat 
und Bundestag. Wir verfügen über die Mehrheit in der Mehrzahl 
der deutschen Bundesländer und in vielen Gemeinden. Zunehmen­
de Bedrückung des Bürgers durch Bürokratie ist nicht einfach 
die Frage einer Partei, sondern geht auch uns als Union ganz 
persönlich etwas an. 

(Beifall) 

Wenn wir das Wort vom mündigen Bürger ernst meinen, dann muß 
der seit Jahren fortschreitenden sozialen Entmündigung der 
Menschen in unserem Land durch einen allzuständigen Staat ent­
schlossen Einhalt geboten werden. Dies ist eine der wirklich 
humanen Aufgaben der nächsten Jahre. 

Familie und Jugend, Leistung und Selbständigkeit, Staat und 
Bürger, Bürokratie und mehr Vertrauen zum Staat sind Themen, 
die die innere und die geistige Verfassung unserer Gesell­
schaft, unseres Staates bestimmen. 

Aber wir müssen fähig sein, darüber hinaus auch andere Proble­
me anzupacken. Ich will zwei Themen beispielhaft ansprechen. 
Umwelt,'Energie und Wachstum - diese drei Begriffe, meine 
Freunde, umschreiben Problemfelder, die in den nächsten Jahren 
und Jahrzehnten zunehmend unsere Aufmerksamkeit verdienen. 
Viele von uns spüren es - und es ist in weltweitem Maßstab in 
den Kirchen aufgebrochen -: Die Menschheit Ist an einem kriti­
schen Punkt ihrer Entwicklung angelangt. Ihr Überleben hängt 
von der Sicherung eines ökologischen Gleichgewichts ab, das 
zunehmend gefährdet ist. 

Die Grenzen des Wachstums sind, so meine ich, nicht erreicht. 
Aber, meine Freunde, sie lassen sich nicht beliebig manipulie­
ren und ausdehnen. Auf unserem "Raumschiff Erde" wird zukünftig 
in wichtigen Punkten anders ge_wirtschaftet werden müssen, als 
wir es bislang gewohnt sind. Wie soll unsere Zukunft aussehen? 
Wir wollen eine lebenswerte und gesunde Umwelt erhalten. Dazu 
sind unsere Anstrengungen nötig: zum Schutz der Natur, des 
Wasserschatzes, der Landschaft. 

Wir wollen am Arbeitsplatz Gesundheitsschäden durch Lärm und 
Gift, aber auch durch Monotonie ausschließen. Zur Umwelt des 
Menschen, wie wir sie als Christliche Demokraten verstehen, 
gehören auch seine Arbeitswelt und deren Humanisierung. Wir 
wollen eine sinnvolle Raumordnung, die die menschlichen Tätig-
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kelten Arbeiten, Wohnen, Freizelt und Erholung nicht Immer wel­
ter auseinanderreißt, sondern sinnvoller einander zuordnet. 

Wir müssen die Rohstoffquellen schonen und die Umwelttechnolo­
gie fördern. Wir lassen uns jedoch nicht jene falsche, gefähr­
liche Alternative "Umwelt o d e r Wachstum" aufschwätzen. 

(Beifall) 

Wir haben in der Zwischenzeit erlebt, daß Umweltinvestitionen 
Wachstum fördern. Für uns sind Wachstum und Umweltschutz kein 
Gegensatz, Diese neuen Probleme haben vor Jahren Parteien und 
Politiker - wer wollte es leugnen - weithin unvorbereitet ge­
troffen. Viele reagierten unsicher, unterschiedlich. Einmal 
mehr reagierten Soziallsten und Marxisten reaktionär, die den 
Problemen zum Ausgang des 20. Jahrhunderts mit den Denkscha­
blonen des 19. Jahrhunderts begegnen wollen. 

Defensiv verhält sich, wer auf die neuen Fragestellungen di­
rigistisch mit Geboten und Verboten antwortet und sich dabei 
hinter den Mauern der Bürokratie verschanzt. 

Ich finde, meine Freunde, hier haben wir eine großartige 
Chance, an eine große Tradition der CDU anzuknüpfen. Wir hat­
ten doch schon einmal gegen den reaktionären Widerstand der 
Soziallsten In einer einmaligen Pionierleistung die Soziale 
Marktwirtschaft konzipiert und durchgesetzt. Mit dieser Sozialen 
Marktwirtschaft haben wir den freien Markt in den Dienst des 
sozialen Ausgleichs gestellt. Jetzt kommt es darauf an, die 
Soziale Marktwirtschaft mit den Notwendigkeiten ökologischer 
Erfordernisse in Einklang zu bringen. Die Sozialdemokraten 
behaupten - wie immer aus ihrem falschen Denken heraus - dies 
sei nicht möglich, die Gefährdung der Umwelt erfordere mehr 
staatliche Lenkung statt marktwirtschaftliche Steuerung. 
Liebe Freunde, das kommt uns doch seltsam vertraut vor. Wir 
begegnen hier den gleichen Argumenten, die vor 30 Jahren ge­
gen Ludwig Erhard und die Soziale Marktwirtschaft vorgetra­
gen wurden. Damals hieß es, die Probleme des Wiederaufbaus, 
die sozialen Probleme seien nicht mit, scndern nur gegen den 
Markt zu lösen. Damals wie heute hat die Phantasie der Sozia­
listen nicht ausgereicht, zu einer wirklich neuen, zukunfts­
trächtigen Lösung durchzustoßen. Damals wie heute ist es die 
große Chance der Union, nicht nur die Soziale Marktwirtschaft 
zu verteidigen, sondern im Blick nach vorne - auf neue Pro­
blemstellungen - weiterzuentwickeln. 

(Beifall) 

Meine Freunde, lassen Sie uns das doch ganz offen sagen: Um­
weltschutz ist eine große konservative Aufgabe mit Zukunft, 
und wir wollen sie anpacken! 

(Beifall) 

Wir brauchen Wachstum, um unsere sozialen Aufgaben zu erfül­
len und unsere Zukunft lebenswert zu halten. Es gibt junge 
Menschen - ich sage offen: oft recht sympathische junge Leute -, 
die nach alternativen Lebensformen suchen. Aber, meine Freun­
de, das "einfache Leben" ist kein Rezept und kein Ideal für 
alle. Es muß andere Möglichkeiten geben. Das sage ich auch 
jenen^ die das einfache Leben unbedingt aus Ihrer persönli­
chen Überzeugung wollen. Das radikale Postulat des einfachen 
Lebens wird doch zum Terror für alle, wenn man es verordnen 
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oder Wirtschaft und Gesellschaft auf dieser Maxime aufbauen 
wollte. 

Liebe Freunde, es geht hierbei nicht nur um ökonomische und 
technische Fragen, sondern auch um zutiefst menschliche und 
moralische Probleme. Auch und gerade an diesen Fragen, so 
ĝ laube ich, entscheidet sich unsere Solidarität mit künftigen 
Generationen. Wenn z.B. der Bau von Kernkraftwerken gestoppt 
wird und die Energiepreise in die Höhe schnellen, können die 
westlichen Länder noch einigermaßen mithalten. Die Zeche wer­
den aber jene Entwicklungsländer zu zahlen haben, die das Öl 
zum nackten Überleben brauchen. Wir sollten es deutlich, mit 
Mut und Entschlossenheit sagen: Wer ein Kernkraftmoratorium 
befürwortet, plädiert - auch wenn er es nicht weiß und nicht 
begreift - dafür, heute das Brot für die Welt von morgen zu 
verbrennen. 

(Beifall) 

Wir werden am 1. und 2. März des kommenden Jahres in Bonn in 
einer großangelegten Fachtagung mit Wissenschaftlern und 
Experten diesen ökonomisch-ökologischen Dialog aufnehmen und 
weiterführen. Für uns geht es dabei nicht zuletzt um die Fra­
ge, wie die falsche Alternative Umwelt oder Wachstum aufzulö­
sen ist, was "Fortschritt" in Zukunft noch heißen und welche 
Richtung er nehmen soll und wie auch im dritten Jahrtausend 
eine menschliche Zukunft in Freiheit nach unserer Überzeugung 
möglich ist. 

Liebe Freunde, ich habe einige der großen Probleme der deutschen 
Innenpolitik angesprochen. Sie erfüllen uns mit tiefer Sorge. 
Wir dürfen uns dadurch aber nicht den Blick für die Aufgaben 
außerhalb der Grenzen unseres Landes verstellen lassen. Außen­
politik ist mehr als ein Instrument zur Lösung bloßer innen­
politischer Probleme. Unsere Verpflichtung, das freie Europa 
zu einigen und den Frieden in der Welt zu sichern, verlangt eben 
mehr als nur die Überlegung, wie wir Währungsfragen lösen. Un­
sere Verpflichtung für die Allianz der freien Welt ist mehr als 
die Sicherung des militärischen Gleichgewichts zwischen den 
Blöcken. Entspannungspolitik, Friedenspolitik ist für uns mehr 
als wirtschaftliche und wissenschaftlich-technologische Koope­
ration. 
Dies gilt auch und nicht zuletzt für unsere Nord-Süd-Politik, 
sie kann sich nicht nur - so wichtig dies gewiß auch ist - auf 
einen Teil, etwa auf den südlichen Teil Afrikas oder die Frage 
der Sicherung der Rohstoffquellen beschränken. Wir tragen als 
Bundesrepublik gegenüber den Entwicklungsländern Verantwortung, 
weil wir nach wie vor eine der stärksten Industrie- und Handels­
nationen der Welt sind und weil wir, die CDU, eine Partei sind, 
die sich zu einer Politik aus christlicher Verantwortung ver­
pflichtet weiß. 

(Beifall) 

Die Probleme der Dritten Welt sind vielschichtiger und schwieri­
ger geworden. Nach dem Entwicklungsbericht der Weltbank in die­
sem Jahr leben noch immer rund 800 Millionen Menschen in abso­
luter Armut, mit einem Einkommen von unter 5oo DM im Jahr, was 
für eine menschenwürdige Ernährung viel zu wenig ist. 4o % der 
Bevölkerung der Entwicklungsläriier sind davon betroffen. Wenn 
die Entwicklung im bisherigen Tempo und Ausmaß anhält, wird es 
im Jahre 2ooo noch immer Soo Millionen absolut Arme geben. In 
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den nächsten 2o Jahren müssen jährlich mehr als 3oo Millionen 
Arbeltsplätze geschaffen werden, um allein mit dem natürlichen 
Zuwachs an Arbeitskräften Schritt halten zu können. Meine Damen 
und Herren, es sollte niemand hier im Räume glauben sich heute 
noch jenen Luxus wie zu Goethes Zeiten erlauben zu können, ein­
fach zuzuschauen, wenn fern in der Türkei die Völker aufein-
anderschlagen. Diese Entwicklung in der Welt, diese Bilanz muß 
uns zutiefst aufwühlen. Niemand von uns weiß, ob diese schwelen­
de Krise nicht irgendwann - vielleicht noch zu Zeiten unserer 
Generation - wie ein Vulkan ausbricht. Deswegen können wir es 
nicht beim bloßen karitativen Appell belassen. Wir dürfen uns 
auch keinen Illusionen über die notwendigen Mittel zur Linde­
rung dieser Armut hingeben. Wenn wir die knappen Mittel und Res­
sourcen nicht verschwenden wollen, brauchen wir eine klare Poli­
tik, realistische Zeitpläne und geeignete Maßnahmen. Meine Freun­
de, das wäre ein wirklicher Beitrag für den Frieden, den wir 
leisten müssen, den wir leisten wollen, auch wenn ich weiß, daß 
diese Fragen In breiten Kreisen der deutschen Öffentlichkeit 
und in der eigenen Partei nicht sonderlich populär sind. Nicht 
das, was populär ist, ist vor der Geschichte richtig. Es kommt 
darauf an, daß wir erkennen, daß der Mantel der Geschichte durch 
Zeit und Raum geht und wir uns unserer Verantwortung gemäß ent­
sprechend einrichten. 

(Beifall) 

Gerade unsere jungen Mitbürger haben ein feines Gespür dafür, ob 
wir die politisch Verantwortlichen in dieser Generation, in der 
Lage sind, persönlichen und nationalen Egoismus zu überwinden. 
Neben den absolut armen Ländern gibt es die Gruppe der Entwick­
lungsländer mit mittlerem Einkommen und als dritte Gruppe die 
der ölexportierenden Länder.ihr Anteil am Welthandel wächst. 
Immer häufiger sind sie unsere Partner, häufig jetzt auch schon 
unsere Gläubiger. Wer dies sieht, weiß, daß Entwicklungshilfe­
politik längst nicht mehr ein humanitäres Problem zwischen 
denen, die geben, und solchen, die empfangen, ist. Wir müssen 
erkennen, daß das Wachstum der Entwicklungsländer in den ver­
gangenen Jahren auch die Exporte der Industrienationen ankurbel­
te. Das Wachstum der internationalen Wirtschaft hat zu höherem 
Wachstum in vielen Entwiclungsländern beigetragen. Die Abhän­
gigkeit nimmt nicht ab; sie nimmt zu. Unser Ziel muß es sein, 
nicht nur die Arm.ut zu verringern, sondern zugleich auch das 
Wachstum zu beschleunigen. Daran muß die Bundesrepublik, eine 
der großen exportorientierten Nationen der Welt, interessiert 
sein. Unser Beitrag darf nicht nur darin bestehen, daß wir un­
sere eigene wirtschaftliche Erholung beschleunigen; wir müssen 
vielmehr auch zur Lösung der VJeltwirtschaftsprobleme beitragen. 
Unser Beitrag, muß beispielsweise auch darin bestehen - hier 
stehen wir in der Verantwortung, weil wir in vielen Ländern der 
Bundesrepublik die Landesregierungen und die Kultusminister 
stellen -, daß wir unsere Kinder ermutigen, Sprachen - Spanisch, 
Portugiesisch oder Arabisch - zu lernen. Wenn jetzt vereinbart 
wurde, daß in den nächsten Jahren 45o chinesische Studenten als 
herzlich willkommene Gäste zu uns kommen, dann müssen auch junge 
Deutsche in die Volksrepublik China hinübergehen und dort stu­
dieren, um einen weltweiten Austausch auch im Geistigen zu er­
möglichen. 

(Beifall) 
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Es ist eine zutiefst bedrückende Bilanz, daß immer weniger junge 
Bürger bereit sind, für einige Studien- oder Arbeitsjahre ins 
Ausland zu gehen. Es ist ein barer Hohn: Wir haben gegenwärtig 
einen Kanzler, der sich gern schon als Weltkanzler feiern läßt, 
und gleichzeitig ist die Zahl von deutschen Studenten und Schu­
lern, die im Ausland lernen und studieren, so niedrig wie nie 
zuvor. Das Land droht zur geistigen Provinz zu werden. Das ist 
ein schlimmer Hinweis auf die Zukunft der Bundesrepublik. 

(Beifall) 

Meine Freunde, lassen Sie mich zum Schluß noch einmal die Grund­
sätze unserer Politik zusammenfassen. Unser Leitbild ist die Per­
son, die unverwechselbare Persönlichkeit des einzelnen, der 
freie - nicht der verwaltete, der selbständige - nicht der be­
vormundete Bürger. Deshalb sieht unsere Politik anders aus als 
die der Sozialisten. Unser Bild vom Menschen trägt weder ideolo­
gische noch utopische Züge. Wir .iiachen Front gegen die soziali­
stische Maxime, wonach die Gesellschaft der Schlüsselbegriff der 
Politik sei - nicht der Mensch mit seinen Grundrechten und Grund­
freiheiten, mit seinem Anspruch auf persönliches Glück. 
"Demokratie ist mehr als eine parl.amentarische Regierungsform", 
schreibt Konrad Adenauer in seinen Erinnerungen. Er sagt: "Demo­
kratie ist eine Weltanschauung, die wurzelt in der Auffassung 
von der Würde, dem Wert und den unveräußerlichen Rechten eines 
jeden einzelnen Menschen. Eine echte Demokratie muß diese un­
veräußerlichen Rechte und den Wert eines jeden einzelnen Men­
schen achten im staatlichen, im wirtschaftlichen und kulturel­
len Leben." 

Meine Freunde, nehmen wir diese großartigen, unvergeßlichen 
Worte Konrad Adenauers so, wie sie verstanden werden müssen: 
als ein Vermächtnis für die Christlich Demokratische Union 
Deutschlands, als einen Auftrag an uns alle, für unsere Ziele 
mit nie versiegendem Mut, mit entschiedener Leidenschaft, mit 
äußerstem Einsatz zu kämpfen. Eine lebendiae Reoublik freier 
Bürger zu schaffen, das ist unser politischer Auftrag für Deutsch­
land. Denn nur unsere Politik setzt jene schöpferischen Kräfte 
im Menschen frei, die unser Land so bitter nötig hat, wenn es 
die Zukunft meistern will. 

(Beifall) 

Menschlichkeit, Güte, Treue, Verantwortungsbewußtsein, Fleiß, 
Pflichtgefühl und Opferbereitschaft, das sind die Tugenden frei­
er Bürger. Ohne diese Tugenden hätte dieses Land aus den Trüm­
mern, die uns die menschenverachtende Politik der Nationalso­
zialisten hinterlassen hat, nicht herausfinden können. Ohne 
diese Tugenden kann unser Land die Herausforderungen nicht be­
stehen, die vor uns liegen, den Berg der Probleme nicht abtra­
gen, den eine falsche Politik mittlerweile aufgetürmt hat. Das 
ist Politik für die Zukunft. 

Meine Freunde, so rufe ich Sie alle auf: Setzen Sie sich mit 
uns allen gemeinsam mit aller Kraft für dieses Ziel ein. Wir 
können und wir werden diesen Kampf gewinnen - wenn wir nur wol­
len. Wir müssen hart arbeiten, wir müssen mutig kämpfen. Tun 
wir unsere Pflicht ! 

(Anhaltender lebhafter Beifall -
Die Delegierten erheben sich) 
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Dr. Berhard Vogel, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, 
wir danken Helmut Kohl für diese große Rede, die dip nnfwon-
dlge Bestimmung unseres politischen Standorts vornahm, die die 
Perspektiven für die Zukunft aufzeigte und die gleichzeitig eine 
hervorragende Einführung in die Problematik dieses Bundespartei­
tages brachte. Vielen Dank, Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Aber dieser Dank geht über den heutigen Tag hinaus. Er gilt 
auch der Arbeit von Helmut Kohl, seinem unermüdlichen und selbst­
losen Einsatz als Bundesvorsitzender dieser Partei seit mehr als 
fünf Jahren. 

(Beifall) 

Es gilt auch seiner Arbeit als Fraktionsvorsitzender unserer 
gemeinsamen Unionsfraktion Im Deutschen Bundestag. 

Wenn diese Partei mit Zuversicht in die kommenden Wahlen geht, 
wenn diese Partei heute in der Sache eine Geschlossenheit zeigt, 
wie selten zuvor in der Geschichte der Union, wenn diese Partei 
heute über eine personelle und inhaltliche Schlagkraft verfügt, 
die uns im Bund und in fast allen Ländern der Bundesrepublik zur 
stärksten politischen Kraft werden ließ, dann ist dies in beson­
derer Weise das Verdienst dieses Mannes. 

Wir, die Delegierten dieses Parteitags, dieser Parteitag, rufen 
Helmut Kohl zu: Diese Partei steht solidarisch und geschlossen 
hinter ihrem Vorsitzenden. 

(Beifall) 

Aber,meine lieben Freunde, wenn wir von Familie nicht nur re­
den, sondern tatsächlich an sie denken, dann muß der Dank in 
dieser Stunde auch Frau Hannelore Kohl für ihren selbstlosen 
Einsatz an der Seite ihres Mannes gelten. 

(Beifall) 

Ein Mitglied des Tagungspräsidiums, der Repräsentant der Jun­
gen Union, überreicht als Ausdruck dieses Dankes Frau Kohl einen 
Strauß roter Rosen. 

(Beifall) 

Ich berufe die zweite Plenarsitzung auf 14.3o Uhr hierher ein. 
Ich schließe die Vormittagssitzung. 

(Schluß der Sitzung: 13.18 Uhr) 

41 





2. Plenarsitzung 
Beginn: 14.50 Uhr 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, 
ich eröffne wieder unseren Parteitag. 
Zunächst darf ich noch einmal auf folgendes hinweisen: Wir 
haben heute vormittag beschlossen, daß die Frist zur Abgabe 
von Anträgen zur Präambel und zu den ersten beiden Abschnitten 
- "Das Verständnis vom Menschen" und "Grundwerte" - heute 
abend um 18 Uhr abläuft. 
Wir haben jetzt die Freude, zwei weitere Ehrengäste auf unserem 
Parteitag begrüßen zu können: 
Ich begrüße den Präsidenten des Deutschen Richterbundes, Herrn 
Dr. Leo Witte. 

(Beifall) 

Ich begrüße ferner mit besonderer Herzlichkeit den Vorsitzenden 
des Bundeselternbeirates, Graf von Waldburg-Zeil. 

(Beifall) 

Vor Eintritt in die Tagesordnung erteile ich jetzt zunächst dem 
Präsidenten der Weltunion Christlicher Demokraten, dem langjäh­
rigen italienischen Ministerpräsidenten, unserem Freund Mariano 
Rumor das Wort. 

Mariano Rumor (mit Beifall begrüßt) (Niederschrift auf der 
Grundlage der deutschen Übersetzung): Liebe Freundet Der Gruß 
der Weltunion der Christdemokraten, den ich als deren Präsident 
überbringen darf, ist ganz besonders herzlich. Ihm möchte ich 
auch den Gruß der Union europäischer Christdemokraten anschlie­
ßen, deren Vorsitzender Herr von Hassel ist. 

(Beifall) 

Die CDU ist ein grundlegender Bestandteil unserer Weltorgani­
sation. Ihren Spitzenvertretern und vor allem ihrem Vorsitzen­
den, Herrn Kohl, sowie der Konrad-Adenauer-Stiftung müssen wir 
als Christdemokraten in der Welt unseren besonderen Dank und 
unsere besondere Anerkennung für den Beitrag aussprechen, den 
sie für die Existenz und die Weiterentwicklung der Bewegung 
leisten, in der Parteien und aktive Christdemokraten aus fünf 
Kontinenten vereint sind. Die CDU ist jedoch auch Bezugspunkt, 
Gegenstand größter Achtung und Wertschätzung für die Kraft und 
die Kontinuität sowie das Engagement, mit denen sie die Ver­
wirklichung der gemeinsamen Ideale von Freiheit, Solidarität und 
Gerechtigkeit fördert, die die Grundlagen und die Daseinsbe­
rechtigung unserer gemeinsamen Arbeit darstellen. 

Die Aufgabe der europäischen Christdemokraten als fester Bestand­
teil und ausschlaggebende Komponente der großen christlich-demo­
kratischen Weltfamilie besteht heute darin, für die Schaffung 
des mutigsten politischen und staatsbürgerlichen Vorhabens un­
serer Geschichte den entscheidenden Anstoß zu geben. 

Die europäische Einheit steht an der Spitze unserer Bestrebungen. 
Die christlichen Demokraten als entscheidende Kraft bei der 
Schaffung der ursprünglichen Europaidee sind heute dazu berufen, 
den Eckpfeiler dafür aufzustellen, das Europäische Parlament, 
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und jeder von uns spürt, daß mit dem Europäischen Parlament ein 
Weg beginnt, auf dem man nicht mehr umkehren kann. Das Europa 
der Völker beginnt seinen unaufhaltsamen Marsch. 

Wir begrüßen dieses außergewöhnliche Ereignis und verpflichten 
uns, ihm für unseren Teil die Qualifikation unserer breiten Ver­
tretung zu geben, nicht nur deshalb, weil es für Europa selbst 
von größter Bedeutung ist, sondern auch deshalb, weil es ein 
sehr wichtiges Ereignis für die Länder und Völker Osteuropas, 
Lateinamerikas und Afrikas ist. Es ist eine beispielhafte Bot­
schaft, die Europa allen Völkern zuruft. 

Europa ist aber vor allem ein wunderbarer Schatz an Zivilisation, 
Kultur, Kreativität, ein Sammelbecken, in dem sich Produktion 
und Handel immer mehr integrieren. Althergebrachte und ganz 
neue Beiträge der verschiedenen nationalen Eigenheiten müssen 
in den Dienst einer Politik der Entwicklung der menschlichen 
Solidarität und damit eines sicheren Gleichgewichts und des 
Weltfriedens gestellt werden. 

(Beifall) 

Es liegt an uns Christdemokraten, den armen Völkern, den Völkern, 
die sich schwer tun,zu einer organischen und eigenständigen Ent­
wicklung zu gelangen, das Gefühl zu geben, daß das geeinte Euro­
pa eine Garantie, ein Bezugspunkt für ihr gerechtfertigtes Stre­
ben nach Wachstum mit unserer Hilfe ist. Wir verlangen keine be­
schämenden und unterwürfigen Gegenleistungen; wir wollen ihnen 
lediglich helfen, ihr Schicksal in die eigene Hand zu nehmen. 

Zu dieser Berufung auf Solidarität veranlaßt uns auch das Be­
wußtsein, daß zu dieser Welt, die auf dem Weg des Wachstums 
voranschreiten will, ein großer Teil jener kämpferischen 
christdemokratischen Familie gehört, mit der uns enge Bande 
politischer und ideeller Solidarität verbinden. Ich denke hier 
insbesondere an unsere lateinamerikanischen Freunde, die oft 
im Schatten des Untergrunds kämpfen, leiden, sich vorbereiten, 
wirken für Freiheit, Demokratie und Entwicklung ihrer Heimat­
länder. 

(Beifall) 

Es ist unsere Aufgabe und vor allem unsere Aufgabe als Christ-
'demokraten, mit unserer aktiven politischen Präsenz die Anmas-
sungen der autoritären Regierungen zu brechen, die die Bestre­
bungen der Völker unterdrücken. Es liegt an uns und vor allem 
an uns, die Gefahr abzuwenden, daß kommunistische Länder und 
Kräfte, die für eine Politik der Freiheit absolut ungeeignet 
sind, mit Waffengewalt ihre sehr präzisen Pläne einer Erobe­
rungsstrategie durchsetzen, und insbesondere in Afrika mit be­
eindruckender Geschlossenheit einen organischen Plan großzügi­
ger und weltblickender Solidarität ihren Bestrebungen gegen­
überzusetzen. Das Lome-Abkommen mit der Europäischen Gemein­
schaft stellt hierfür immerhin einen ersten sehr wichtigen 
Schritt dar. 
Liebe Freunde, je mehr wir die Zukunftsaussichten analysieren, 
desto mehr wissen wir um die Bedeutung der gemeinsamen Aufgabe, 
die uns bevorsteht, desto mehr spüren wir, wie dringend uner­
läßlich es ist, gemeinsam zu handeln. Und es ist die Aufgabe 
der stärksten Parteien, derjenigen, die die größte Zustimmung 
der Bevölkerung und damit die größte Verantwortung gegenüber 
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der Bevölkerung auf sich vereinen, Ihren Beitrag engagiert una 
entschlossen zu leisten. 
(Den folgenden Schluß der Rede trägt der Redner in 
deutscher Sprache vor) 
Meine lieben Freunde, lieber Präsident Kohll Ein Appell an die 
Anwesenden, sich ihrer Verantwortung bewußt zu sein: So stark 
wir auch sein mögen, allein können wir die Geschichte unserer 
Zelt nur wenig beeinflussen. Vereint sind wir jedoch eine star­
ke, entscheidende Kraft, die Geschichte macht. Ich bitte die 
Freunde der CDU und alle Christlichen Demokraten - und ich 
bin sicher, daß sie positiv darauf antworten werden -, zuneh­
mend Schöpfer der Geschichte zu sein. - Entschuldigen Sie 
bitte mein schlechtes Deutsch. 
Danke sehr! 

(Lebhafter Beifall) 

Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Lieber Präsident Rumor, wir 
dürfen Ihnen sehr herzlich für Ihre freundlichen Worte danken, 
vor allem für die herzlichen Worte der Verbundenheit und der 
Solidarität der Christlichen Demokraten in aller Welt. So wie 
wir hoffen, daß die Beratungen dieses Parteitages über die Gr'und-
werte und Ziele der Christlichen Demokraten in Deutschland gleich­
zeitig auch Denkanstöße und Impulse geben werden für die Arbeit 
der christlichen Demokraten weit über Deutschland hinaus, so 
können Sie auch in Zukunft auf die Christlich Demokratische Union 
Deutschlands in der Weltunion zählen. Wir sind uns unserer Ver­
antwortung für die Entwicklungsländer und für die christlich-
demokratische Bewegung in allen Teilen der Welt sehr wohl bewußt. 

( Beifall ) 

Meine Damen und Herren, Herr Präsident Rumor ist gleichzeitig auch 
Ehrenpräsident der Christlichen Demokraten in Europa. Ich möch­
te das zum Anlaß nehmen, auch dem heute hier anwesenden Präsi­
denten der Europäischen Christlichen Demokraten zu danken, unserem 
Freund Kai-Uwe von Hassel. 

( Beifall ) 

Meine Damen und Herren, ich gebe jetzt dem Generalsekretär un­
serer Partei, Herrn Dr. Geißler, das Wort zu seinem Bericht. 

Dr. Heiner Geißler, Generalsekretär der CDU (mit Beifall be-
grüßt): Herr Präsident 1 Herr VorsitzenderI Meine Damen und Herren! 
Liebe Parteifreunde! Ich habe Ihnen wie üblich einen schrift­
lichen Rechenschaftsbericht vorgelegt. Ich bitte Sie, diesen 
Bericht zu studieren und mit mir und den Mitarbeitern der Bun­
desgeschäftsstelle im Laufe der nächsten Wochen über die Ergeb­
nisse unserer Arbeit, aber selbstverständlich auch auf diesem 
Parteitag, zu diskutieren. 

Ich möchte diesen Bericht mit einem Dank an die Mitarbeiter der 
Bundesgeschäftsstelle beginnen, die diesen Parteitag inhaltlich 
und organisatorisch vorbereitet haben. 

( Beifall ) 

Stellvertretend für alle Mitarbeiter, auch für alle Mitarbeiter 
in den Landesverbänden und in den Kreisverbänden danke ich un­
serem langjährigen Bundesgeschäftsführer Karl-Heinz Bilke. 

( Beifall ) 
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Karl-Heinz Büke hat diese Aufgabe bis zum August 1978 versehen. 
Er hat für unsere Partei eine wesentliche Verantwortung getra­
gen. Ich glaube, man kann für ihn als Charakteristikum sagen: 
Er hat die Sache immer über seine eigene Person gestellt. 
Er hat mit Umsicht und Beständigkeit die Ziele der Partei ver­
wirklicht. Unsere guten Wünsche begleiten ihn bei seiner neuen 
Aufgabe als Hauptgeschäftsführer der Konrad-Adenauer-Stiftung. 

( Beifall ) 

Meine Damen und Herren, ich möchte Ihnen bei dieser Gelegenheit 
gleichzeitig unseren neuen Bundesgeschäftsführer, Hellmut Holle, 
vorstellen, 

( Beifall ) 

dem ich im Namen des Parteitages eine erfolgreiche Arbeit für 
die gemeinsame Sache der Christlich Demokratischen Union wün­
sche. Meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde, ich möchte 
die zentrale Frage, die uns in den letzten Wochen bewegt hat, 
in den Mittelpunkt meines Berichtes stellen. Wie heißt diese 
Frage, die neben dem Grundsatzprogramm für uns beherrschend ge­
worden ist? Sie lautet: Wie können wir bei den vor uns liegen­
den Wahlen und vor allem 198o in Bonn eine regierungsfähige 
Mehrheit erreichen? Genauer gefragt: Können wir aus der Oppo­
sition heraus aus eigener Kraft gewinnen? Dies ist doch das 
Thema, das uns, wenn wir ehrlich sind, bewegt hat. Viele haben 
doch gefragt: Ist es ein politisches Naturgesetz, daß eine Oppo­
sition zwar hervorragend abschneiden, aber durch eine Wahl den 
Wechsel nicht herbeiführen kann? 

Meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde, eine Antwort vorweg: 
Diese Frage läßt sich nicht beantworten, wenn man aus ihr eine 
Glaubensfrage macht, und wenn man unbewiesene Hypthesen aufstellt. 
Diese Frage kann nur richtig beantwortet werden, wenn wir die 
Fakten vorurteilsfrei analysieren und daraus die richtigen Konse­
quenzen ziehen. Was steht uns denn eigentlich an objektiven Er­
kenntnissen zur Verfügung, um eine gesicherte Antwort zu erhal­
ten? Erstens. Die CDU hat in sämtlichen Landtagswahlen gegenüber 
der Bundestagswahl gewonnen: in Hamburg 1,7 %, in Niedersach­
sen 3 %,in Hessen 1,2 %. Lediglich in Bayern bei der CSU gab 
es einen leichten Rückgang von o,9 %. In Niedersachsen hat die 
CDU mit Ernst Albrecht zum ersten Mal die absolute Mehrheit und 
die Regierungsverantwortung in einer Landtagswahl gewonnen. 

(Lebhafter Beifall) 

Wir werden den Niedersachsen beim Ausbau ihrer Mehrheit mit 
allen Kräften helfen. 

Ich komme zu Hessen: Die CDU ist im Stammland der SPD, nunmehr 
in drei Wahlen bestätigt, die stärkste politische Kraft gewor­
den. Ich bin davon überzeugt, daß die deutsche Publizistik 
dies, wenn es der SPD in einem Stammland der CDU gelungen wäre, 
als einen Erdrutsch und als einen haushohen Sieg bezeichnet 
hätte. 

(Beifall) 

Nun ist dies der SPD noch nie gelungen, und es wird der SPD 
auch nicht gelingen. Aber für die großartige Leistung von 
Alfred Dregger und der hessischen CDU müchte ich ihm und seinen 
Parteifreunden unsere Anerkennung und den Dank des Parteitages 
aussprechen. 
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Zweitens. Uns fehlen nur wenige Stimmen, die wir dem politi­
schen Gegner hätten abnehmen müssen. Bei der Bundestagswahl 
waren es 350 000 und in Hessen 85 000. 

Drittens. Der von der CDU noch benötigte Zuwachs verteilt sich 
nicht gleichmäßig auf alle Bevölkerungsgruppen. Zum Beispiel 
bei den Frauen, den älteren Mitbürgern und bei den jungen 
Wählern war der Zuwachs geringer als bei anderen Bevölkerungs­
gruppen. Hätte der Zuwachs bei den Frauen 1976 ebenfalls 4,3 % 
für die Union wie bei den Männern betragen und nicht nur 
2,8 %, hätte die Union bereits knapp die absolute Mehrheit 
erreicht. Ähnlich war es bei den Wählern im Rentenalter. In den 
letzten Landtagswahlen hat das Wahlverhalten von Angestellten 
und Beamten, von Beschäftigten im tertiären Sektor und von 
Bürgern mit überdurchschnittlichem Bildungsniveau ein sehr 
flexibles und dem Wechsel zugeneigtes Wählerpotential signali­
siert. 

Viertens. Die fast absolute Konzentration der Stimmen auf die 
Parteien CDU/CSU, SPD und FDP beweist, daß die CDU die wenigen 
fehlenden Stimmen nur von jenen Wählern bekommen kann, die 
- dies ist die politische Logik - das letzte Mal SPD und FDP 
gewählt haben. 

Fünftens. Unter der Oberfläche scheinbar stabiler Macht- und 
Partelenblöcke und festgefahrener Prozentsätze bewegen sich 
mehr Wechselwähler als früher von einer Partei zur anderen. 
Der Parteienwechsel erreichte 1975 bei der Bundestagswahl ein 
Volumen von rund 2,4 Millionen Wählern; das sind 6 % der Wahl­
berechtigten. 

Was folgt aus dieser Analyse? Ich möchte eine Vorbemerkung 
machen. Aus dieser Analyse folgt zunächst etwas Wichtiges: 
Der Grundkurs stimmt; denn sonst kann man nicht ständig 46 %, 
50 % und mehr Stimmen gewinnen. 

(Beifall) 

Und dies, meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde, ist 
unser Grundkurs: Wir sind die soziale und freiheitliche Alter­
native zum demokratischen Sozialismus. Das bringt uns die Zu­
stimmung von rund 50 % der Wähler. Dieser Wahlerfolg ist, ver­
glichen mit allen anderen Parteien in ganz Europa, einmalig. 
Aber wir müssen jetzt noch ein Stück weiter denken. Worauf 
kommt es, wenn wir diese Analyse richtig werten, an? 

Erstens. Wir müssen verhindern, daß die Wähler der CDU, die 
noch keine Stammwähler sind, das nächste Mal wieder abwandern. 

Zweitens. Wir müssen erreichen, daß Wechselwähler, die das 
letzte Mal SPD oder FDP gewählt haben, den Sprung zur CDU 
schaffen. Für diejenigen, die uns bisher noch nicht gewählt 
haben, die wir aber gewinnen können, müssen wir die Hürden 
nicht höher, sondern niedriger machen. Ich glaube nicht,.daß 
wir dieses Ziel mit aggressiver Sprache, Hauruck-Methoden und 
einer den nachdenklichen Wähler abstoßenden Polarisierung 
erreichen können. 

(Beifall) 

Drittens. Wir haben in Hessen das letzte Mal 46 % erreicht. 
Bei der Bundestagswahl hatten wir 48,6 %, und in allen 
Meinungsumfragen liegen wir seit Oktober 1976 zwischen 49 
und 51 %. 
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Halten wir uns nicht mit der gegnerischen Propaganda auf! 
Wir stehen nicht vor einer naturgesetzlichen Schallmauer. Die 
Politik hat es mit lebendigen, denkenden und fühlenden Menschen 
zu tun, die man überzeugen kann. 

(Beifall) 

Diese Überzeugung, daß wir andere überzeugen können, dürfen 
wir nicht aufgeben. Wir müßten sonst aufhören, Politik zu 
machen. 

Deswegen lautet die Folgerung für mich, für uns alle: Wir 
können die wenigen fehlenden Stimmen gewinnen, wenn wir uns 
nicht den Luxus leisten, vermeidbare Fehler zu machen, und 
wenn wir dem Erfahrungssatz folgen, den ich das "Gesetz der 
Sachkompetenz" nenne. Was sagt dieses politische Gesetz? 
Je höher die Sachkompetenz einer Partei, desto höher ist - mit 
einigem zeitlichem Abstand - die Zustimmung zu dieser Partei. 
Das heißt: Der Sachkompetenz der Partei folgt die Präferenz 
der Wähler. 

Je überzeugender eine Partei Antworten auf die realen Probleme 
der Bürger und des Landes gibt, desto mehr vermag sie den Bürger 
zu überzeugen und desto größer sind ihre Chancen, Zustimmung zu 
finden. Nach dieser Erkenntnis habe ich meine Arbeit als Gene­
ralsekretär ausgerichtet. Es ist nicht aussichtsreich, auf kon­
krete politische Arbeit zu verzichten und dafür auf genialische 
Konstruktionen und Einfälle zu hoffen, mit denen sich der Er­
folg angeblich ganz von selber einstellt. Genie ist Fleiß, sagt 
Fontane, und noch immer gilt der Satz von Max Weber: Politik 
ist das geduldige Bohren dicker Bretter. Meine Damen und Herren, 
dies muß unser Mehrheitsmodell sein, das allerdings keinen be­
quemen Weg verspricht. 

( Beifall ) 

Das große Ziel war und ist, diesem Gesetz der Sachkompetenz als 
Voraussetzung für den Wahlsieg gerecht zu werden. Vor eineinhalb 
Jahren hat es geheißen, die CDU habe keine Alternativen. Heute 
ist davon keine Rede mehr. Es ist schon umgekehrt. Mancher von 
denen, die uns damals Mangel an Alternativen vorgeworfen haben, 
flüchtet sich heute in den Vorwurf, wir hätten zu viele Alter­
nativen. Aber können wir überhaupt ein wichtiges Thema vernach­
lässigen, wenn uns ein paar zehntausend oder hunderttausend Stim­
men fehlen? Wir sollten über dieses Problem in aller Ruhe argu­
mentativ sprechen. Aber wir wissen aus der Erfahrung, bestätigt 
durch die Wahlforschung, daß in der Auseinandersetzung zwischen 
Opposition und Regierung für die Opposition eine Beschränkung 
auf zwei oder drei Themen, seien sie auch noch so bedeutsam, zu 
einer Einschränkung der Wahlchancen führt. In Wirklichkeit gibt 
es für die Opposition nur ein Thema, nämlich die Wahl zu einem 
Plebiszit für die CDU als die umfassende bessere Alternative zu 
machen, bei jungen wie bei älteren Wählern, in der Stadt und auf 
dem Land, bei Angestellten und Arbeitern, beim Hochschullehrer 
wie beim Hüttenarbeiter, bei dem protestantischen Wähler in Ham­
burg wie beim Katholiken im Schwäbischen Oberland. Wir bekennen 
uns im Grundsatzprogramm dazu, daß die Menschen unterschiedlich 
sind und ein Recht darauf haben, in ihrer Unterschiedlichkeit 
ernst genommen zu werden. Wer alle über einen politischen Lei­
sten schlägt, wird keinem gerecht. Der Wähler ist kein politi­
scher Homunculus, den sich die Partei erfinden kann. 

( Beifall ) 
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Liebe Parteifreunde, Sie kennen unsere Sachprogramme. Der zu­
nehmende Erfolg hat dieser Konzeption recht gegeben. In zentra­
len Bereichen der Politik wird der CDU inzwischen die größere 
Sachkompetenz zur Lösung der Probleme zugesprochen. Dies gilt 
nicht nur für die traditionellen Bereiche wie innere Sicherheit, 
Wirtschafts- und Finanzpolitik. In den letzten zwei Jahren ist 
es uns zum ersten Mal gelungen, auch in wichtigen gesellschafts­
politischen Fragen uns dem Bürger als die überzeugendere Alter­
native einzuprägen. Nach den letzten demoskopischen Umfragen be­
trug der_Kompetenzvorsprung der Union gegenüber der SPD z. B. 
für die Überwindung der Arbeitslosigkeit 6 Prozentpunkte und 
für die Sicherung der Renten lo Prozentpunkte. Selbst 25 % der 
SPD-Anhänger sagen, daß die Union ihre Aufgaben zur Überwindung 
der Arbeitslosigkeit und zur Sicherung der Renten gut mache. 
Dies ist besonders deshalb von Bedeutung, weil vom Interesse 
der Bürger her gesehen der Lösung dieser Aufgaben der größte Rang 
zukommt. Ich frage Sie: Wäre dies möglich gewesen, wenn die CDU 
darauf verzichtet hätte, die politischen Programme zu erarbeiten, 
die der Parteivorsitzende heute morgen genannt hat? Ich will sie 
nicht mehr aufzählen. Sie wurden erarbeitet auch mit neuen, er­
folgreichen Arbeitsmethoden, mit Analysen und Dokumentationen, 
mit wissenschaftlich und international anerkannten Fachkongres­
sen. Wenn Sie heute in eine deutsche Buchhandlung gehen, dann 
können Sie die Ideen und Vorschläge der CDU in von renommierten 
Verlagen in hoher Auflage herausgegebenen Sachbüchern kaufen. 
Wir sind dabei, das linke Monopol politischer Sachbücher zu 
brechen. 

( Beifall ) 

Etwas ist inzwischen klar geworden: Die Koalition zielt darauf 
ab, diese Konzeption zu durchkreuzen. Der Bundeskanzler hat in 
den letzten Wochen und Monaten wiederholt erklärt - ich zitiere 
wörtlich, stellvertretend für viele Aussagen -: "Die Oppositions­
parteien gefährden den äußeren Frieden, und sie gefährden den 
sozialen. Frieden." 

( Pfui-Rufe ) 

Diese denunzlatorische Strategie können wir nur durch unsere 
Strategie der Sachkompetenz ins Leere laufen lassen. Wir müssen 
klarmachen und beweisen, daß jene Strategie beim Wähler, beim 
Bürger kein Fundament finden kann. Aber diese Verdächtigung 
durch den Bundeskanzler hat auch eine politisch-moralische 
Kategorie. Man muß sich einmal klarmachen, wen Schmidt mit dem 
" sozialen und nationalen Risiko" mit der Gefährdung der inneren 
und äußeren Sicherheit, der Gefährdung des inneren und äußeren 
Friedens eigentlich meint. Er meint die Partei Konrad Adenauers, 
die Partei Ludwig Erhards und Kurt-Georg Kiesingers, die Partei 
des Wiederaufbaus unseres Vaterlandes, die Partei der deutsch­
französischen Aussöhnung, der Atlantischen Gemeinschaft, die Par­
tei der dynamischen Rente, die Partei der Vertragstreue und die 
Partei, aus deren Reihen im nächsten Jahr der Bundespräsident 
gewählt werden wird. 

( Sehr langanhaltender stürmischer Beifall ) 

Meine Damen und Herren, ich wiederhole: Dies sagt Helmut Schmidt 
über unsere Partei, die den Bundestagspräsidenten stellt, die 
sechs Ministerpräsidenten stellt und - ich sage es noch einmal -
aus deren Reihen der nächste Bundespräsident kommen wird. 

( Erneuter Beifall ) 
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wir seien ein "nationales und soziales Risiko", sagt ein Kanzler, 
der die bruttolohnbezogene Rente abgeschafft hat, dessen Re­
glerungszelt durch Rentenlügen, Arbeitslosigkeit, Vertragsbruch 
und Wortbruch geprägt Ist. 

( Stürmischer Beifall ) 

Er hat die Stirn, unsere Partei, die Christlich Demokratische 
Union, als "soziales und nationales Risiko" zu bezeichnen. Wer 
so redet, zerstört, Herr Bundeskanzler: Herr Biedermann als 
Brandstifter. 

( Beifall ) 

Liebe Parteifreunde, die höhere Sachkompetenz, die wir haben, 
führt aber nicht sofort und automatisch zur Mehrheit. Es müssen 
Fehler vermieden werden. 

Ich will hier drei Fehler nennen oder - besser noch - umgekehrt 
drei Voraussetzungen anführen, die erfüllt sein müssen, damit 
höhere Sachkompetenz sich in eine positive Entscheidung des 
Wählers umsetzt. 
Erstens: Eine Partei muß glaubwürdig sein. 
Zweitens: Sie muß ihr Programm durchsetzen. 
Drittens: Sie muß einig sein. 

(Beifall) 

Was heißt "glaubwürdig"? Glaubwürdig ist eine Volkspartei nur 
dann, wenn sie nicht einseitig wird, sondern den ganzen Reich­
tum ihrer tragenden Ideen voll ausschöpft. 
Durchsetzungsfähig Ist die Partei, wenn sie fälligen Entschei­
dungen nicht aus dem Weg geht, wenn sie den Mut hat, zu ent­
scheiden. 
Einigkeit bedeutet nicht das Verbot, zu denken und zu reden, 
und bedeutet vor allem nicht, Parteifreunde, die Neues und ande­
res denken, gleich in die linke oder rechte Ecke zu stellen. 
Der Streit um die bessere Lösung und die darauffolgende Mehr­
heitsentscheidung sind für eine Volkspartei unverzichtbar. Unser 
Selbstbewußtsein erweist sich in offener Diskussion und in ge­
meinsamem Handeln. Einigkeit, wie ich sie verstehe, bedeutet 
Konsens in den Grundsätzen und Loyalität zur Partei und den ge­
wählten Repräsentanten. 

(Beifall) 

Was müssen wir daher z.B. klarmachen? Es Ist eine alte Weisheit 
- ich kann mich daran erinnern, wir haben schon auf dem Bonner 
Parteitag ein ähnliches Thema behandelt; damals war Ludwig 
Erhard Parteivorsitzender -, die wieder Geltung haben muß: Unse­
re Mitglieder sind zunächst Mitglieder der CDU und erst dann 
Mitglieder einer Vereinigung oder parlamentarischer Arbeits­
kreise. 

(Lebhafter Beifall) 

Konkret zur Sache heißt das: Die Gleichsetzung von Sozialpolitik 
und Sozialausschüssen würde das Bild der Union als Volkspartei 
verengen, denn alle Mitglieder der CDU bekennen sich zur Sozia­
len Marktwirtschaft. 

(Beifall) 
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Die Sorge um die Erhaltung des Marktes und eines geordneten 
Wettbewerbs ist ein Anliegen der ganzen Partei und nicht nur der 
Unternehmer und der Selbständigen. 

(Zustimmung) 

Ich würde es begrüßen, vom Wirtschaftsrat öfters Bekenntnisse 
zur sozialen Gerechtigkeit und von den SozlalausschUssen öfters 
Bekenntnisse zum Markt zu hören. 

(Beifall) ; 

Wer Soziale Marktwirtschaft sagt, damit aber nur Wettbewerb 
meint, ist vom Verständnis der Union von Sozialer Marktwirtschaft 
ebenso weit entfernt wie der Bundeskanzler, für den die Soziale 
Marktwirtschaft ein Schlagwort ist. 
Glaubwürdigkeit bedeutet also für die CDU Leistung u n d 
soziale Gerechtigkeit, Wettbewerb u n d Solidarität, Eigen­
verantwortung u n d soziale Sicherung, Wehrpflicht u n d 
Achtung des Gewissens, Anerkennung der Leistung der Frau im 
Erwerbsleben u n d in der Familie. 

(Beifall) 

Wenn dies wieder klar ist, wird der künstliche Streit um die 
Frage, was die Mitte der Partei ist, zur historischen Makulatur. 

Ob wir in der Lage sind - damit komme ich zum nächsten Thema -, 
unsere Programme im Parlament und in der Regierung durchzu­
setzen - alle Parlamentarier, und ich bin selber einer, werden 
es mir nachsehen, wenn ich dies als Generalsekretär einmal 
sage; es muß ja auch einmal artikuliert werden -, berührt auch 
das Selbstverständnis von vielen hunderttausend Mitgliedern, 
die bei uns in der Erwartung eingetreten sind, auf die Gestal­
tung des politischen Lebens Einfluß nehmen zu können. Wir wollen 
kein imperatives Mandat. Wir sind entschiedene Gegner des 
imperativen Mandats. Ebenso deutlich muß aber gesagt werden: 
Unsere Parteitagsbeschlüsse sind nicht für politische Festtage, 
sondern für den Alltag und für die Zukunft der Bürger gemacht. 

(Beifall) 

Auf jeden Fall dürfen wir unsere Programme nicht so lange lie­
genlassen, bis wir sie eines Tages beim politischen Gegner 
wiederfinden 

(Beifall) 

und wir uns dann noch vorhalten lassen müssen, wir hätten bei 
den anderen abgeschrieben; denn dies kommt dann noch hinzu. 

Meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde, durchsetzungs­
fähig - lassen Sie mich das nebenbei noch sagen - wird die 
Opposition im übrigen nur sein, wenn sie selbstbewußt bleibt 
und sich Innerlich nicht von jedem Leitartikel umwerfen läßt. 

(Beifall) 

Zur Durchsetzungsfähigkeit gehört, daß die CDU sich den finan­
ziellen Spielraum für ihre Alternativen nicht von der Bundesre-
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gierung vorschreiben läßt. Wenn Herr Ehrenberg erklärt, das 
Defizit in der Rentenversicherung betrage 30 Milliarden DM, dann 
wissen wir nur eines mit Sicherheit, nämlich daß das nicht 
stimmt. 

(Zustimmung) 

Wenn Herr Matthöfer erklärt, es sei kein Geld mehr in der Kasse, 
dann wissen wir nur eines mit Sicherheit, nämlich daß er vor 
der nächsten Wahl Milliarden aus dem Hut zaubert, mit denen er 
dann sozialistische Wahlgeschenke finanziert. Meine Damen und 
Herren, Ich habe noch keinen SPD-Finanzminister erlebt, der, 
bevor er zurückgetreten ist, die Wahrheit gesagt hat. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Unsere Devise ist nicht, um auch dies klar zu sagen: immer 
höhere Ausgaben, überall noch 10 oder 20 DM darauflegen. Unsere 
Devise lautet vielmehr: Überflüssiges einsparen - ein Kernstück 
der Neuen Sozialen Frage -, wobei wir im übrigen auch einmal 
den Mut aufbringen sollten, selber zu sagen, wo wir etwas ein­
sparen wollen. Das gehört zur Redlichkeit in der Politik. 

(Zustimmung) 

Unsere Devise lautet: Überflüssiges einsparen, um das Notwen­
dige und Richtige finanzieren zu können. 
Wie steht es um die dritte Voraussetzung, die Einheit der 
Partei? Kann uns eigentlich jemand die Frage beantworten, wie 
wir nachdenkliche Wähler, um die es uns doch geht, davon über­
zeugen wollen, CDU zu wählen, wenn eigene Leute von ihr offen­
bar nicht mehr überzeugt sind? Was hat denn das einfache Mit­
glied in den letzten Monaten gedacht, wenn es morgens manchmal 
die Zeitung aufgeschlagen hat? Wenn wir einen Stimmenanteil 
von 45 oder 48% haben und uns noch ein paar Stimmen fehlen, die 
wir von Leuten bekommen können, die einmal so und einmal so 
wählen und für die es entscheidend darauf ankommt, welches Bild 
diese Partei macht, ist es doch legitim, sich einmal ein 
Szenario vorzustellen, aber nicht etwa so, wie es war, sondern 
so, wie es hätte sein können. Stellen wir uns doch einmal vor, 
CDU und CSU hätten sich in den vergangenen Jahren immer als 
eine geschlossene Gemeinschaft, einig in den Personen und in 
der Sache präsentiert. Ist das unmöglich? Es wäre doch möglich! 
Man kann sich das doch denken. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Stellen wir uns vor, das eine oder andere Sachprogramm, von 
der CDU beschlossen, wäre von einigen Leuten nicht als sozial­
demokratisches, sondern - als was wohl? - als christlich-demo­
kratisches Gedankengut vorgestellt worden? 

(Zustimmung) 

Stellen wir uns einmal vor, uns allen bekannte Mitglieder der 
CDU hätten zur Abwechslung einmal ihren Parteivorsitzenden ge­
lobt und dafür die Regierung kritisiert. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 
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Aber es ist klar: Eine Mannschaft kann natürlich nur schwer 
gewinnen, wenn einzelne Stürmer auf das eigene Tor schießen. 

(Heiterkeit) 

Es ist auch wenig erfreulich, wenn bei gegnerischen Angriffen 
einige Spieler das Feld verlassen und auf der Tribüne Platz 
nehmen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Wäre also dieses Szenario Wirklichkeit geworden - und ich ver­
mag nicht einzusehen, warum es nicht Wirklichkeit werden kann • 

(Beifall) 

wir hätten die Wahl gewonnen, meine Damen und Herren, liebe 
Parteifreunde. 

Wir bewerben uns erneut beim Wähler. 

Wie muß das Anforderungsprofil der CDU aussehen? 

Ich fasse es zusammen: 

Sensibel für Bürger und Land, 

glaubwürdig in Wort und Tat, 

selbstbewußt gegenüber Freund und Feind und 

einig -

das ist unser Profil, das wir brauchen. 

(Beifall) 

Zur Vorbereitung einer siegreichen Wahlentscheidung gehört 
es aber auch, vorhandene Schwierigkeiten und die Macht des 
politischen Gegners nicht zu unterschätzen. Wir kennen zwar 
die Schwächen dieser Regierung nur zu gut, aber sie hat Macht, 
nämlich den Apparat, Geld, Ämter, die Propaganda. Sie kann 
Privilegien verteilen und macht denen Schwierigkeiten, die 
sie behindern. Über dieses Instrumentarium zur Machtentfal­
tung und zur Machterhaltung verfügt die Opposition nicht. Die 
Opposition ist auf die Kraft des Arguments angewiesen. Ihre 
Macht ist das Wort, ihr Medium ist die Sprache. 

Die Medien verhindern Chancengleichheit in der Demokratie, 
wenn sie die Opposition sprachlos stellen. 

(Beifall) 

Es ist meine Pflicht, die Öffentlichkeit darauf aufmerksam 
zu machen, daß innerhalb der CDU, bei ihren Mitgliedern und 
den Anhängern und den Wählern - und dies ist die Hälfte des 
gesamten Volkes -, die Unruhe und der Zweifel darüber wachsen, 
ob die öffentlich-rechtlichen Medien dieser Aufgabe, Chancen­
gleichheit zu gewährleisten, noch gerecht werden. 

(Beifall und Bravo-Rufe) 

Viele Bürger wollen sich nicht länger damit abfinden, daß be­
stimmte Anstalten einseitig die Regierungsparteien bevorzugen. 

(Beifall) 

Die Medienfrage ist nicht eine Frage von vielen anderen. Sie 
ist eine verfassungspolitische Grundfrage unserer Demokratie, 

(Beifall) 
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eines der wichtigsten Unterscheidungsmerkmale unserer frei­
heitlichen Ordnung gegenüber totalitären Systemen. Totalitäre 
Systeme schaffen zuerst die Presse- und Informationsfreiheit 
ab. Daraus folgt umgekehrt, daß die Presse- und Informations­
freiheit notwendiger Bestandteil unserer freiheitlichen Demo­
kratie ist. 

Diese Erkenntnis verpflichtet uns als große Partei dazu, das 
Thema Medien sorgfältig, ernsthaft und ohne unangemessene 
Parteilichkeit zu behandeln. Wir müssen jedoch mit allem 
Nachdruck darauf aufmerksam machen, daß nach unserer Meinung 
die Presse- und Informationsfreiheit in den öffentlich-recht­
lichen Medien, heute nicht mehr so sehr vom Staat gefährdet 
wird, sondern durch die Medien selber, durch ihre gegenwärtige 
Struktur, durch das einseitige Verhalten vieler, die in den 
Medien tätig sind und dort Einfluß und Macht ausüben, 

(Beifall) 

Sollten sich die medienpolitischen Ziele der SPD durchsetzen, 
dann würde dies in der Tat einen Rückfall in vordemokratische 
Zustände bedeuten. 

(Beifall) 

Die Warnung Gert von Paczenskys vor dem "Sturm der Linken auf 
Radio Bremen", seine Frage, ob "die Linke dort einen Privat­
sender" bekomme, beleuchtet nur einen besonders krassen Ein­
zelfall. Die SPD will offenbar die Medien als Instrument 
ihrer Macht. Dies ist die Konsequenz, die wir daraus zu 
ziehen haben. 

Meine Damen und Herren, die Kennzeichen einer solchen Re­
gierungspropaganda wurden schon vor langer Zeit von Heinrich 
von Kleist mit dem Blick auf Napoleon - aber es läßt sich 
leicht übertragen - kurz und präzise dargestellt. Er sagte: 
"Die französische Journalistik ist die Kunst, das Volk 
glauben zu machen, was die Regierung für gut findet. Die 
zwei obersten Grundsätze lauten: Erstens: Was das Volk nicht 
weiß, macht das Volk nicht heiß. Zweitens: Was man dem Volk 
dreimal sagt, hält das Volk für wahr." 
Nach dieser vordemokratischen Methode 

(Zuruf: Undemokratischen!) 

- underaokratischen Methode -, können wir die Medienpolitik in 
der Bundesrepublik Deutschland nicht akzeptieren. 

(Beifall) 

Unsere Alternative darf allerdings nicht darin bestehen, daß 
wir nur die Vorzeichen ändern. Wir müssen die Frage nach dem 
Verhalten, der Macht und dem Einfluß, der Legitimation und 
Kontrolle der Medien in einer demokratischen Gesellschaft 
grundsätzlich aufwerfen. 

Medien gehören heute selbst zu den Mächtigen. 

Wer die Massenkommunikationsmittel beherrscht, beherrscht 
die Wählerschaft, und wer die Wählerschaft beherrscht, be­
herrscht den politischen Prozeß. Deshalb erfordert Demokratie 
die Kontrolle jeder Art von Macht, gleichgültig, auf welcher 
Grundlage sie beruht. Die politische Macht wird durch den 
demokratischen Verfassungsstaat kontrolliert, die wirtschaft­
liche Macht durch eine funktionierende Soziale Marktwirt-
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Schaft. Mit der Neuen Sozialen Frage haben wir das Problem 
der.Macht der Verbände und der Ohnmacht nichtorganisierter 
Interessen aufgeworfen. In jedem Falle geht es um die demo­
kratische Qualität unseres Staates. Diese Sorge - keine andere -
treibt uns auch, wenn wir jetzt die Medienfrage aufwerfen. 

Wir sind zu einer offenen Diskussion bereit - fordern aber 
auch zu ihr auf -, durch welche Verfahren und Institutionen 
die Macht der Medien auf freiheitliche Weise am besten zu 
kontrollieren sei. 

Dabei ist folgendes wichtig: 

1. Die Journalisten haben, insbesondere durch die elektroni­
schen Medien, ein entscheidendes Mittel in der Hand, die Dis­
kussionen und die Meinungsbildung unserer Zelt zu beeinflussen. 
Sie tun dies ohne demokratische Legitimation, die wir als 
Politiker ständig neu erarbeiten und erwerben müssen. Das ver­
langt vom Journalisten deshalb ein besonders hohes Maß an 
Verantwortung, ja ein moralisch besonders geprägtes Berufs­
ethos. Auf die Dauer wird es zu einer Lebensfrage der Demo­
kratie, ob die Journalisten diese Verantwortung erkennen. Ein 
Journalist, der sich in den öffentlich-rechtlichen Medien ein­
seitig vereinnahmen läßt, beschneidet selbst seine eigene 
journalistische Freiheit. 

(Beifall) 

2. In öffentlich-rechtlichen Anstalten muß Partei ergreifen 
möglich sein. Dies darf aber nicht mit einem Freibrief für 
die Vernachlässigung der Informationspflicht verwechselt 
werden. Wer Partei ergreift, muß ertragen können, daß in der 
Programmgestaltung seine Parteinahme als Parteinahme gewertet 
wird. Auch Journalisten haben keinen Monopolanspruch auf eine 
übergeordnete Wahrheit. 

3. Warum setzen wir denn nicht auch hier auf die freiheits-
erweiternde Kraft des Wettbewerbs, allerdings eines geordneten 
Wettbewerbs? Neue elektronische Medien z. B. auch in privater 
Hand sind unter bestimmten Bedingungen keine Bedrohung, sondern 
eine Chance, auch für die freie Wahl des Arbeitsplatzes der 
Journalisten. Niemand will den öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
abschaffen; aber Wettbewerb dient auch hier der Sicherung der 
Freiheit, der Kontrolle der Macht und der Mitwirkung des 
Bürgers - und damit der Demokratie! 

(Lebhafter Beifall) 

Meine Damen und Herren, liebe Freunde! Lassen Sie mich zum 
Schluß noch auf folgendes hinweisen. Wir beraten morgen das 
Grundsatzprogramm. Ich werde morgen in der Einführung vor allem 
auf die Abgrenzung und Unterscheidung zu den großen politischen 
Strömungen unserer Tage hinweisen. Das personale Verständnis 
vom Menschen, das unserem Grundsatzprogramm und unserer Politik 
zugrunde liegt, verpflichtet uns aber nicht nur in den Inhalten 
unserer Politik, sondern es verpflichtet uns auch selber als 
Personen; das heißt, es verpflichtet uns auch im Stil der 
politischen Auseinandersetzung in der Politik. 

Der Stil der politischen Auseinandersetzung wird immer mehr 
zu einer hochrangigen Frage der Glaubwürdigkeit unserer frei­
heitlichen Ordnung. Die Glaubwürdigkeit unserer freiheitlichen 
Ordnung beruht auf dem Stil, mit dem wir Politik treiben, und 
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damit auf der Glaubwürdigkeit der Personen, die diese Ordnung 
vertreten. Totalitäre Programme und Systeme können auf die < 
Glaubwürdigkeit von Personen und politischem Stil verzichten. 
Was auch dort geschehen mag: die Partei hat immer recht. 

Wer der Politik dagegen ein personales Menschenbild zugrunde 
legt, muß es sich gefallen lassen, daß er auch als Politiker 
an diesem Anspruch gemessen wird. 

Die Glaubwürdigkeit der Politik der Parteien in unserem Staat 
ist zu einem politischen Thema geworden, dessen sich die De­
moskopen bemächtigen. Parteiverdrossenheit kann jedoch mit 
demoskopischen Mitteln nicht ausreichend erfaßt werden. Die 
freiheitlich demokratische Ordnung unseres staatlichen Lebens 
wird heute von den Bürgern nicht weniger bejaht als in der 
Vergangenheit. Die Überzeugung von der Notwendigkeit politischer 
Parteien ist ungebrochen. Das Unbehagen besteht vielmehr darin, 
wie politische Kräfte mit dieser guten Ordnung umgehen. 

Es gibt ein tiefes Unbehagen über den Stil von Politikern 
untereinander und gegenüber der Bevölkerung. Manche nennen es 
nutzlos und schädlich, der Bevölkerung die Wahrheit zu sagen. 
Dies stellt die Frage nach dem Menschenbild dieser Politiker. 
Ist in ihren Augen der Bürger ein rücksichtsloser Egoist, un­
fähig, neben seinen Interessen die Belange der Gemeinschaft 
anzuerkennen? Ist der Bürger zynisch oder ist es der Politiker, 
der den Bürger für unfähig hält, die Wahrheit zu ertragen? 

Nicht die parlamentarische Demokratie droht zu versagen. 
Politiker, die sich als scharfzüngige, schnelläugige und 
doppelbödige darstellen, drohen zu einer Gefahr für die 
parlamentarische Demokratie zu werden. 

(Beifall) 
Die deutsche Politik braucht wieder Politiker mit dem Mut zur 
Wahrheit. Wir brauchen eine Übereinstimmung der Qualität der 
Programme mit der Qualität der Personen, die sie vertreten. 
Niemand soll dies als Blauäugigkeit mißverstehen. Wer den 
schnellen Erfolg anstrebt, hat vor der Geschichte noch nie 
Bestand gehabt. ,_ .. ,,, ^ (Beifall) 

1945 waren die Menschen mutlos, voller Angst vor der Zukunft. 
Damals haben Männer und Frauen der Christlich Demokratischen 
Union durch eine Politik der Freiheit, die nicht selbstver­
ständlich war, die erkämpft werden mußte, gegen die Schatten 
einer unfreiheitlichen Vergangenheit und gegen die Bedrohung 
einer sozialistischen Gegenwart, den Menschen wieder Hoffnung 
gemacht und ihnen die Möglichkeit gegeben, ihr persönliches 
Lebensglück zu verwirklichen. Es waren Männer und Frauen mit 
Augenmaß, Beständigkeit und langem Atem. 

Diese Aufgabe ist heute nicht anders geworden. Unsicherheit, 
Sorge und Angst nehmen wieder zu. Jeder von uns weiß: Politik 
kann die Menschen nicht glücklich machen. Dort steht unser 
Slogan für den Vorwahlkampf der Europawahl: Politik für die 
Freiheit - Glück für die Menschen. Was heißt das? Wir können 
etwas tun: Wir können leisten, was die CDU nach 1945 ge­
leistet hat: durch eine Politik der Freiheit die Voraus­
setzungen dafür zu schaffen, daß jeder in Freiheit sein Glück 
suchen und finden kann. Und deswegen: Politik für die Frei­
heit - Glück für die Menschen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 
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Jürgen Echternach, Tagungspräsidium: Lieber Heiner Geißler, 
der Parteitag dankt Ihnen für Ihre große, Ihre kämpferische 
und Ihre leidenschaftliche Rede. 

(Beifall) 

Wir danken Ihnen darüber hinaus für den unermüdlichen Einsatz, 
mit dem Sie für unsere Partei tätig sind, mit dem Sie die 
organisatorischen und politischen Voraussetzungen für die 
politische Wende in unserem Lande schaffen. Wir danken Ihnen, 
lieber Heiner Geißler, auch dafür, daß Sie ein Staatsamt in 
diesem Land aufgegeben haben, um unserer Partei zu dienen. 

(Beifall) 

Wir kommen jetzt zu Punkt lo der Tagesordnung: Aussprache zu 
den Berichten. 

Dazu übernimmt der Parteitagspräsident wieder die Leitung. 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, 
ehe wir in die Aussprache eintreten, darf ich noch einmal 
bitten: Wer sich zu Wort melden will, möge bitte den Wort­
meldezettel vollständig ausgefüllt bei uns hier abgeben. An 
den beiden Treppen zum Präsidium stehen Hostessen bereit, die 
Ihre Wortmeldung entgegennehmen und sie an uns weiterleiten. 
Es liegen mir bereits zahlreiche Wortmeldungen vor. Wir 
möchten zunächst nur um die Disziplin bitten, sich kurz zu 
fassen. Als erster in der Debatte hat Herr Thomas Mann das 
Wort. Es handelt sich dabei aber nicht um einen Dichter, 
sondern um den Bundesvorsitzenden der Jungen Arbeitnehmer­
schaft. Nach Herrn Mann hat Frau Dr. Wex das Wort. - Herr Mann, 
ich darf bitten. 

Thomas Mann: Meine Damen und Herren! Helmut Kohl sprach von 
einer Serie von Landtagswahlen. Wir haben bei uns in Hessen 
gesehen - die Bayern haben es später auch erlebt -: Im Augen­
blick läuft der Trend anscheinend gegen uns, und zwar trotz 
eines hervorragend kämpferischen Spitzenkandidaten, trotz der 
außerordentlich hohen Mobilisierung unserer Mitglieder, trotz 
der Dominanz der CDU. Wir waren die Nummer 1 mit übervollen 
Sälen, die Nummer 1 auf der Straße, die Nummer 1 auch in der 
Werbung und auf den Plakaten. Es ist nach wie vor unverzicht­
bar, durch Massierung dafür zu sorgen. Unentschiedene zu ge­
winnen, möglichst als Marktführer zu erscheinen und eine Be­
wegung in Gang zu setzen, die da heißt: follow up the leader. 

Trotzdem reichte es nicht ganz. Bei der Analyse der Stimmen 
- vom Stimmenhalten bis zum Nichterhöhen von Stimmen - haben 
wir eine neue Zielgruppe festgestellt: die Zielgruppe Jugend. 
Ich hielte es nun für falsch, wenn wir uns als CDU massiv auf 
die Jugend stürzen würden mit der offenkundigen Absicht, sie 
zu umarmen, sie zu herzen, um sofort Liebesbeweise oder gar 
pausenlose Treueschwüre zu bekommen. 

Wir brauchen den langen Atem und nicht die kurzfristige Aktion. 
Junge Leute honorieren nicht die Schaukelei, nicht das Reagieren 
auf jeden kleinen Windstoß. Sie erwarten Standfestigkeit. Wir 
brauchen die Besinnung, die Neubesinnung, von der Helmut Kohl 
gesprochen hat, aber auch die Rückbesinnung. Wir haben einiges 
zu zeigen, wir haben einiges zu bieten. 

Der kleine Parteitag der CDU am 12. Juni hat ein Programm ver­
abschiedet: "Zukunftschancen der Jugend". Dieses Programm haben 
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wir mühselig und dennoch qualifiziert genug auf dem Parteitag in 
Hamburg vorbereitet. Zeichen setzend haben wir ein Programm ge­
schaffen; denn erstmalig in der Bundesrepublik ist es einer Par­
tei gelungen, ein umfassendes Konzept zu erarbeiten, das auf­
zeigt, wie man im Bildungs- und Beschäftigungssystem Zukunfts­
chancen für junge Menschen durchsetzen kann. Wir müssen also 
nicht etwas erfinden, um junge Leute zu entdecken. 

Ich glaube, es ist mehr an der Zeit, daß die Jugend uns ent­
deckt. Machen wir es ihr doch leicht! Das ist nicht nur eine 
Angelegenheit der Abteilung "Verkauf" der Konrad-Adenauer-
Stiftung oder des Adenauer-Hauses. Das liegt auch an der CDU, 
an den Themen, die in den Parteien zu behandeln sind, und an 
der Basis. Ich habe den Eindruck, daß wir in der Jungen Union 
oder in der Jungen Arbeitnehmerschaft noch allzuoft zu sehr 
allein kämpfen müssen. Wir brauchen auch die begleitende Öffent­
lichkeit. Nur: Öffentlichkeit wird von Berichterstattern selbst 
verhindert. So heißt es beispielsweise: "Der Parteivorsitzende 
sagte zur Lage" - dann werden die Worte wiedergegeben, und dann 
steht da in Klammern: "(bei der Tagung der Jungen Union)", Oder 
es heißt: "Der Ministerpräsident referierte", dann kommen die 
markanten Worte und hinterher - klein dabei - "auf der Bundes­
tagung der Sozialausschüsse" oder "der Frauen-Vereinigung" oder 
dergleichen mehr. Im letzten Absatz, so daß es gerade noch Pro­
fis wahrnehmen können, werden dann die Dinge behandelt, um die 
es eigentlich hätte gehen sollen, die Sachinhalte. 

Ich appelliere an die Journalisten: Bringen Sie in den Tages­
zeitungen nicht nur Tagespolitik! Bringen Sie nicht nur Vorder­
gründiges! Wer nur über die Großen berichtet, der sorgt dafür, 
daß auch hier Konzentration entsteht und keine Vielfalt sich 
bildet, der sorgt dafür, daß in allen politischen Parteien all­
zusehr die Flucht begangen wird von der Differenzierung der 
Sachargumentation hin zum Paukenschlag und zur Emotion. 

Und der letzte Punkt, liebe Parteifreunde, zur Jugend! Die 
Faszination der Ideologie, die bisher zur Blüte der linken Be­
wegung führte, der große Nachlauf des sich selbst heilig spre­
chenden SPD-Vorsitzenden mit seinen damaligen heilen, schönen 
Visionen - Hauptsache, sie haben etwas mit dem Thema "Neu" zu 
tun -, ich meine sehr wohl, daß wir diesem Phrasendreschen ei­
niges entgegenzusetzen haben: das, was wir morgen und übermor­
gen beraten werden, das Grundsatzprogramm. 

Dieses Programm einer politischen Philosophie ist nicht Ideo­
logie, und es ist erfreulicherweise auch nicht im Unverbind­
lichen stehengeblieben. Drittens ist es, alles in allem, in 
einer Sprache formuliert, die verstanden werden kann. Grundsätze 
und nicht Tagestaktiken sind Voraussetzung für Glaubwürdigkeit. 
Der Begriff Solidarität, die richtig verstandene und deshalb an­
gewandte Nächstenliebe, der Begriff Freiheit, Gerechtigkeit, die 
Chancen der Sozialen Marktwirtschaft - all diese Dinge, meine 
ich, werden jungen Leuten Attraktivität bieten. Das wird Hoff­
nung geben, und das wird dazu beitragen, der Orientierungslo­
sigkeit in der Jugend deutlich Kontra zu bieten. Dieses Grund­
satzprogramm ist glaubwürdig. Wir haben mit dem Grundsatzpro­
gramm alle Voraussetzungen für politisch große Stunden morgen 
und übermorgen. 

Ich wünsche diese großen Stunden Helmut Kohl, in dem die Jugend 
einen überzeugten, ehrlichen Anwalt ihrer Interessen hat, einen, 
der noch mehr begeistern wird, wenn die Heckenschützen in der 
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eigenen Partei endlich Ihre abgestandene Munition abgeben. 

(Beifall) 

Wir werden nicht wankelmütig werden. Wir werden uns auf diesem 
Parteitag auch nicht anstecken lassen von törichten Infrage­
stellungen unseres Spitzenmannes, die nur von außen kommen. Und 
Ich wünsche die große Geschlossenheit der CDU. Ich habe den 
Eindruck, die Jugend wartet auf den Aufbruch von Ludwigshafen. 
Die Jugend Deutschlands hat diese neue CDU verdient. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Mann, 
für diesen Beitrag. Als nächste hat Frau Wex das Wort, nach 
ihr dann Herr Brlckwedde. Bitte, Frau Dr. Wex. 

Frau Dr. Helga Wex: Herr Präsident! Liebe Freundet 

Der Parteivorsitzende und der Generalsekretär haben in ihren Be­
richten zum Ausdruck gebracht, daß Politik für alle da sein muß. 
Das ist richtig. Aber es gibt besonders sensible Gebiete. Des­
wegen ist es richtig, daß die Politik, die den Menschen betrifft, 
sich auf die Familie und die Frauen bezieht. Gut ist auch, daß 
die Politik unserer Partei von Berlin bis heute die Kontinuität 
gewahrt hat. Nicht gut wäre es, wie der Herr Generalsekretär mit 
Recht gesagt hat, wenn wir dieses Programm nicht oder zu langsam 
durchsetzten und damit unseren politischen Vorsprung einbüßten. 

Es gibt besonders sensible Gebiete. Im Bereich der Politik für 
die Frau und für die Familie betreibt die SPD eine Doppelstrate­
gie. Einerseits vertritt sie In jüngster Zelt Positionen, die 
vordergründig von denen der CDU nur schwer abzugrenzen sind. An­
dererseits bestehen nach wie vor die alten politischen Über­
zeugungen und bestimmen politisches Handeln. 

Durch die bevorstehenden Wahlen zum Europäischen Parlament ge­
winnen alle nationalen Aussagen eine neue Dimension, und die po­
litischen Inhalte der Aussagen im europäischen Wahlkampf, der 
über die Grenzen hinweg geführt wird, werden notwendigerweise zu 
einer Konfrontation marxistisch-kommunistischer Vorstellungen mit 
den Vorstellungen der Christlichen Demokraten führen. 

Ich habe mich hier aber vor allem deswegen zu Wort gemeldet, weil 
der Generalsekretär einige Bereiche genannt hat, die bei unserer 
Arbeit besondere Beachtung verdienen. Über ein Drittel der Frauen 
in unserer Bevölkerung - daran können wir nicht vorbeigehen; das 
haben die Wahlen der letzten Zeit eindeutig gezeigt; die Frauen 
haben in dieser Partei im übrigen, wie ich hier doch einmal sa­
gen möchte, keinerlei Nachholbedarf an Solidarität -

(Beifall) 

erhofft sich von den im Bundestag vertretenen vier Partelen keine 
wesentliche Änderung der Politik zu ihren Gunsten. 

Diese politische Verweigerung muß für uns ein Alarmzeichen sein, 
da es sich hierbei erstens vor allem um jüngere Frauen handelt 
und da zweitens auf mittlere Sicht Auswirkungen auf das Wähler­
verhalten möglich sind. Frauen an führenden Stellen von Bürger­
initiativen und Grünen Listen sollten uns doch zu denken geben. 

Unsere Aufgabe ist es, den Frauen zu beweisen, daß die CDU in 
der Lage ist, dieses unser in die Zukunft weisendes Programm 
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für die Frauen zu verwirklichen. Das heißt in drei Punkten: 

1. Außerhäusliche und häusliche Berufstätigkeit der Frau müssen 
gleichwertig und gleichrangig sein. 

(Beifall) 

Sonst ist das Prinzip der Wahlfreiheit der Frau nur eine Schein­
alternative. 

(Erneuter Beifall) 

2. Familienpolitik steht Im Mittelpunkt unserer gesamten Politik. 
Es ist auch 1978 - besonders 1978 - eine gesicherte Erkenntnis: 
die Familie bleibt im Zentrum der persönlichen Entwicklung und 
der Erwartung von Millionen und aber Millionen einzelner, die 
ihre persönliche Identität und ihre Existenz in erster Linie 
oder sogar ausschließlich in der Familie finden und finden wol­
len. 

(Beifall) 

3. Die Frauen dürfen am Arbeltsmarkt nicht länger die Verl.ierer 
sein. Die mühsam erreichten Fortschritte der Gleichberechti­
gung gehen sonst auf dem Arbeitsmarkt wieder verloren. 

Meine Freunde, wohl suchen die jungen Frauen heute Selbständig­
keit; aber sie suchen auch Geborgenheit. Es ist unsere Aufgabe, 
Rahmenbedingungen zu schaffen, damit sie diese beiden Sehn­
süchte miteinander verbinden können. 

Inhaltlich-programmatisch ist unser Vorsprung gesichert. Wir 
akzeptieren den Menschen in seiner Bedingtheit, wir geben ihm 
dadurch Hoffnung und Liebe; wir stoßen ihn nicht fort in Neid 
und Selbstsucht durch Kampf der Klassen und Geschlechter, wo­
mit ihm ja Einübung von Liebe verweigert würde. Man lernt nur 
von denen, die man liebt, zitierte gestern Astrid Lindgren bei 
der Verleihung des Friedenspreises des deutschen Buchhandels, 
bei der ich die CDU vertrat. Sie meinte damit: Maßstäbe für 
die Erziehung der Kinder, die am meisten unter Liebesentzug 
leiden; sie meinte damit die Jugend, die Zuwendung, Zeit und 
Sinngebung durch Vorbild, Zuneigung und Personenbezug braucht. 

Inhaltlich also haben wir den richtigen Weg, haben wir den Vor­
sprung an Erkenntnis. Politisch-äußerlich aber setzt die Regie­
rung an, uns zu überholen. Die geplante Mutterschutzerweiterung, 
die Gesetzesankündigung "gleicher Loh.n für qlelche Arbeit", der 
Arbeitsstab "Frauen" in der Regierung, verpackt als familien-, 
frauen- und kinderfreundlich, vernebelt zunehmend die dahinter 
stehende Ideologie, die darin besteht, außerhäusliche Erwerbs­
tätigkeit beider Eltern als Höhepunkt des Fortschritts, Fa­
milie als Unterdrückung, als möglichst schnell zu überwindende 
Durchgangsstation oder ein Nebenfeld auf dem Wege zur Selbst­
verwirklichung, Erziehung als Mittel zur Gesellschaftsverän­
derung und nicht als Chance der Selbstfindung des einzelnen 
anzusehen. 
Aber, meine Freunde, täuschen wir uns nicht und lassen wir 
nicht zu, daß der Bürger getäuscht wird! Die anderen schrei­
ben vielleicht unsere Programme verbal ab, aber diese ihre 
Pläne geben sie niemals auf. 

(Beifall) 

Dieser einseitig auf die Berufstätigkeit der Frau ausgerichte-
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ten Politik haben wir gegenübergesetzt Wahlfrelheit und Partner­
schaft. 
Gestatten Sie mir zum Schluß den Appell, Frauenpolitik nicht 
als ein Gegeneinander zwischen Männern und Frauen, sondern als 
Miteinander anzusehen. 

(Beifall) 

Es ist nicht unsere Politik, ein altes Rollenverständnis durch 
ein neues Rollenverständnis zu ersetzen, sondern es ist und 
bleibt unsere Politik, der persönlich verantworteten Freiheit 
den Vorrang zu geben. Fortschritt bedeutet nicht um jeden 
Preis Veränderung, sondern Fortschritt bedeutet Verbesserung. 
Die Politik der Bundesregierung aber hat die Lage der Frauen 
nicht verbessert. Die Tätigkeit der Hausfrau wird weiterhin 
abgewertet und wie ein sozialpolitisches Niemandsland behandelt. 
Sozial ungesichert, überlastet und willentlich unterschätzt: 
das ist heute typisch für die Lage der Hausfrau. Die berufs­
tätigen Frauen sind überproportional arbeitslos, eher entlassen, 
schlechter bezahlt und später wieder eingestellt; das ist heute 
typisch für die Situation der erwerbstätigen Frau. Die Politik 
der Bundesregierung hat vor den Frauen versagt. Diese Politik 
ist weder sozial noch liberal. Sie ist für die Frauen geschei-
t̂ '̂ t. (Beifall) 

Liebe Freunde, heute bestimmen viel mehr als früher Frauen, ob 
es Kinder gibt oder nicht, und heute schrecken oft eher Mäd­
chen als junge Männer vor der Familiengründung aus Angst vor 
der großen Belastung zurück. Geburtenrückgang, Ehescheidungs­
und Eheschließungszahlen sind ein Zeichen für eine Wende, die 
die ganze Gesellschaft betrifft. Diese Entwicklung zeigt: Wir 
können die Probleme der Frauen nicht Isoliert als Probleme 
nur der Frauen betrachten; sie berühren die gesamte Gesell­
schaft und die Zukunft unseres Volkes. Wenn wir also Politik 
für die Frauen machen, dann ist es Politik für uns alle, auch 
für die Männer. Ist dies einmal in seiner ganzen Tragweite er­
kannt, dann gehören viele Vorurteile der Vergangenheit an. Wir 
haben die Sachkompetenz, von der der Generalsekretär sprach, 
und" wir haben die Zukunft in der Hand. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, verehrte 
Frau Kollegin Wex, für diesen Beitrag. 
Meine Damen und Herren, erfreulicherweise haben wir jetzt 
schon 14 Wortmeldungen. Wir bekommen also eine lebhafte Aus­
sprache zu den Berichten. Wenn sich die Sprecher möglichst 
kurz fassen, wird die Aussprache noch lebendiger. 

(Beifall) 

Als nächster hat das Wort Herr Brickwedde , nach ihm Herr Wiss­
mann. 

Fritz Brickwedde, Osnabrück: Liebe Freunde, ich möchte nur 
fünf Punkte ganz kurz ansprechen. 
Der erste Punkt betrifft das Thema Europawahl. Wir sind heute 
morgen sehr gut auf die Europawahl vorbereitet worden. Auch 
in den Referaten von Heiner Geißler ist deren Bedeutung unter-
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strichen worden. Ich glaube, daß die Europawahl gerade für die 
junge Generation einen ganz hohen Stellenwert hat. Ich möchte 
allerdings auf diesem Parteitag an Sie alle in den Landesverbän­
den appellleren, wenn sie die Landeslisten aufstellen, neben den 
erfahrenen und sehr erfahrenen Politikern - um es einmal sehr 
nett zu formulieren - auch das junge Element zu berücksichtigen. 
Ohne junge Kandidaten sind wir in der jungen Generation nicht 
glaubwürdig. 

(Beifall) 

Ich weiß, daß der Begriff "Modell Niedersachsen" bei einigen 
nicht populär ist, aber ich darf sagen, daß wir in Nieder­
sachsen dabei sind, einem Kanidaten aus der jungen Generation 
einen guten Platz zu sichern. Ich meine, das sollte in allen 
Landesverbänden Schule machen. 
Mein zweiter Punkt betrifft die friedliche Nutzung der Kern­
energie. Auf dem Gebiete der sicheren Entsorgung, des. Atommülls 
haben wir in Niedersachsen das große Problem Gorleben. Ich 
möchte hier im Hinblick auf die geforderte Geschlossenheit der 
Union in dieser Frage kritisch darauf hinweisen, daß es kein 
besonders guter Stil ist, wenn ein Vertreter der Bundestags­
fraktion ohne Absprache mit der Landesregierung nach Hannover 
reist und dort eine Pressekonferenz gibt, in der er sagt, auf 
diesem Gebiet seien alle Probleme gelöst, während gleichzeitig 
unser Sozialminister, unsere Landesregierung.und unsere Behör­
den in einem sehr ernsthaften Prüfungsprozeß zu dieser Frage 
begriffen sind. So können wir auch keine Wähler überzeugen. Das 
Thema Entsorgung ist so wichtig, daß wir als CDU mit dieser 
Frage ganz besonders sensibel umgehen müssen. Ich möchte deswe­
gen die Bundespartei und die Bundestagsfraktion bitten, die 
niedersächsische Landesregierung, die hier in einer ganz große 
Verantwortung steht, und auch die Landespartei in Niedersachsen 
zu unterstützen. Wir müssen hier an einem Strick ziehen und 
dürfen nicht gegeneinander arbeiten. 
Drittens. Der Appell an die Geschlossenheit gilt auch für das 
Thema: Wie halten wir Verfassungsfeinde aus dem öffentlichen 
Dienst heraus? Wir müssen auch zwischen den unionsregierten 
Bundesländern zu einer stärkeren Koordination kommen. Es geht 
nicht an, daß es zwischen Kiel und München unterschiedliche 
Verfahren zum Heraushalten von Verfassungsfeinden aus dem 
öffentlichen Dienst gibt. Auch die C-Länder müssen sich hier 
abstimmen. Wir müssen als Alternative zu den Auflösungstenden-
zen bei der SPD/FDP hier eine einheitliche Linie verfolgen: 
rechtsstaatlich, liberal und sauber. Das werden wir dann auch 
gegenüber der jungen Generation überzeugend vertreten können. 

(Beifall) 

Auf Grund der Arbeit in der Jungen Union möchte ich gerade die 
Älteren bitten, diesen Punkt mit Jugendlichen sehr sensibel zu 
diskutieren. Es reicht nicht aus, daß wir sagen, Kommunisten 
und Faschisten dürfen nicht in den Staatsdienst, sondern wir , 
müssen gleichzeitig sagen, wie wir dieses Problem lösen wollen. 
Es hat einige Fälle gegeben - ich will jetzt kein Bundesland 
nennen -, wo Leute aus dem öffentlichen Dienst herausgehalten 
worden sind - es sind vielleicht zwei oder drei gewesen -, bei 
denen wir Schwierigkeiten haben, das den jungen Leuten klar zu 
machen. 

62 



Das heißt, es dürfen auch tatsächlich nur Kommunisten und 
Faschisten davon betroffen sein. Ich möchte deswegen noch ein­
mal an die Partei und an die unionsregierten Bundesländer 
appellieren, daß wir uns untereinander abstimmen und hier eine 
ganz konkrete präzise Alternative präsentieren. 

Lassen Sie mich viertens noch eine Frage stellen. Wir haben 
auf dem Hamburger Parteitag 1973 - ich spreche das auf diesem 
Parteitag wieder an, wie schon auf dem letzten - als Delegierte 
einen Beschluß gefaßt, ein neues Unternehmensrecht zu gestal­
ten. Dazu haben wir 1973 unter Hans Katzer und Kurt Biedenkopf 
eine Kommission eingesetzt. Wir schreiben jetzt das Jahr 1978, 
und ich sehe nicht, daß irgendwo Ergebnisse aus dieser Kommission 
vorliegen. Sie sind jedenfalls parteiöffentlich nicht bekannt 
geworden. 

Auf dem letzten Parteitag hat Kurt Biedenkopf erklärt, in 
einigen Monaten werde die Kommission dem Bundesvorstand die 
Ergebnisse vorlegen. Es ist ein Jahr vergangen, und ich möchte 
an Kurt Biedenkopf oder den Bundesvorstand die Frage richten: 
Was ist aus dieser Arbeit geworden? Dies ist ein wichtiges 
Thema, das wir als Union besetzt halten wollen. Irgendwann muß 
es einmal konkret werden und hier auf dem Parteitag landen. 

(Beifall) 

Letzter Punkt: Wir haben in der Jungen Union eine Aktion ge­
startet unter dem Stichwort: Freiheit für Nico Hübner, Ich 
möchte Ihre Aufmerksamkeit ganz kurz auf diesen Fall eines 
jungen Ostberliners in einem DDR-Gefängnis lenken. 

(Beifall) 

Ich spreche das deswegen an, weil wir hier viele Vertreter der 
Medien und auch ausländische Gäste haben. Bei Nico Hübner han­
delt es sich um einen 22jährigen Ostberliner, der unter Beru­
fung auf den entmilitarisierten Status von Groß-Berlin den Wehr­
dienst in der Nationalen Volksarmee verweigert hat und einen 
sehr profunden und kritischen Artikel als Regimegegner in der 
DDR geschrieben hat, der dann bei uns veröffentlicht wurde. Er 
ist dafür zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt worden. Ich meine, 
auch von diesem Parteitag sollte an die Sowjetunion und an die 
DDR der Appell gehen: Laßt Nico Hübner frei 1 Wir wollen daran 
arbeiten. 

(Beifall) 

Ich möchte Sie sehr herzlich bitten: Beschäftigen Sie sich 
bitte mit diesem Aufsatz dieses jungen Deutschen im anderen 
Teil Deutschlands. Er macht - und darüber sollten die Medien 
auch stärker berichten - den Unterschied zwischen Regime­
kritikern wie Bahro oder Biermann, die aus einer marxistisch­
leninistischen Position heraus nur bestimmte Teile des Systems 
drüben verändern wollen, und den Regimegegnern, den jungen De­
mokraten und Christen in der DDR und in Ost-Berlin, denen wir 
solidarisch gegenüberstehen sollten, sehr deutlich. 

In diesem Sinne ergeht auch der Appell der Jungen Union an die 
gesamte Partei, sich zu engagieren für die jungen Demokraten, 
für die jungen Christen in der DDR, die sich in dieser Situation 
dort drüben für die Freiheit engagieren und die dies unter Um­
ständen tun, die, wie ich glaube, unser aller Solidarität aus 
Gründen eines modernen Patriotismus, aus Gründen unseres Ein­
satzes für die Menschenrechte ganz besonders herausfordern. 

63 



Ich hoffe, daß wir als CDU noch stärker als bisher in diesem 
Bereich arbeiten. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Brick-
wede. Zur Erwiderung auf einen Punkt Ihres Beitrages, bitte, 
Hans Katzer. 

Hans Katzer: Meine lieben Parteifreunde! Der Kollege Brickwede 
hat mit Recht die Unternehmensrechtskommission angesprochen. 
Wir haben auf unserem Parteitag in Hamburg zur Frage der Mit­
bestimmung unter anderem auch einen Beschluß gefaßt, a) eine 
Unternehmensrechtskommission einzusetzen und b) die Fragen des 
Unternehmensrechts darin neu zu ordnen. Diese Kommission hat 
unter dem Vorsitz des Kollegen Biedenkopf und mir acht- oder 
zehnmal getagt. Wir haben ein Zwischenergebnis. Dann kam die 
Klage der Arbeitgeber vor dem Bundesverfassungsgericht. Soweit 
wir wissen, wird in etwa acht Wochen das Urteil des Bundesver­
fassungsgerichts vorliegen. Angesichts der Tatsache der Klage 
haben wir dem Parteivorstand berichtet, daß wir es nicht für 
sinnvoll halten, jetzt die Arbeit zu Ende,zu führen, sondern 
erst dann, wenn wir ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vorliegen haben. Ich glaube, das ist vernünftig und sinnvoll. 
Deshalb werden wir den Bericht dann geben, wenn das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts gesprochen und die Arbeit der Kommis­
sion abgeschlossen ist. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Hans Katzer. 
Das Wort hat der Bundesvorsitzende der Jungen Union, Matthias 
Wissmann. Nach ihm spricht Herr von Bismarck. 

Matthias Wissmann: Herr Vorsitzender 1 Meine Damen und Herren! 
Liebe Parteifreunde! Bevor ich namens der Jungen Union in eini­
gen Bemerkungen zu den beiden Berichten Stellung nehme, möchte 
ich einer Pflicht genügen, die nicht nur Höflichkeitspflicht 
ist. Ich möchte mich nämlich beim Vorsitzenden und seinem Ge­
neralsekretär sehr herzlich für die jederzeitige politische, 
organisatorische und auch finanzielle Unterstützung der Jungen 
Union Deutschlands bedanken. Wir vergelten diese Solidarität 
dadurch, daß wir im Unterschied zu anderen politischen Jugend­
organisationen nicht nur, wie es sicher richtig ist und wie 
auch ich es tun will, in einigen Punkten kritisch zum Parteitag 
Stellung nehmen, sondern vor allem dadurch, daß wir in allen 
Wahlkämpfen gemeinsam an einem Strange ziehen. Damit ist auch 
deutlich geworden: Wenn Jusos und Judos in den Wahlkämpfen un­
ter der Decke bleiben, so kann man die Junge Union im Wahlkampf 
vorzeigen und im Interesse unserer gemeinsamen Sache mit ihr 
kämpfen. 

(Beifall) 

Weil wir dies aber auch in Zukunft wollen, machen wir uns als 
Junge Union natürlich auch Gedanken über die Frage, wie es mit 
der Entwicklung bei den Jungwählern aussieht. Knapp zusammen­
gefaßt kann man sagen, daß wir in den Jahren 1959 bis 1977 einen 
vergleichsweise steilen Anstieg der Jungwähleranteile für die 
Union hatten, während in den letzten Monaten eine Stagnation 
des Zuwachses unserer Jungwählerentwicklung zu verzeichnen ist. 
Meine Damen und Herren, dies gilt natürlich auch für andere 
Wählerbereiche. Da die Union aber Zukunft haben muß, ist dies 

64 



•naturgemäß einer der sensibelsten Bereiche. Lassen Sie mich des­
wegen in vier Punkten einiges von dem sagen, was wir als Junge 
Union im Blick auf die Zukunft der Union, im Blick auf ihre Wir­
kung bei jungen Wählern für besonders wichtig halten: 

Erstens. Ich habe in vielen Diskussionen auch im hessischen und 
bayerischen Landtagswahlkampf festgestellt: Ich glaube, ich 
kann sagen, die überwiegende Mehrheit der jungen Generation er­
wartet von einer Partei kein Personal- und Strategiegeplänkel 
ohne Ende, sondern eine Antwort auf die Frage nach ihrer Zukunft. 
Meine Damen und Herren, deswegen will ich hier deutlich sagen, 
daß wir als Junge Union der Meinung sind, daß wir in den Dis­
kussionen über die Trennung von CDU und CSU nicht länger fort­
fahren können, sondern daß diese ein für allemal beendet werden 
sollten, weil diese Diskussionen sonst unsere politische Sach­
aussage in der Zukunft überlagern werden. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir sprachen vorhin in einem anderen 
Zusammenhang von Parteitagsbeschlüssen. Ich meine, daß wir den 
Beschluß des Mannheimer Parteitages, den wir mit großer Mehr­
heit gefaßt haben, nämlich in die Diskussion mit unseren Freun­
den von der CDU/CSU den Gedanken einer institutionalisierten 
Integration einzubringen, der engeren Zusammenarbeit auf allen 
politischen Ebenen, der engen Zusammenarbeit auf der Ebene von 
Präsidium, Vorstand und Fachausschüssen, in der innerpartei­
lichen Diskussion wieder stärker in den Vordergrund bringen 
sollten, wenn wir den Gedanken der Einheit der Union langfri­
stig erhalten wollen. 

Ein zweiter Punkt, meine Damen und Herren. Junge Wähler erwar­
ten von uns - und deswegen bin ich froh, daß dieser Parteitag 
zu diesem Thema stattfindet - nicht nur eine Antwort auf die 
Frage nach den tagespolitischen Perspektiven, sondern eine Ant­
wort auf die Frage nach dem Werthintergrund von Politik. 

Lassen Sie mich das auch im Blick auf den jüngsten Katholiken­
tag und beispielsweise auch auf die Diskussionen bei dem Gemein­
detag vor einiger Zeit in Stuttgart sagen: Die Tatsache, daß sich 
erstmals seit Jahren wieder in solcher Deutlichkeit Tausende von 
Jugendlichen ganz bewußt in einer wertorientierten Weise enga­
gieren, sagt zwar noch nichts aus über die Haltung aller jungen 
Leute, zeigt aber, daß die Partei, die sich nicht nur bei einem 
Parteitag, so wichtig und gut dieser ist, sondern auch in der 
Folge dieses Parteitages und auf allen Ebenen der Diskussion, 
des Werthintergrundes ihrer Politik wieder bewußt wird, Zukunft 
haben wird bei jungen Leuten. Deswegen, meine Damen und Herren, 
verstehe ich nicht, warum wir gelegentlich das "C" im Partei­
namen der Union schamvoll verstecken, sondern halte es im Gegen­
teil für notwendig, dieses "C" In einer toleranten und weltof­
fenen Weise wieder stärker als Impuls für unsere Politik nutzen. 

(Beifall) 

Ich sage das, weil ich glaube, daß wir immer noch in der Gefahr 
sind, unsere Politik allzu stark nur als Antithese zu Sozialis­
mus und Kommunismus zu definieren. Wir sind uns einig - das hat 
auch der heutige Morgen gezeigt - in der Ablehnung des Sozialis­
mus in seinen verschiedenen Spielarten. Aber unsere Glaubwürdig­
keit beim jungen Wähler wird eben gerade dadurch erreicht, daß 
wir nicht nur aus der Ablehnung anderer Positionen unseren Stand-
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ort definieren, sondern den eigenständigen, zukunftsweisenden, 
originären Charakter unserer Politik wieder stärker in einer 
offensiven politischen Diskussion deutlich machen. Ich glaube, 
da haben wir alle miteinander in der politischen Diskussion Nach­
holbedarf. 
Dies gilt beispielsweise für das Thema Nord-Süd-Konflikt. Ich 
bin dem Vorsitzenden dankbar, daß er dieses Thema in seinem Be­
richt angesprochen hat. Die Wichtigkeit dieses Themas sollte bei 
einer christlich-demokratischen Partei eigentlich nicht betont 
werden müssen. Aber stellen wir uns doch selbstkritisch die Fra­
ge,ob wir denn in den letzten Jahren beispielsweise jenen Ansatz 
der Mannheimer Erklärung, der die weltweite Dimension unserer 
Politik sichtbar gemacht hat, der sichbar gemacht hat, daß Ent­
wicklungspolitik für uns nicht nur eine Frage der Moral, sondern 
auch eine Frage politischer Vernunft ist, ausreichend genutzt 
haben! Müssen wir nicht unser entwicklungspolitisches Konzept, 
unser Konzept zum Thema Nord-Süd-Dialog, offensiver und deut­
licher machen, weil junge Wähler von uns nicht erwarten, das 
Populäre gesagt zu bekommen, sondern das, was ihre Zukunft be­
trifft? Dieses Thema aber betrifft ihre Zukunft in einer ganz 
fundamentalen Weise. 
Ein dritter Punkt: Junge Leute wollen nicht nur hören, was wir 
in goldenen Lettern in unsere Parteiprogramme hineinschreiben, 
sondern sie wollen erleben und erfahren, daß diese Parteipro­
gramme durch- und umgesetzt'werden auf Landesebene, auf Kreis­
ebene, auf Gemeindeebene, auch auf Bundesebene. Und da muß ich 
sagen - ich bin überzeugt, daß wir hier in der Mehrheit der De­
legierten einer Meinung sind: Die Art und Weise der Behandlung 
der Beschlüsse des Parteitages von Hamburg, der Beschlüsse des 
Parteitages von Mannheim, unserer wegweisenden Anstöße im Be­
reich der Neuen Sozialen Frage, unserer zukunftsgerichteten Poli­
tik im Bereich der Familie hat der Glaubwürdigkeit nicht ge­
nützt. Wir müssen die Programme wieder aus den Aktenschränken 
holen und für die praktische Politik nutzbar machen, wenn wir 
langfristig glaubwürdig sein wollen, gerade auch bei jungen 
Wählern. 

(Beifall) 

Ich darf, Herr Vorsitzender, hinsichtlich der Glaubwürdigkeit 
einen zweiten Anstoß aufnehmen, den Sie in Ihrem Referat ange­
sprochen haben. Ich glaube, wir alle stehen hinter den Bemer­
kungen, die Sie zu dem Thema der humanen Definition des Lei­
stungsprinzips gemacht haben. Niemand in der Jungen Union 
stellt den Wert des Leistungsgedankens für eine demokratische 
Gesellschaft in Frage. Wenn wir es da aber nicht nur bei Be­
kenntnissen lassen wollen, müssen wir beispielsweise auch un­
seren Kultusministern die kritische Frage stellen, ob denn bei­
spielsweise der Auswahlmaßstab Durchschnittsnote 1,8 oder 1,9 
im Abitur als Kriterium für die Entscheidung der Frage beibe­
halten werden kann, wer Medizin studieren soll. Ich sage es ganz 
offen: Ein solcher Maßstab ist nach meiner Überzeugung eher ein 
Kriterium, den begabten Karrieristen und Streber Mediziner wer­
den zu lassen als den, der aus Engagement und Leidenschaft Arzt 
werden könnte. 

(Beifall) 

Ich glaube, daß wir gerade auch hier hinterfragen müssen, was 
wir selber mitgetragen haben in der Umsetzung jenes humanen 
Leistungsgedankens, den der Parteivorsitzende vorhin angespro­
chen hat. 
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Meine Damen und Herren^ wir sollten uns durch Studentenumfragen 
und durch öffentliche Äußerungen trotz allem nicht vormachen 
lassen, die überwiegende Mehrheit der Jugend stehe gegen diesen 
Staat. Alles, was wir aus den Diskussionen wissen, ist, daß die 
überwiegende Mehrheit der jungen Generation positiv zum demo­
kratischen Staat steht. Was ich aus Diskussionen weiß und was 
sicher viele von Ihnen genauso erfahren haben, ist, daß die 
überwiegende Mehrheit der jungen Generation gemeinsam mit der 
Jungen Union und der CDU der Überzeugung ist, daß Extremisten 
von links und von rechts aus dem öffentlichen Dienst herausge­
halten werden müssen. 

(Beifall) 

Ich bin überzeugt, daß die Mehrheit der jungen Generation dies 
genauso sieht wie wir. 
Nur, meine Damen und Herren, um dies überall durchzusetzen, auch 
bei den Zweifelnden, meine ich, wir als CDU - und die Junge 
Union ist da bereit, auf allen Ebenen mitzuziehen - sollten eine 
bundesweite Informationskampagne über die wirkliche Zielsetzung 
starten, die wir mit dem Extremistenthema verbinden. Unsere Ziel­
setzung heißt doch: Wir können die Informationsfreiheit aller 
Bürger langfristig nur dann sichern, wenn totalitäre Kräfte -
Faschisten und Kommunisten - aus dem öffentlichen Dienst heraus­
gehalten werden. Dazu bedarf es einer Informationskampagne, denn 
viele Jugendliche wissen nicht, welche Zielsetzung wir wirklich 
haben. 
Meine Damen und Herren, es wäre dann natürlich gut, wenn wir 
verhinderten, daß Entscheidungen auf der Ebene von Oberregierungs­
räten, die gelegentlich eben auch einmal fragwürdig ausgefallen 
sind, zum Zweifel am Prinzip führen. Folgen wir doch jener 
Überlegung aus Baden-Württemberg, die sagt: wir überlassen es 
nicht dem Oberregierungsrat, in Zweifelsfällen zu entscheiden, 
sondern die Minister übernehmen dafür die direkte politische 
Verantwortung, damit nicht in Zweifelsfällen Bürokraten ein ver­
nünftiges Prinzip pervertieren, sondern der vernünftige Grund­
satz auch im Einzelfall durchgehalten wird-. •, Damtt werden wir so­
wohl im Einzelfall wie im gesamten glaubwürdiger. 
Zum Schluß, meine Damen und Herren: Wir werden als Junge Union 
moraen in der Grundsatzprogrammdiskussion unsere Vorschläqe ein­
bringen. Und eines kann ich hier sagen, daß wir als Junge Union 
auch In Zukunft in der Partei die Diskussion in der Sache auf 
allen Ebenen vorantreiben wollen. Wir meinen, daß die Diskussion 
in der Sache in der Partei dreimal wichtiger ist als die oft 
hochgezogene Personal- und Strategiediskussion. - Herzlichen 
Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Matthias 
Wissmann. 
Jetzt spricht Herr von Bismarck und nach ihm Gerhard Stolten­
berg. - Bitte, Herr von Bismarck. 

Dr. Philipp von Bismarck,(Schweimke):Herr Vorsitzender, meine 
Damen und Herrenl Ich möchte Ihnen einen Bericht aus Ostpreus-
sen geben. Die Union - und für sie die Fraktion - hatte drei Kol­
legen, den Kollegen Stercken, den Kollegen Graf Huyn und mich, 
für eine Woche zum Deutsch-polnischen Forum nach Alienstein ge­
schickt. Dies ist, wie Sie alle wissen, nicht nur für einen 

67 



Pommern ein schwerer Gang. Man ist in solcher Lage - das möchte 
ich sehr freimütig sagen - denen besonders verbunden, die einem 
auch dann noch vertrauen, wenn Pressemeldungen erscheinen, in 
denen z.B. durch Auslassen entscheidender Worte Zweifel an der 
Redlichkeit oder Standfestigkeit eines Kollegen geweckt werden 
können. 
Man ist denen besonders dankbar, die mit ihrem Urteil über sol­
che Kollegen warten, bis sie festgestellt haben, was diese 
wirklich gesagt haben, und nicht schon auf Verdacht auf ihre 
Kollegen mit scharfem Tadel schießen, so daß man es in allen 
Lokalblättern widerhallen hört. 
Es war für uns Deutsche sicher- nicht nur ein Gang in die Ver­
gangenheit. Es wurde ein Ringen um die Zukunft, ein Ringen un­
ter Europäern. Unter dem die Welt bewegenden Zeichen der Wahl 
eines polnischen Kardinals zum Papst haben wir um die Zukunft 
Europas unter dem Stichwort "Versöhnung durch Wahrheit" gerun­
gen. 
Wir mußten den Polen zumuten und haben es ihnen zugemutet, hin­
zunehmen und noch für lange Zeit hinzunehmen, daß die deutsche 
Frage offen ist und bleiben muß, 

(Beifall) 

weil die deutsche Nation das Recht auf Selbstbestimmung und 
Wiedervereinigung in Freiheit hat und sich nicht nehmen lassen 
wird, weil unsere Verfassung jeden von uns verpflichtet, sich 
für die Verwirklichung dieses alles überragenden Ziels einzu­
setzen, weil die Fundamente der Freiheit und der Sicherheit un­
serer Hauptstadt Berlin als eines Symbols für die Freiheit nicht 
nur Europas in Frage gestellt würden, wenn wir auch nur den 
leisesten Zweifel an der Offenheit der deutschen Frage aufkom­
men ließen. 
Aber wir mußten uns auch zumuten, den schmerzlichen Inhalt der 
Verträge hinzunehmen und dies auszusprechen, der Verträge, die 
wir nicht gestaltet und abgeschlossen haben, die wir dennoch 
halten wollen. Pacta sunt servanda. 
Wir haben der polnischen Seite in aller notwendigen Offenheit, 
mit großem Ernst und großer Bestimmtheit gesagt, daß eine pol­
nische Politik, die auf Änderung unseres Rechts, insbesondere 
unserer Verfassung, zielt, scheitern muß und so bald wie mög­
lich eingestellt werden sollte. 
Wir haben erneut festgestellt, daß die Schulbuchempfehlungen 
heute noch nicht geeignet sind, die Aussöhnung durch Wahrheit 
zu fördern, daß vor allem die Darstellung der Vertreibung unan­
nehmbar ist, weil sie unwahr ist. Die polnische Anregung, die 
Empfehlungen in angenommene und strittige Punkte aufzuteilen 
und geeignete Wege zu mehr Übereinstimmung zu suchen, haben wir 
als Ergebnis vorangegangener Gespräche naturgemäß begrüßt. Dies 
ist ein hoffnungsvolles Zeichen. 
Aber vor allem haben wir in jedenfalls uns drei sehr bewegender 
Weise um brauchbare Visionen einer europäischen Zukunft gerungen. 
Unüberhörbar war die polnische Sorge, von den Europäern im 
Westen übergangen oder gar vergessen zu werden. Polen und 
Deutsche sitzen in einem Boot, rief ein polnischer Berichter­
statter aus und fuhr fort: Wohin wir rudern und steuern, davon 
wird es wesentlich abhängen, wie sich der Friede Europas und 
seine Zukunft entwickeln. 
Liebe Freunde, alles, was wir gehört, alles, was wir gesagt, 
alles, was wir gedacht haben, wird man im Kreise der Verant­
wortlichen jetzt sorgfältig zu bedenken und zu erörtern haben 
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mit dem Ziel, unserer europäischen Verantwortung in Mittel- und 
Osteuropa zeltnah und zukunftsbezogen gerecht zu werden, d.h. 
auch, die Gedanken und Phantasien über die Zukunft der Freiheit 
in Europa, über die Zukunft der Freiheit durch Europa, über die 
Wiedervereinigung Europas bei uns so zu fundamentieren und 
zu klären, daß wir führen und nicht hinterherlaufen. 
Der Mut der Kirche, mit der Papstwahl eine wahrhaft europä­
ische Entscheidung zu treffen, sollte auch uns Mut machen, 
auf dem festen Boden unserer Überzeugungen Neues zu denken 
und zu sagen, damit Europa nicht an der Elbe endet, sondern 
Grenzen durch Freiheit überwunden werden. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr v.n 
Blsmarck, für diesen Beitrag zu dem steinigen Gelände, das 
Sie da angesprochen haben. 
Das Wort hat jetzt Gerhard Stoltenberg. Nach ihm spricht 
Dr. Huck. 

Dr. Gerhard Stoltenberg: Herr Präsident! Meine lieben Partei­
freunde! Dieser Parteitag ist Anlaß zu einer Bilanz der Halb­
zelt, zur Vprausschau, zur Zurüstung auf die kommende politi­
sche Arbeit, vor allem in der Verabschiedung unseres Grund­
satzprogramms. Die Situation zur Halbzeit ist im Licht der 
letzten Wahlen bestimmt durch ein Gleichgewicht der politi­
schen Kräfte In der Bundesrepublik Deutschland. Dieses Gleich­
gewicht ist in den Landtagswahlen dieses Jahres bestätigt wor-
,den. Ich unterstreiche das gegenüber «iner irreführenden Dar­
stellung, die wir in den letzten Wochen oft gehört haben. Die 
Union ist nicht nur die stärkste politische Kraft der Bundes­
republik Deutschland und in Bonn in der Opposition, sie hat 
auch die Chance zur Mehrheit aus eigener Kraft. 

(Beifall) 

Uns und den Bürgern dieses Landes wird mit der Desinformation 
manches zugemutet. So sahen wir am Abend der bayerischen Wahl 
etwa Egon Bahr im Deutschen Fernsehen, der einen Stimmengewinn 
der SPD von 30 auf 31 % als Zeichen des großen Vertrauensbe­
weises für die sogenannte sozialliberale Koalition wertete. 
Wir müssen dafür sorgen, daß diese Desinformation oder das 
"Gerede von der Schallmauer nicht die Öffentlichkeit verwirren. 
Was heißt hier Schallmauer? Jede Wahl Ist eine Momentaufnahme 
in einem unerhört dynamischen Prozeß des Wettbewerbs. In jeder 
Wahl liegt zugleich die Chance zur Veränderung der längerfristi­
gen Trends. 
Kritische Fragen sind zu stellen - an andere und auch an uns. 
An andere sicher mit der erfrischenden Deutlichkeit Heinrich 
Geißlers im Bereich der elektronischen Medien. Wir haben sie im 
Norden der Bundesrepublik Deutschland als erste mit besonderer 
Eindringlichkeit im Hinblick auf den Sender gestellt, für den 
wir Verantwortung tragen. 

(Beifall) 

Dies sage ich in voller Übereinstimmung auch mit Ernst Albrecht. 
Diese Diskussion wird in unserem Bereich mit einer wirklichen 
Reform, einer Verbesserung Im öffentlich-rechtlichen System 
enden; daran gibt es überhaupt keinen Zweifel. 

(Beifall) 
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Aber trotz dieser notwendigen kritischen Diskussion in diesem 
und anderen Bereichen haben wir uns zunächst selber zu fragen, 
gerade in einer Halbzeitbilanz, auch im Verhältnis zu Journa­
listen, im Verhältnis zu Publizisten, bezüglich der Art, wie 
wir mit ihnen diskutieren, wie wir uns um sie bemühen, bezüg­
lich dessen, was wir ihnen sagen und wie wir unsere Auffassung 
und Argumente überzeugend vertreten. 
Natürlich ist auf diesem Parteitag immer wieder die Frage der 
Strategie und auch der Parteistruktur oder der Parteienstruktur 
erwähnt worden. Diese Frage bewegt viele in unserem Lande, vor 
allem unsere Freunde. Ich möchte hier zwei oder drei Punkte 
besonders hervorheben. Wenn wir diese Diskussion führen, soll­
ten wir uns vor allem auf einen Kernbegriff, ein Schlüssel­
wort unseres Programms besinnen, nämlich auf das Wort "Soli­
darität". 

( Zustimmung ) 

Das Wort "Solidarität" ist mit vielen Beziehungspunkten und 
Verpflichtungen verbunden, vor allen Dingen aber mit einer Ver­
pflichtung, die sehr wichtig ist, nämlich der Forderung nach 
Selbstdisziplin, nach Selbstdisziplin für jeden von uns, nicht 
nach Verschweigen der eigenen Überzeugungen, aber nach der 
Bereitschaft und dem Willen, eigene Überzeugungen vor allem in 
diesen zentralen Fragen der Zukunft der Union in einen geord­
neten und sinnvollen Prozeß der Meinungsbildung einzuordnen. 
Wir haben mit der CSU nach einer Diskussion, die Heinrich Geiß­
ler gekennzeichnet hat und über die wir nach meiner Auffassung 
hier heute gar nichts mehr zu sagen brauchen, eine klare Ver­
einbarung im Verfahren und in den Fristen. Ich möchte hier noch 
einmal sehr eindringlich den Appell aufnehmen, daß wir uns an 
diese Vereinbarung im Verfahren und in den Fristen auch halten. 

( Zustimmung ) 

Wenn unser Vorsitzender, Helmut Kohl, dies am Abend der Hessen-
und der Bayern-Wahl für die deutsche Öffentlichkeit, für jeden 
vernehmbar noch einmal als die Meinung der Union bekräftigt 
hat, so möchte ich jeden, der über Verfahren und Fristen an­
ders denkt, herzlich bitten, in den Gremien darüber zu reden, 
mit dem Vorsitzenden darüber zu reden oder ihm diesbezüglich 
einen Brief zu schreiben. Ich sage ganz deutlich: Schluß mit 
den Interviews in den kommenden Wochen und Monaten 1 Wir können 
solche Interviews nach allem, was wir aus unseren eigenen 
Reihen erfahren haben, nicht mehr brauchen. 

( Beifall ) 

Solange aus den besten Absichten heraus fast die Hälfte der 
Schlagzeilen, die von einigen von uns gemacht werden, in der 
deutschen Publizistik mit unterschiedlichen Bewertungen und 
Auffassungen verbunden werden, müssen wir feststellen, daß wir 
die Aufgaben dieser Monate nicht erkannt haben. Es sind dies 
vor allem zwei Aufgaben, nämlich erstens die eigenen Positionen 
in der Formulierung deutlicher zu machen - es ist dies unsere 
Aufgabe heute, morgen und übermorgen hier in Ludwigshafen -
und sie zweitens überzeugender zu vertreten, und zwar in der 
eigenen Programmatik und in der offensiven Auseinandersetzung 
mit dem politischen Gegner. Meine lieben Freunde, dies kann nur 
in der Sache geschehen, in den zentralen Fragen der deutschen 
Politik. Bei der Diskussion über unser Programm wird Gelegenheit 
gegeben sein, dazu mehr zu sagen, als jetzt im Rahmen einer 
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zeitlich begrenzten Generaldebatte. Die großen Themen sind uns 
gestellt: Außen- und Sicherheitspölitik, die Zukunft der So­
zialen Marktwirtschaft, unser Verständnis von diesem Staat aus 
dem Blickwinkel einer Verfassungspartei. Was die Außen- und 
Sicherheitspolitik angeht, so geht es ja niemandem darum, die 
großen Kontroversen der Jahre 197o bis 1972 wieder aufleben 
zu lassen, Philipp von Bismarck hat das soeben deutlich ge­
macht. Es geht aber darum, daß wir, ausgehend von unzweideuti­
gen und unverwechselbaren Positionen, unsere Verantwortung für 
die Einheit der Nation nicht nur verbal, sondern tatsächlich 
immer wieder sichtbar machen. 

( Beifall ) 

Wie viele von uns habe ich in den letzten Jahren mehrfach 
Mecklenburg, Brandenburg, Sachsen, Vorpommern besucht, zuletzt 
Anfang vergangenen Monats. Ich will hier einmal öffentlich sa­
gen: Der stärkste Eindruck dieser bewegenden Reisen ist die 
Verbundenheit so unendlicher vieler Menschen mit uns, 

( Beifall ) 

und zwar nicht nur der älteren Generation, sondern gerade auch 
junger Menschen. Am eindruckvollsten sind die Zufallsbegeg­
nungen mit Menschen, die man überhaupt nicht kennt oder zu deren 
Familien- und Freundeskreis keine Beziehungen bestehen. Dies 
ist eine Verbundenheit, die nicht unkritisch ist - oh, neinl -, 
aber die doch bei allen kritischen Fragen auch an uns in der 
Bundesrepublik Deutschland das elementare Bewußtsein, den 
elementaren Willen immer wieder zum Ausdruck bringt, eine 
Nation zu bleiben. Dies müssen wir deutlich machen, wenn wir 
Deutschlandpolitik formulieren und vertreten. Wir müssen die 
Deutschlandpolitik unter dem Gesichtspunkt der Verantwortung 
für diese Menschen mitgestalten. Lassen wir uns als Bürger der 
Bundesrepublik Deutschland nicht von dem Willen zur Einheit 
der Nation derjenigen, die die Last.der deutschen Geschichte 
zu tragen haben, beschämen. 

( Beifall ) 

Bei aller Vielfalt der innenpolitischen Probleme und Bedräng­
nisse - wir müssen uns den weiten Blick für die großen Ver­
änderungen der Außen- und Weltpolitik bewahren. Das ist "für 
eine Opposition nicht leicht. Wir müssen deutlich machen, daß 
es dramatische Verschlechterungen gibt: das Vordringen der 
Sowjetunion im Mittleren Osten, die Entwicklung In Afrika. 
Wir müssen deutlich machen, daß es gerade für uns eine be­
stürzende machtpolitische und auch moralische Erfahrung ist, 
daß unter Mitwirkung der Kommunisten aus dem anderen Teil 
Deutschlands jetzt in Afrika Kriege geführt werden, unter Mit­
wirkung der Kubaner, mit aktiver Unterstützung der Russen und, 
wie aesaat. unter Beteiligung von Experten der sogenannten 
Volksarmee der DDR. Ich finde, daß in der deutschen Öffent­
lichkeit die Bedeutung und auch die Bedrohung dieses Vorgangs 
zu wenig gesehen wird, vor allem wenn man bedenkt, was er 
langfristig auch für uns bewirken kann. 

( Beifall ) 

Meine lieben Freunde, die Soziale Marktwirtschaft wird ein 
großes Thema unserer Programmdebatte sein. Wir haben die Auf­
gabe, den Rang und die Überzeugungskraft der Union als einer 
der großen Verfassungsparteien der Bundesrepublik Deutschland 
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für eine freiheitliche und zugleich auch kämpferische Demo­
kratie deutlich zu machen. Die neu aufgeflammte Diskussion 
über die Extremistenfrage im öffentlichen Dienst wird zu einer 
tiefgreifenden Auseinandersetzung in unserem Lande führen. Ich 
gehöre nicht zu denen, die dies begrüßen, weil ich den Verlust 
jener Gemeinsamkeit, die wir 1972 - ich war in jener bekannten 
Sitzung mit dem damaligen Bundeskanzler und den Kollegen der 
SPD dabei - verzeichneten und die wir eine Zeitlang prakti­
ziert haben, im Grunde tief bedaure. Nachdem dies aber ge­
schehen ist - verbunden mit Namen der anderen Seite, die Sie 
alle kennen -, sage ich, daß wir diese Auseinandersetzung auf­
nehmen müssen - vom Verständnis unserer Verfassung her, 

( Beifall ) 

von der Verantwortung für die Zukunft unseres Landes und der 
Menschen her. Dazu wird in den kommenden Wochen vieles zu sa­
gen sein, und zwar nicht nur in den Überschriften. Solche 
Überschriften wie die, daß wir nicht Kommunisten als Erzieher 
unserer Kinder haben wollen, sind richtig. Aber zu diesem Thema 
ist vor allem unter dem Gesichtspunkt der Abwägung der Güter 
und der Vorrangigkeit der Ziele und Werte viel zu sagen. Ich 
sage hier nur eines: Der vermeintliche Anspruch eines Mitbür­
gers, der sich in einer von der Bundesregierung als verfas­
sungsfeindlich bezeichneten Partei aktiv organisiert, auf Ein­
stellung in den öffentlichen Dienst muß zurücktreten gegenüber 
dem Anspruch der Bürger dieses Landes auf einen öffentlichen 
Dienst, der loyal, verfassungstreu und ein Garant der Freiheit 
und des Rechtes in der Bundesrepublik Deutschland ist. 

( Beifall ) 

Das alles geschieht in einer Zeit, in der die Berufsnot der 
jungen Generation wächst, in der wir, die öffentlichen Hände, 
in Bund und Ländern in vielen Verwaltungsbereichen von 2o Be­
werbern 19 oder von 12 Bewerbern 11 ablehnen müssen, weil wir 
keine Planstellen für sie haben. 
Diese Zusammenhänge deutlich zu machen und über die Frage der ' 
wirklichen Priorität zu sprechen, ist, nachdem Begriffe wie 
"Berufsverbot" oder aber "Schnüffelpraxis" schon bis in den 
halbamtlichen Sprachgebrauch der gegenwärtigen Regierungsparteien 
und leider auch mancher Medien gehen, die Aufgabe der kommenden 
Monate. Diese geistige und politische Auseinandersetzung werden 
wir bestehen und in der öffentlichen Meinung unseres Landes ge­
winnen, meine lieben Freunde. Da habe ich überhaupt keinen Zwei­
fel. Diese Themen sind gestellt. Mit ihnen verbindet sich auch 
- und ich sage dies als letzten Punkt, Insoweit auch in einem 
Rückgriff auf den Wahlkampf in Hessen - unser Verständnis von den 
Verfassungsorganen der Bundesrepublik Deutschland. Diese libera­
le Demokratie beruht auf dem klassischen freiheitlichen Prinzip 
der Machtverteilung und der Gewaltenteilung. Es gehört zum ver­
änderten geistigen und hier und da auch publizistischen Klima in 
unserem Land, daß die gegenwärtig Regierenden in zunehmendem 
Maße Verfassungsorgane angreifen, in Frage stellen, ja herab­
setzen, wenn sie nicht die Politik der gegenwärtigen Majorität 
im Deutschen Bundestag verfolgen. Ich habe mit großer Sorge vor 
allem das gesehen, was in einer Kampagne maßgebender Sozialdemo­
kraten seit einiger Zeit gegen das Bundesverfassungsgericht be­
trieben wird. Dasselbe Verfassungsgericht, das in den 5oer und 
6oer Jahren nicht weniger einschneidende Urteile - in vielen 
Fällen gegen die damalige Regierung der CDU/CSU - gefällt hat -
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unter dem Beifall der progressiven Öffentlichkeit unseres Landes, 
unter dem Beifall der Sozialdemokraten - soll zunehmend durch 
ein Klima der Einschüchterung und des Drucks in seiner Unbefan­
genheit und Freiheit begrenzt werden. Hier können wir nur sagen: 
Wehret den Anfängen im Interesse der Freiheit unseres Landes. 

( Beifall ) 

Diese Meinung unter den hohen Richtern unseres Landes kann man 
übrigens nicht nur bei jenen feststellen, die traditionell der 
CDU/CSU zugerechnet werden. Die sehr kritische Meinung darüber 
kann man auch von jenen hören, die traditionell aus den anderen 
politischen Lagern kommen, sich aber ihrem Amt und seiner Unab­
hängigkeit verpflichtet fühlen. In diesem Zusammenhang, meine 
lieben Freunde, gehört auch die unredliche Kampagne um den Bun­
desrat, die wir vor allem in Verbindung mit dem Wahlkampf in 
Hessen erlebt haben. Ich sage hier vor unserem Parteitag noch 
einmal zur Bilanz der letzten acht Jahre: Der Bundesrat mit 
seiner Mehrheit der CDU/CSU-geführten Länder hat sich seit dem 
sogenannten Machtwechsel in Bonn als ein Verfassungsorgan er­
wiesen, das mit Verantwortungsbewußtsein, mit Augenmaß, mit Wirk­
samkeit, aber auch im Bewußtsein seiner politischen Grenzen die 
Gesetzgebung dieses Landes verbessert hat - und nichts anderes. 

( Beifall ) 

Wir können das Punkt für Punkt nachweisen. Wir erleben es doch 
gelegentlich, daß einzelne Politiker der SPD und der FDP, die 
öffentlich diese Kampagne m.itbctreiben, uns sagen, daß sie doch 
sehr froh seien, wenn der Bundesrat den einen oder anderen Be­
schluß des Koaltionsausschusses oder die eine oder andere Ge­
setzesvorlage, die zu sehr die Handschrift der linken Flügel­
gruppe der Koaltitlon trägt, in wesentlichen Punkten verbesserte. 
Jeder, dem es um die Freiheit und Pluralität in unserem Lande 
ernst ist, kann doch froh sein, daß nicht alles, was die Herren 
Wehner und Mischnick mit der Bundesregierung im Koalitionsaus­
schuß aushandeln, in der Bundesrepublik Deutschland geltendes 
Gesetz wird, meine lieben Freunde. 

( Beifall ) 

Diese Auseinandersetzung über die Rolle des Bundesrates führen 
wir mit besonderer Freude in Rheinland-Pfalz, in Schleswig-Hol­
stein und - soweit es dort von den anderen hineingetragen wird -
in den kommenden Monaten sicher auch in Berlin. Die Position, 
die wir hier vertreten, sind die Positionen einer freiheitlichen 
Politik. Wenn wir uns als eine liberale Partei bezeichnen, dann 
ist das kein Etikettenschwindel; denn wir alle wissen - und das 
müssen wir der jungen Generation unseres Landes auch noch deut­
licher sagen -, daß an den Anfängen der CDU/CSU die Verbindung 
der großen klassischen liberalen, konservativen und christlich­
sozialen Ideenströmungen und -kräfte der deutschen Geschichte 
steht. Das, was Männer wie Ernst Lemmer und andere einmal auch 
an liberalem Gedankengut und an Tradition in diese Partei ein­
brachten, was sich an liberalen Traditionen im besten Sinne in 
besonderer Weise mit dem Namen und Werk Ludwig Erhards verbindet, 
werden wir im Hinblick auf die Notwendigkeiten unserer Zeit und 
die Herausforderungen unserer Zukunft in einer Politik mit langem 
Atem für die Zukunft unseres Vaterlandes weiterführen. 

( Anhaltender Beifall ) 
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Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Lieber Gerhard Stoltenberg, 
besonderen Dank für diesen Beitrag. Meine Damen und Herren, es 
ist ein guter Beweis der Lebendigkeit dieser Debatte, daß ich 
noch 18 Wortmeldungen vorliegen habe. Es zeichnet diesen Partei­
tag aus, daß sich viele zu Wort melden. Das Präsidium möchte vor­
erst von einer Beschränkung der Redezeit in der Hoffnung ab­
sehen, daß die Redner selbst die Disziplin der Kürze üben. Das 
Wort hat jetzt Herr Dr. Huck. Anschließend wird Herr Walther 
Leisler Kiep sprechen. Bitte, Herr Dr. Huck. 

Dr. Bernd Huck: Herr Präsident 1 Meine Damen und Herren! 
Ihr Appell sei mir Befehl. 

Bei den Berichten des Vorsitzenden und des Generalsekretärs 
sind kurze Bewertungen der Wahlergebnisse vorgenommen worden. 
Ich meine, an dieser positiven Art der Bewertung kann es 
grundsätzlich nichts zu deuteln geben. Bei der Wahlauswertung 
ist jedoch das relativ ungünstige Verhalten der Jungwähler 
- hinsichtlich ihrer Stimmabgabe für die CDU - erschreckend. 

Es gibt in zweierlei Hinsicht Veranlassung zu Besorgnis. Allein 
die Tatsache, daß die Mehrheit der jungen Menschen der CDU nicht 
ihre Stimme gibt - im Gegensatz zur SPD/FDP-Koalition -, muß uns 
mit Sorge erfüllen. Zum zweiten müssen wir von der belegbaren 
Annahme ausgehen, daß diese jungen Menschen ihr Wahlverhalten 
mehrheitlich auch später beibehalten werden. Das ist eine Sache, 
die sich dann bei den nächsten Wahlen niederschlagen wird. 

Meine Damen und Herren, das bedeutet für uns, daß wir besondere 
Anstrengungen unternehmen müssen, damit wir bei der überwälti­
genden Mehrheit der jungen Generation bei den nächsten Wahlen 
das Vertrauen bekommen. 

Dazu gehört - und das möchte ich In drei Punkten ansprechen -
folgendes: Junge Union und CDU müssen dort mit den jungen 
Menschen sprechen, wo sich diese aufhalten, wo sie sich be­
schäftigen, wo sie ausgebildet werden. Wir können nicht er­
warten, daß die jungen Menschen, die bisher nicht von der 
Politik angesprochen waren, zu uns in unsere Veranstaltungen 
alter Art kommen, sondern wir müssen auf sie zugehen - in die 
Jugendzentren, in die Hochschulen. Wir müssen dort unsere 
Politik darstellen, wo sich diese Jugendlichen aufhalten. 

Wir müssen - und das hat der Vorsitzende der Jungen Union, 
Matthias Wissmann,auch schon angesprochen - glaubhaft und 
kontinuierlich unseren politischen Standpunkt und die Schwer­
punkte unserer politischen Aussage deutlich machen. 

Wir haben ein Programm für die Zukunftschancen der jungen 
Generation. Dieses Programm gilt es zur verfolgen und nicht 
wieder in die Schublade zu stecken. 

Es gibt aber auch Negativbeispiele. Ich möchte hier eines 
davon ansprechen. Wir haben - und das ist einige Jahre her -
In der Politik der Union vier Schwerpunkte gehabt. Einer 
dieser Schwerpunkte war die Vermögenspolitik. Von der Ver­
mögenspolitik wird heute, leider Gottes, viel zu wenig ge­
sprochen, obwohl sich an der Lage von damals noch nichts ge­
ändert hat und obwohl die Notwendigkeit einer aktiven nach 
vorne gerichteten Vermögenspolitik nach wie vor im Räume steht. 

Zu unserer Art der Darstellung der Politik, meine Damen und 
Herren, muß auch die Einhaltung der Parteitagsbeschlüsse ge-
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hören - von so weitgehenden grundlegenden Beschlüssen, wie 
dem über das hier zu verabschiedende Grundsatzprogramm, bis 
hin aber auch zu den Einzelbeschlüssen. 
Wenn wir, was geschehen ist, auf einem Bundesparteitag mit 
großer Mehrheit beschlossen haben, daß die Parteitage wegen der 
soziologischen Zusammensetzung der Delegierten schon am Wochende 
beginnen sollen, weil es vielen von uns unmöglich ist, unter der 
Woche tagelang hier zu sein, dann sollte man solche Beschlüsse 
auch einhalten oder zumindest sagen, warum sie nicht eingehalten 
werden. 

(Beifall) 

Ein dritter und letzter Punkt. Die Marschrichtung muß klar sein. 
Für uns hier im Raum ist sie völlig klar. Der Vorsitzende hat zu 
dieser in der Öffentlichkeit leider Gottes so intensiv diskutier­
ten Frage der vierten Partei keine Stellung bezogen. Ich inter­
pretiere das so, daß für ihn dies überhaupt kein Thema ist. 

(Beifall) 

Leider Gottes gibt es immer noch in unseren Reihen eine ganze 
Reihe von Freunden, die hierzu in der Öffentlichkeit in unter­
schiedlichster Weise Stellung nehmen. Das gibt uns Veranlassung, 
hier und heute deutlich zu machen: Es gibt dort ein Bündnis 
zwischen SPD und FDP, und es gibt auf der anderen Seite eine 
Union, und nur die Union ohne Anhängsel aus der Retorte. Ich 
kann auch das Beispiel unseres Freundes Geißler nehmen: Wir 
haben auf dem Fußballplatz der parlamentarischen Auseinander­
setzung zwei Mannschaften. Die eine Mannschaft ist die Union; 
da brauchen wir keine Hilfstruppe, die draußen auf der Außen­
linie hinter uns herläuft. - Vielen Dankl 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Freund Dr. Huck. 
Das Wort hat Walther Leisler Kiep. Als nächster dann Dr. Franz 
Josef Jung. 

Walther Leisler Kiep: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten 
Damen und Herrenl Liebe Freundet Wir können gewinnen, wenn wir 
nur wollen. Das war die Botschaft von Helmut Kohl und Heiner 
Geißler in ihren Referaten am heutigen Tage. Ich meine, daß 
diese Botschaft verstanden und weitergetragen werden muß. Denn 
das einzige, was wir zu fürchten haben, ist Resignation, ist 
Verzagen, ist Zweifel an der eigenen Kraft. Wenn uns hier 
einige am Rande auch dieses Parteitages suggerieren wollen, daß 
zur Kenntnis genommen werden müsse: Kurswechsel für Deutschland 
eben nicht 198o, sondern erst 1984, dann sollten wir dem nicht 
nur kein Gehör schenken, sondern wir sollten aus diesem Par­
teitag mit der Überzeugung weggehen, daß es tatsächlich nur an 
uns selber liegt. 
Die Frage ist nur: was ist zu tun? Als Teilnehmer der Wahlkämpfe 
des Jahres 1978 darf ich hier zwei, drei Bemerkungen machen. 

Eines ist sicher, meine Damen und Herren: Wir werden die kommen­
den Wahlen und Auseinandersetzungen nicht gewinnen, wenn wir 
uns darauf beschränken, aus hundertprozentigen CDU-Anhängern 
hundertfünfzigprozentige zu machen. 
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Wir müssen unserer Aussage, unseren Inhalten, wir müssen unse­
rer Strategie eine grenzüberschreitende Kraft geben. Wir müssen 
In die Bereiche der anderen einbrechen. Wenn sich hier eine Land­
schaft abzeichnet, in der uns der Koalitionspartner verweigert 
wird, indem wir auf uns selber gestellt sind, dann, meine Freun­
de, ist unsere Aufgabe, durch unsere Politik und durch unsere 
Aussage eine Koalition bei den Wählern für die politische Erneue­
rung und auch für den Kurswechsel in Bonn herbeizuführen. 
Daß wir das können, ist auch in diesem Jahr wieder deutlich ge­
worden. Wir verfügen weiß Gott über genügend Liberalität, als 
daß wir darauf angewiesen wären, bei anderen Anleihen aufnehmen 
zu müssen. Wir haben in einem schwierigen norddeutschen Land 
mit Ernst Albrecht die Mehrheit gewonnen. Ich bin ganz sicher, 
daß es uns, wenn wir nur wollen, auch in Berlin gelingen wird, 
mit Richard von Weizsäcker die Wende herbeizuführen. 

(Beifall) 

Eine Bemerkung zum Stil, meine Damen und Herren. Wir sollten uns 
unter gar keinen Umständen am Stil von Helmut Schmidt orientie­
ren. Wer auf dem Marlenplatz in München öffentlich erklärt, daß 
ein Bundeskanzler Helmut Kohl oder Alfred Dregger oder Franz 
Josef Strauß oder Rainer Barzel das Ende der deutschen Friedens­
politik und den Zusammenbruch der sozialen Gerechtigkeit bewir­
ken würde, der schadet sich selber und unserer Demokratie. 

(Beifall) 

Ich warne davor, auf diesen Ton und diesen Stil einzugehen. 

Polarisierung und Konfrontation werden uns dem Ziel, das wir 
anstreben, nicht näherbringen. Unsere Parole sollte sein: 
Gegnerschaft und Abgrenzung, wo immer notwendig, Gemeinsamkeit 
im Dienste an unserem Land, wo immer möglich; Feindschaft unter 
Demokraten - niemals. 
Zu drei Sachbereichen drei kurze Sätze: 
Wirtschaftspolitik: Wir müssen selbstverständlich gegen die 
Ideologie von links ankämpfen, die die Marktwirtschaft zer­
stören will. Aber wir sollten in diesem Abwehrkampf nicht der 
Versuchung erliegen, uns selber auf eine Ideologie festlegen 
und In eine Ideologie einengen zu lassen, damit nicht am Ende 
dieses Unternehmens Helmut Schmidt als das pragmatische Welt­
kind in der Mitten erscheinen kann. 
In fler Finanzpolitik warne ich davor, die galoppierende Ver­
schuldung nicht ernst zu nehmen. Hier wird eine Hypothek auf 
unsere Zukunft, auch auf die Zukunft der nächsten Generation 
aufgenommen. Ich meine: neue Prioritäten - selbstverständlich; 
aber Finanzierung neuer Prioritäten durch Umschichtung und 
nicht durch Neuverschuldung. 
Zum Schluß eine Bemerkung zur Außen- und Deutschlandpolitik. Es 
sollte jetzt der Zeitpunkt gekommen sein, wo wir alle Kräfte 
konzentrieren, und es sollte Schluß sein mit den Schlachten von 
gestern. Wir sollten unsere Energie verlagern von der Krltlk_ ^ 
der Inhalte auf die Kritik der Anwendung geschlossener Verträge. 
Die Regierungsfähigkeit als Voraussetzung für Wahlerfolg erfor­
dert den verstärkten Einsatz für die traditionellen Felder der 
Union: das Verhältnis zu den Vereinigten Staaten, die Stärkung 
des Bündnisses, die Einigung Europas, aber auch die Verstärkung 
unserer Anstrengungen in der Deutschland-, der Ost- und der Süd-
polltlk. 
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Meine Damen und Herren, ich bin der Meinung, daß wir nicht in 
einer Krise unserer Inhalte stehen. Ich glaube auch nicht, da 
es eine Krise im Vertrauen unserer Anhänger zu uns gibt; wenn 

daß 

auf dem Weg 
erfolgreich beenden können 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Wir danken unserem Freunde 
Walther Leisler Kiep. Das Wort hat jetzt Herr Dr. Jung, an­
schließend Kurt Biedenkopf. 
Dr. Franz Josef Jung (Eltville-Erbach): Herr PräsidentI Meine 
sehr geehrten Damen und Herren 1 Lassen Sie mich noch zu zwei 
Gesichtspunkten ein paar Worte sagen. Ich bin der Meinung, daß 
wir hier auf diesem Parteitag durchaus offen auch kritische 
Punkte ansprechen sollten. Hier ist der Ort - und nicht anders­
wo -, wo eine offene Diskussion in unseren eigenen Reihen statt­
finden sollte. 
Ich glaube, wir alle haben heute das Engagement und die Begei­
sterung nach der Rede unseres Vorsitzenden und nach der Rede 
von Heiner Geißler mitempfunden. Dieses Engagement brauchen wir, 
und wir müssen es in die praktische Tagespolitik wieder umsetzen. 
Wir müssen wieder mehr dazu kommen, Mehrheitsentscheidungen in­
nerhalb unserer Partei umzusetzen, durchzutragen und klare, 
deutliche politische Akzente zu setzen. Die Aussage von Helmut 
Kohl, daß der kleinste gemeinsame Nenner die schlechteste Poli­
tik sei, ist leider In der Vergangenheit oft Wirklichkeit ge­
wesen. 

Hier müssen wir nach meinem Dafürhalten wieder mehr Flagge 
zeigen und deutliche politische Akzente in der Tagespolitik 
setzen, die notfalls auch zu personellen Konsequenzen führen 
müssen, wenn sie nicht den notwendigen Erfolg aufweisen. 

Und ich möchte hier zu einem zweiten Punkt etwas sagen. Hier 
ist von der Frage der Verfassungsfeinde gesprochen worden. 
Dazu möchte ich eines mit Nachdruck unterstreichen. Ich glau­
be, wir sollten hier das, was in Hamburg unter der Führung von 
Jürgen Echternach begonnen worden ist, die Unterschriften­
aktionen, auch von selten der Bundesoartei unterstützen und 
in andere Landesverbände tragen. Wir sollten auch den Mut 
haben, zu sagen, daß wir, wenn wir keine andere Möglichkeit 
haben, auch den Weg der Verfassungsklage gehen, um diesen Un­
sinn, diese gefährliche Entwicklung in dieser Politik zu ver­
hindern, daß Lehrer die Schüler entsprechend indoktrinieren 
und kommunistisch beeinflussen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich nur an das Programm erin­
nern, das wir als Junge Union auf dem Parteitag In Düsseldorf 
eingebracht haben. Darin haben wir gerade zu diesem Punkt ent­
sprechende Formulierungen vorgetragen, die dann aber leider 
nicht zur Verabschiedung kamen. Ich will nur sagen, wir müs­
sen, damit sich die Diskussion nicht auf .Nebenschauplätze ver­
lagert, auch in diesem Punkt den Mut besitzen, zu sagen: uns 
kommt es darauf an, daß vom Beamtenrecht diejenigen Leute er­
faßt werden, die hoheitliche, die leitende, die erzieherische 
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Funktionen wahrnehmen. Es kann nicht angehen, diese Dinge auf 
Putzfrauen, Friedhofsgärtner oder Briefträger auszudehnen. 
Hier haben auch Fehlentwicklungen stattgefunden, die meiner 
Meinung nach von der Kernfrage in dieser politisch wichtigen 
Auseinandersetzung ablenken. 

Wenn wir all diese Grundsätze in die Tat umsetzen und wieder 
eine entsprechende Führungskraft zu verspüren ist, wie sie 
heute morgen in den Reden deutlich geworden ist, werden wir 
- dessen bin ich sicher - im Jahre 1980 gemeinsam den Sieg, 
den wir so dringend brauchen, erreichen. 

(Beifall) 

Patef Lorenz, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Freund Dr. Jung. 
Das Wort hat Kurt Biedenkopf. 

Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf: Herr Präsidentl Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herrenl Liebe Freunde! Grundsatzprogramm-
Parteitage sind Parteitage der Standortbestimmung. Wir haben 
uns vorgenommen, in Ludwigshafen den Standort der Partei zu 
bestimmen, den Standort unserer Politik und damit auch den 
Standort unseres Landes. Helmut Kohl und Heiner Gelßler haben 
beide in ihren Rechenschaftsberichten über alle drei Themen 
gesprochen, und ich möchte dazu einige Anmerkungen machen. 

Zum Standort der Partei. Die CDU vertritt rund 50 % der Wahl­
bevölkerung. Sie ist die stärkste politische Kraft im Lande. 
Sie ist, wie auch dieser Parteitag zeigen wird, eine kraft­
volle politische Bewegung. Sie ist entschlossen im politischen 
Handeln. Sie ist entschlossen, die Regierungsverantwortung 
im freien Deutschland zu übernehmen und damit freiheitliche, 
sozial verantwortete Politik für unser Land zu machen, Politik 
für die Freiheit, wie Heiner Geißler geschlossen hat, als Be­
dingung für das Glück der Menschen. 

Die Regierungsverantwortung, meine Freunde, ist für uns nicht 
Endzweck politischen Handelns, sondern Voraussetzung unserer 
politischen Sache. Das Volk erteilt das Mandat zu regieren 
nicht als Preis für einen gewonnenen Wahlkampf, sondern als 
Treuhänderschaft dem, der sich als derjenige ausweist, der die 
Zukunft verantwortungsvoll gestalten kann. 

Deshalb sind unsere Grundsätze so wichtig, deshalb ist vor al­
lem ihre Eindeutigkeit so wichtig. Und es wird daher eine 
wichtige Aufgabe dieses Parteitages sein, um diese Eindeutig­
keit zu ringen, und wenn wir sie nicht in allen Punkten ver­
wirklichen können, werden wir auch in Zukunft daran weiterar­
beiten müssen. 

Deshalb sind unsere Absichten so wichtig. Wir müssen in den 
zentralen Fragen klar bekennen, welches unsere Absichten sind. 
Denn wir werden die Treuhänderschaft vom Volkssouverän nur 
dann bekommen, wenn der Volkssouverän weiß: Der Wechsel zu 
einer anderen Partei ist der Wechsel in Hände mit klaren Ab­
sichten. 

(Beifall) 

Nur so, meine Freunde, können wir uns von der Koalition unter­
scheiden. 

Die Koalition - das ist schon vielfach gesagt worden - wird 
nur noch durch den Willen zur Macht zusammengehalten. Die 
Koalition ist gekennzeichnet durch' den Verzicht auf Grundsätz-
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llches. Alle Grundsatzprogramm-Parteitage der beiden Koalitions­
parteien In den letzten Jahren waren Parteitage, die nicht zu 
einheitlichen Grundsätzen geführt haben. Die freien Demokraten 
sind seit Jahren genau in der Hälfte gespalten, was die grund­
sätzlichen Positionen anbetrifft. Die Sozialdemokratische Par­
tei hat die Erörterung von Grundsätzen eingestellt, weil je­
des Erkennbarmachen ihrer wahren Hachtlage eben die Absichten 
offenbaren müßte, die zum Entzug des Mandats führen müssen. 

(Beifall) 

Die Regierungskoalition ist gekennzeichnet durch Verschleie­
rung dieser Absichten. Trotzdem, meine Freunde, hat es keinen 
Sinn, an der Feststellung vorbeizugehen, daß sich die Koalition, 
ungeachtet ihrer Schwächung, durch einen Wahlerfolg nach dem 
anderen als haltbarer erwiesen hat, als wir angenommen haben. 
Die Koalition ist zu einer Schicksalsgemeinschaft geworden. 
Sie gleicht zwei Männern, die jeder ein Bein verloren haben, 
die jeder allein für sich nicht mehr stehen können, die sich 
fest umschlungen halten, um nicht zu stürzen, die aber gerade 
deshalb auch nicht mehr laufen können. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Dieses Stehen, ohne laufen zu können, wird uns als Stabilität 
angeboten. 

(Erneute Heiterkeit und Beifall) 

Trotz Rentenlüge, trotz Staatsverschuldung, trotz abnehmender 
Investitionen und trotz Geburtenrückgangs haben wir scheinbar 
Stabilität. Es ist ein trügerisches Gefühl der Sicherheit im 
Land, und dieses trügerische Gefühl der Sicherheit ist nicht 
ohne Wirkungen auf die Landtagswahlen der vergangenen Wochen 
und Monate geblieben. 

Es muß unsere politische Aufgabe sein, diese trügerische 
Sicherheit als das zu entlarven, was sie ist: als die Ver­
suchung unseres Volkes, die Zukunft zu verpfänden, um in der 
Gegenwart angenehm und sicher leben zu können, 

(Beifall) 

als die Versuchung unseres Volkes, die Zukunft derer zu ver­
pfänden, die sich nicht wehren können, weil sie keine Stimme 
haben, und die deshalb in der Demokratie von denen geschützt 
werden müssen, die eine Stimme haben. 

(Beifall) 

Eine Politik, die die Zukunft derer verpfändet, die sich im 
Prozeß der demokratischen Kontrolle nicht selbst zu Wort und 
mit der Stimme melden können, ist unsozial, unsolidarisch und 
unmoralisch. 

(Erneuter Beifall) 

Mit einer solchen Politik wird das Volk entsolidarisiert, der 
Jugend wird die Solidarität verweigert. Die Jugend wird durch 
eine solche Politik in die Systemverweigerung getrieben, sie 
wird der Demokratie entfremdet. 

Tatsächlich ist unser Gemeinwesen unter Schmidt nicht stabiler 
geworden. Wir sind auf die Aufgaben von Gegenwart und Zukunft 
nicht besser vorbereitet. Unsere äußere Sicherheit hat nicht 
zu-, sondern abgenommen. Gerhard Stoltenberg hat davon ge-
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sprechen. Wir tragen in der Welt nicht die Verantwortung, die 
uns nach unseren Möglichkeiten und unserer Kraft zukommt. 

Die Bevölkerung spürt dies. Aber sie setzt es politisch noch 
nicht um. Sie hat den großen Rentenbetrug nicht vergessen, 
und trotzdem stimmt sie noch immer, wenn auch nur mit einer 
ganz knappen Mehrheit, für die Koalition. Wenn heute in der 
Bundesrepublik Deutschland rund die Hälfte der Bevölkerung 
keinen grundlegenden Unterschied mehr zwischen CDU und SPD 
zu erkennen vermag, dann ist dies für die SPD ein Gewinn, für 
uns eine Gefahr. 

(Beifall) 

Deshalb ist die Klarheit der politischen Aussage in entschei­
denden Punkten überaus wichtig für das zukünftige politische 
Schicksal unserer Anstrengungen. Helmut Kohl hat einige der 
Punkte genannt: Wachstumspolitik, Verschuldenspolitik. Beides 
sind zentrale Fragen, mit deren Diskussion wir gerade beginnen. 

Ist der Satz richtig, daß unsere Demokratie nur regierbar ist 
bei 4,5 % Wachstumsrate? Wenn dieser Satz richtig ist, dann be­
deutet das, daß im Erwachsenenleben eines Kindes das Brutto­
sozialprodukt sich verelffachen muß. 

Ist es richtig, daß wir nur mit Schulden auskommen können, ob­
wohl wir eines der wohlhabendsten Länder sind mit einem der 
höchsten Lebensstandards, mit sozialer Befriedung, mit einer 
stabilen Bevölkerung - wie die Wahlen zeigen -, mit einem 
funktionierenden sozialen Dialog, mit der Bereitschaft der Men­
schen zur Disziplin und zur Zusammenarbeit? Wir müssen uns fra­
gen: Welche Bedingungen müssen eigentlich herrschen, damit wir 
mit dem auskommen, was wir gemeinsam erwirtschaften, und die 
Zukunft nicht verpfänden müssen? 

(Beifall) 

Meine Freunde, wenn wir keine Antwort auf die Frage der Jugend 
geben können, ob die gegenwärtig erreichten Bedingungen uns in 
die Lage versetzen, auf die Dauer Demokratie zu gewährleisten, 
und zwar ohne Verpfändung der Zukunft, dann wird die Jugend 
sagen, dieses Land hat keine Zukunft. Dieses ist für miche eine 
der zentralen Auseinandersetzungen. Der kleine Parteitag der 
CDU hat dazu schon Bemerkenswertes gesagt. 

Deshalb müssen wir auf neue Fragen neue Antworten suchen. Wir 
werden es in der Diskussion um das Grundsatzprogramm machen. 
Dazu abschließend eine politische und eine strategische Bemer­
kung: 

Die politische: Wir müssen aufhören - das halte ich für ganz 
entscheidend-, uns ein System der Zuordnung politischer Frage­
stellungen aufdrängen zu lassen, das alles nach links oder nach 
rechts zuzuordnen versucht. Wir müssen aufhören, uns in eine 
politische Fragestellung und Problemlösung drängen zu lassen, 
die sagt: entweder in der linken oder in der rechten Ecke sind 
die Dinge angesiedelt. Links und rechts haben als politische 
Kategorien vor dem Hintergrund der neuen Herausforderungen 
ihre Aussagekraft weitgehend eingebüßt. Was die Menschen heute 
interessiert, was für sie entscheidend ist, ist die Frage: 
Dient eine politische Entscheidung einer freiheitlichen Zukunft 
oder dient sie den Besitzständen der Vergangenheit? 

(Beifall) 
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Ist eine Politik vorausschauend, gestaltet sie das Morgen, oder 
ist sie reaktionär? Ist eine politische Antwort fortschrittlich 
oder ist sie rückschrittlich? Ob die Antworten auf die Heraus­
forderungen der Zukunft freiheitlich oder bürokratisch, soli­
darisch oder kollektiv, gerecht oder gleichmacherisch sind: 
darauf kommt es an. Ob die Antwort, ob die Anregung, ob die 
Idee von links öder rechts kommt, spielt überhaupt keine Rolle 
für die Frage, ob sie geeignet ist, freiheitliche Zukunft zu 
gestalten. Es ist unsere große Chance als Volkspartei, daß wir 
diesen breiten Bogen der Spannung haben und aus allen Bereichen 
der Gesellschaft Anregungen und Antworten schöpfen können, die 
nicht durch die politische Adresse diskreditiert sind. 

(Beifall) 

Dies ist entscheidend vor allem auch für.die europäische Ausein­
andersetzung. Wir werden in der europäischen Auseinandersetzung 
mit der Notwendigkeit konfrontiert werden, uns auch mit Kommu­
nisten auseinanderzusetzen, und zwar mit respektablen großen 
kommunistischen Parteien. Wir müssen in unserer eigenen Grund­
satzdebatte dies im Auge behalten. Die Anliegen der Menschen in 
Europa sind für uns das Entscheidende, nicht die Frage, wo und 
von wem sie geltend gemacht werden. Wenn die Menschen in sozial 
miserablen Verhältnissen - etwa in den Slums von Mailand - le­
ben oder wenn in anderen europäischen Ländern der soziale Dia­
log nicht funktioniert, dann ist es für uns nicht entscheidend, 
ob dieses Manko von Kommunisten, Sozialisten, Christdemokraten, 
Liberalen oder sonstwem geltend gemacht wird, sondern ob es 
nach unseren Gesichtspunkten ein Anliegen ist, dem begegnet wer­
den muß, und zwar mit freiheitlichen Mitteln. 

I 
(Beifall) 

Wenn etwa Kommunisten die soziale Lage der Menschen geißeln, 
dann ist diese Lage deshalb nicht etwa unwichtig. Was wir be­
kämpfen müssen, ist die Absicht, solche Anliegen zum Vorwand 
für die Errichtung einer neuen bürokratisch-materialistischen 
unfreiheitlichen Herrschaft zu machen. 

(Beifall) 

Unser Selbstbewußtsein wird das Entscheidende sein. Wenn wir 
an die Grundsätze und Prinzipien glauben, die wir hier beraten 
und über die wir hier befinden, wenn wir entschlossen sind, 
daran zu arbeiten und sie scharf, d. h. eindeutig zu formulie­
ren und zu schleifen, dann können wir die Diskussion mit jedem 
Bereich des politischen Spektrums erfolgreich überstehen. 

Dies ist zugleich auch der taktische, strategische Gesichts­
punkt. Die Sozialdemokratische Partei und die Freien Demokraten 
in ihrer Koalition leben davon, daß in den beiden Parteien 
keine solche Diskussion mehr stattfindet und der Kanzler mit 
seiner Verwaltung des Landes die politischen Grundlagen ver­
schleiern kann. Unsere eindeutige, klare politische Aussage, 
unsere Auseinandersetzung mit den Anliegen und unsere Ausein­
andersetzung mit den freiheitlichen Wegen werden diese Koalition 
entlarven als das, was sie ist: ein unproduktives Machtkartell 
von zweien, die allein nicht mehr können, 

(Beifall) 
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ein unproduktives Machtkartell, welches eher entschlossen ist, 
die Zukunft unseres Landes zu enteignen, als die Unfähigkeit, 
sie zu gestalten, preiszugeben. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsldium: Lieber Kurt Biedenkopf, der 
Parteitag dankt Ihnen für diesen interessanten und wesentlichen 
Beitrag zur Diskussion. - Das Wort hat jetzt Elmar Pieroth. 

Elmar Pieroth, Bingen: Herr Präsident! Liebe Parteifreunde! 
Kurt Biedenkopf hat soeben unsere Wachstumspolitik angesprochen. 
Heiner Geißler hat zuletzt in der vorvergangenen Woche angeregt, 
über die Grenzen des Wachstums nachzudenken und darüber zu dis­
kutieren. Helmut Kohl hat heute morgen eine mögliche Grund­
richtung dargelegt. Ich begrüße das, denn diese Frage bewegt 
doch viele l̂ litglieder der CDU, große Teile der Jugend, die 
Kirchen sowie andere Schichten, auf die es nus für 1980 beson­
ders ankommen muß. 

Leicht ist ihnen die Antwort nicht zu geben.. Wie müssen auf­
passen, daß wir uns nicht in Widersprüche verwickeln. Wir kön­
nen nicht gleichzeitig eine Begrenzung des Wachstums fordern 
und doch Wachstum zum Schlüssel für die Beseitigung der Arbeits­
losigkeit erklären. Wir können aber auch keine simplen Antwor­
ten geben, denn immer mehr hören wir zu dieser Frage ganz ent­
gegengesetzte Antworten, häufig sogar bei ein und derselben 
Person: l̂ an will ein höheres Einkommen, eine größere Wohnung, 
den Zweitwagen - wenn er noch nicht da ist -, mehr Freizeitan­
lagen, die Autobahnauffahrt nach Möglichkeit 500 Meter vor der 
Haustür, - und man fragt gleichzeitig, was das denn für ein 
Wachstum sei, das die Zukunft noch bringen soll: Noch mehr 
Lärm, mehr Abwärme, mehr Abfälle, mehr chemische Rückstände in 
Nahrungsmitteln, im Wasser, in der Luft? Soll denn die ganze 
Bundesrepublik noch mit Autobahnen und Fabriken zubetoniert 
werden? 

Liebe Parteifreunde, man kann, ja man muß sogar beiden Anliegen 
gerecht werden. Wir können uns keinen Wachstumspessimismus er­
lauben, weil es eine Fülle von Aufgaben gibt, die wir eben nur 
mit wirtschaftlichem Wachstum lösen können. 

Wir wollen kein Wachstum um jeden Preis, keinen Wachstumsfeti­
schismus, der die Nebenwirkungen eines unkontrollierten Wirt­
schaftswachstums übersieht. Entscheidend ist doch, das künfti­
ge Wachstum wird nicht die einfache Fortschreibung bisherigen 
Wachstums sein. Manche herkömmlichen Wachstumsbereiche stoßen 
an technische, marktbedingte und materielle Sättigungsgrenzen. 
Dafür kommt dann in ganz anderen Bereichen neuer Bedarf auf, 
müssen neue Aufgaben angepackt werden. Vor 50 Jahren begannen 
Waschmaschine und Kühlschrank das Leben unserer Frauen zu er­
leichtern, vor 100 Jahren haben Serenimpfungen Pocken, Schar­
lach, Diphtherie ausgerottet; Wissenschaft und Medizin konnten 
neuen Fortschritt angehen. So wird es auch in den nächsten zehn, 
50 und 100 Jahren sein, solange sich menschlicher Geist nur 
frei entfalten kann. Nur wissen wir halt heute nicht, welche 
Produkte und welche Dienstleistungen dann angeboten und dann 
nachgefragt werden. 
Eines aber können wir: Wir können die Grundrichtung entscheiden, 
wie es nicht sein darf. Es kommt darauf an, liebe Parteifreunde, 
daß unser Wachstum umweltfreundlich, energie- und ressourcen­
schonend ist. Wir müssen die psycho-soziale Anfälligkeit gegen-
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über Wachstumsfolgen in unserer Bevölkerung berücksichtigen. 
Die natürlichen Lebensgrundlagen müssen gewahrt bleiben, sonst 
ist jedes Wachstum sinnlos, ja, sogar falsch und unverantwort­
lich. Nicht alles, was für die Menschen machbar ist, darf auch 
von Menschen gemacht werden. Wir brauchen also Wachstum, das 
die Probleme unter dem Strich löst und nicht verschärft. Das 
heißt, der Lärm darf nicht zunehmen, er muß abgebaut werden. 
Verkehrsmittel, Herstellungsverfahren müssen geräuschärmer wer­
den. Genauso ist es bei der Abwärme von Industrieanlagen, von 
Häusern. Diese Energie muß genutzt werden, anstatt unser Klima 
mit mehr Abwärme zu belasten. Die im Müll enthaltenen Rohstoffe 
müssen einer Wiederverwendung zugeführt werden. Auch Müll kann 
noch wertvoll werden. 
Ohne Wachstum werden diese ökologischen und sozialen Probleme 
zur Explosion führen. Wir können unsere Hände nicht in den 
Schoß legen und unsere Sorgen nicht in die Hände von Wachstums­
pessimisten. Wir kommen sonst zu einem solch gigantischen 
Problemberg, daß ihn die nächste Generation nicht mehr abtragen 
kann. VJir brauchen deshalb Wachstum, viel Wachstum, mehr Wachs­
tum, aber nicht problemverschärfendes, sondern problemlösendes 
Wachstum. Wenn wir das Umweltproblem ohne Einbrüche am heutigen 
Lebensstandard lösen wollen, brauchen wir mehr Geld, um bereits 
bestehende Beschädigungen der Natur beseitigen zu können. Wir 
brauchen andere Produkte und andere Verfahren, um neue Schäden 
verhindern zu können. Das neue Kohlekraftwerk jagt weniger SO2 
und CO2 in die Luft. Es zu bauen bringt Wachstum und Umwelt­
verbesserung zugleich. So werden dann auch so komplizierte 
Sätze deutlich, daß Ökologie und Ökonomie kein Gegensatz sind. 

Um die Energie- und Rohstoffversorgung sicherzustellen, brauchen 
wir auf breiter Front Erfindungen, Innovationen. Kleine und 
mittlere Unternehmen haben gerade im Bereich der Solarenergie 
viel geleistet. Auch das ist Wachstum. Der angeblich so potente 
Bundeskanzler hat uns mit der öffentlichen Verschuldung, der 
finanziellen Unsicherheit unserer Renten noch einen Problemberg 
aufgetürmt, den abzubauen ebenfalls Wachstum kostet. Nur mit 
Wachstum können wir die soziale Fortentwicklung finanzieren. 

Ich denke an bessere Ausbildung und Weiterbildung, an eine 
weitere Humanisierung der Arbeitswelt, an verstärkte Vermögens­
bildung, an weitere Arbeitszeitverkürzungen. Ludwigshafen liegt 
ja nicht weit weg von Mannheim: Ich denke auch an die Bewälti­
gung der Neuen Sozialen Frage. 
Und da ist der Nord-Süd-Konflikt, liebe Parteifreunde. Wir 
wissen es alle: 500 Millionen Menschen hungern, vegetieren in 
erbärmlichen Wohnverhältnissen, ohne gesundheitliche Versorgung. 
Sie brauchen unsere Hilfe und unsere Nächstenliebe. Gerade wir 
als christliche Partei müssen mehr und häufiger und deutlicher 
über diese internationale soziale Frage sprechen. Wir dürfen 
nicht vergessen, die Ärmsten werden auf unbequemere Weise for­
dern als bisher, wenn wir nicht mehr tun. Das bringt uns auch 
auf der Aktivseite etwas, wenn sich immer mehr Unternehmen, 
auch mittelständische Unternehmen, auch die Jugend, in den 
Entwicklungsländern engagieren. Das bringt internationalen Han­
del, das bringt einen Arbeitsplatzschub - auch bei uns. Das 
gilt nur als Beispiel für alle Problemgebiete, für das Umwelt­
problem, das Energieproblem, das Finanzproblem, das Sozial­
problem, die Entwicklungsproblematik. Solche Problemlösungen 
verlangen Wachstum, bringen Wachstum, verschaffen Arbeitsplätze. 
So ist Wachstum die beste Beschäftigungspolitik. 
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Liebe Parteifreunde, ist das eine Wachstumspolitik, die die 
Grenzen des Wachstums übersieht, die die Jugend ablehnt, ist 
das Wachstumsfetischismus? Nein, eine solche Wachstumspolitik 
ist realistisch und zugleich moralisch begründet. Damit können 
wir auch unsere Jugend packen. Die Jugend fordert in wirtschaft­
lichen Fragen eine an den Grundwerten orientierte Sinngebung. 
Die Jugend hat aber zugleich eine ganz handfeste Einstellung. 
70 % unserer jungen Menschen sehen an der Spitze aller ihrer 
Wünsche den Wunsch nach einem Beruf, der gut Geld verdienen 
läßt. Zugleich sieht die Jugend neben dem Wunsch nach mehr Aus­
bildungsplätzen die Umweltfrage, mehr soziales Engagement, als 
Hauptproblem. Diese unsere Jugend sucht also auch immaterielle 
Ziele. Dem sollte eine problemlösende Wachstumspolitik ent­
sprechen. Sie gibt dem einzelnen mehr, eröffnet aber auch die 
Chance, mehr für andere zu tun. Dann gehen realistische Ergeb­
nisse und Sinnerfüllung Hand in Hand. Unser Kollege Toni Pfeiffer 
hat in der "Zeit" zutreffend geschrieben, die Jugend leide in 
hohem Maß an Unsicherheit und Verunsicherung. Das können wir 
ändern. Eine problemlösende Wachstumspolitik kommt diesen Wün­
schen der Jugend entgegen, beflügelt ihre Phantasie, eröffnet 
ihr Chancen und zeigt ihr zugleich, daß sie gebraucht wird. 
Wenn wir so die Jugend gewinnen, können wir auch unsere Zukunft 
gewinnen. 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Freund Pieroth. 
Liebe Freunde, es ist jetzt 17.45 Uhr. Hier liegen noch 16 
Wortmeldungen vor. Wir müssen die Redezeit auf fünf Minuten be­
grenzen. Der Präsident hat nach der Geschäftsordnung die Mög­
lichkeit. Alle folgenden Redner haben jetzt also nur noch fünf 
Minuten Redezeit. Ich möchte Sie auch bitten, liebe Freunde, 
mit mir einig zu sein, daß wir jetzt die Rednerliste schließen. 
Besteht dagegen Widerspruch? - Das ist offensichtlich nicht der 
Fall. - Das Wort hat Freund Vogt aus dem Rheinland. 

Wolfqanq Vogt: Herr PräsidentI Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Helmut Kohl hat heute vormittag in der Rede, die er ge­
halten hat, vor allem von den Sorgen und Hoffnungen der Men­
schen gesprochen und damit Themen angeschnitten, die mensch­
liche Themen waren: die Zukunftschancen der jungen Generation, 
die Sozialchance der Familie, bUrgernaher Staat, Hilfe für die 
Dritte Welt, menschliche Umwelt. Ich werte das als einen neuen 
Anfang. Es ist für eine politische Partei legitim, meine Damen 
und Herren, sich Gedanken darüber zu machen, wie sie regierungs­
fähig wird. 

Wenn sie sich aber über Monate nur als eine Gruppierung dar­
stellt, die sich an organisatorischen Problemen oder Problem­
aspekten orientiert, dann verkürzt sie die Politik zum Machter­
werb und zum Machterhalt. Und Politik, die sich nur als Macht­
erwerb und Machterhalt darstellt, meine Damen und Herren, führt 
zur Verdrossenheit. Denn hier kann sich dann der Wähler beider 
politischen Partelen nicht mehr wiederfinden. Der Bürger aber 
muß sich in einer politischen Partei wiederfinden, wenn wir 
erwarten wollen, daß er uns wählt. 

Das aber heißt: Wir müssen öffentlich über die Sorgen und 
Nöte unserer Bürger sprechen. Darüber haben wir in der Ver­
gangenheit zuwenig gesprochen. Dabei ist uns aber nicht damit 
gedient, daß wir Einigkeit vor inhaltlicher Übereinstimmung 
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demonstrieren. Aufgabe der Volkspartei Ist es, die Konflikte 
in der Gesellschaft aufzugreifen, sie innerparteilich zu dis­
kutieren und sie auf der Grundlage der Grundwerte zu lösen. 
Also Einheit durch Aussprache, Einheit durch Dialog - nicht 
durch Strammstehen. 

Meine Damen und Herren, die Grünen Listen haben bei den 
letzten Wahlen schlecht abgeschnitten. Ich möchte offenlassen, 
ob das das Verdienst der Parteien oder Ausdruck der demo­
kratischen Reife unseres Volkes gewesen ist. Eine Volkspartei, 
in der sich der Bürger wiederfinden soll, darf nicht den Ehr­
geiz haben, immer stromlinienförmig zu erscheinen. Wer in 
jedem Fall fordert, daß die Partei mit e i n e r Stimme 
spricht, meint sowieso oft, die Partei solle mit s e i n e r 
Stimme sprechen. Wer die Forderung nach stromlinienförmiger 
Erscheinung einer Volkspartei aufgreift, der gibt es auf, 
Minderheiten in der Bevölkerung in der Partei Ausdruck zu ver­
leihen. Dabei kann das, was heute - täuschen wir uns nicht -
als Minderheitsströmung in einem Volk vorhanden ist, morgen 
vielleicht schon durchaus Mehrheit sein. Betrachten wir das 
Verhältnis von Minderheit und Mehrheit nicht einfach statisch! 
Diese Minderheiten, denen wir auch Rechnung tragen müssen, 
werden von Menschen gebildet, und wir als Politiker sind doch 
für den Menschen bestellt. Und dieser Mensch erwartet von uns 
heute keine Heilslehren, keine Ideologien, verlangt von uns 
keine Kolossalgemälde einer heilen Welt, vielleicht begleitet 
von onkelhaftem Schulterklopfen. Er hat gelernt, daß das sein 
Glück nicht fördert. Er erwartet praktische Hilfe, menschliche 
Solidarität, Brüderlichkeit als Ausdruck der Achtung des 
Nächsten und der Liebe zum Nächsten. Er fragt nach dem Sinn 
des politischen Handelns. 

Wenn wir morgen das Grundsatzprogramm beraten, kommt es nicht 
darauf an, daß jede Formulierung dem letzten Stand der Wissen­
schaften entspricht, sondern darauf, daß der Bürger sieht, 
welche Antwort wir auf die Frage nach dem Sinn des Lebens 
und der politischen Existenz haben. Hier aber, scheint es, 
kommt es darauf an, daß wir uns selbst entsprechend dar­
stellen: weder als Kassandra noch im Gewände alttestamenta-
•rischer Propheten, die mit unerbittlicher Strenge das Gebot 
durchsetzten, aber den Bürger, den Menschen, aus dem Auge 
verloren haben. 

Ich wollte also werben für ein Verhalten, aus dem überzeugend 
erkennbar ist, daß Christliche Demokraten als Menschen für 
Menschen arbeiten. 

(Beifall) 

Peter Lorenz. Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Wolfgang 
Vogt. 

Das Wort hat jetzt unser Freund Lorenz aus Braunschweig. Ihm 
folgt unser Freund Heckelmann vom RCDS. 

Dieter Lorenz. Sickte: Herr Präsident, meine Damen und Herrenl 
Mich hat ein Wort unseres Generalsekretärs bewogen - sozusagen 
vom Stuhl gerissen -, hier etwas zu sagen, das Wort: Was sagt 
das einfache Mitglied, wenn es morgens die Zeitung aufge­
schlagen hat? 

In diesem Saal und auch draußen in den Gängen steht ein Wort 
im Mittelpunkt: "Solidarität", eingerahmt von "Freiheit" und 
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"Gerechtigkeit". Ich möchte hier an unsere "KG" - nicht an 
unsere Kommanditgesellschaft, sondern an unser "duales System" 
Kohl und Geißler - die Frage stellen: Ab wann gilt Solidarität 
im Innenverhältnis der CDU? Ab wann sehen unsere Spitzenpoli­
tiker ein, daß ein Lager zerfällt, wenn es uneins ist? Und ab 
wann haben Tätigkeiten ein Ende, die man - nach jüngsten Bei­
spielen - als "Barzelei" bezeichnen könnte? Meine Damen und 
Herren, Herr Barzel ist, wie ich gehört habe, krank. Er hat 
bisher auf dem Parteitag gefehlt. Dennoch ist er, wie ich 
meine, einer unserer Besten. Vielleicht, Herr Präsident, würde 
etwas Sand aus dem Getriebe genommen, wenn dieser Parteitag 
dem Mann, dem wir so oft zugejubelt haben, Wünsche zur Ge­
nesung übersenden würde mit dem Vermerk: "gute Besserung". 
Herr Barzel wird wissen, wie er das einzuordnen hat. Er wird 
sicherlich auch die feinen Spitzen in den Reden verstehen. 

Wir haben große Worte unseres Vorsitzenden gehört. Alles das, 
was wir anstreben, was wir erreichen wollen, werden wir nur 
erreichen, wenn wir einig sind, wenn wir zusammenstehen wie 
ein Mann oder, einfach gesagt, wenn wir schlichtweg Solidarität 
üben, wie es da oben steht. Das Volk blickt nach oben. Mit 
"Volk" ist Otto Normalverbraucher gemeint oder auch Lieschen 
Müller - um die Frauen mal wieder ins Gespräch zu bringen. 
Das Volk will, daß die CDU als e i n e CDU auftritt. Das 
Volk will keine vielen, mehr oder weniger spitzen CDU-Zungen 
haben. 

Sollte ich die Ehre haben, beim nächsten Parteitag in Kiel 
wieder dabei sein zu dürfen, würde ich es bedauern, wenn ich 
feststellen müßte, daß Solidarität auch bis dorthin ein Fremd­
wort geblieben ist. Und alle sollten bedenken: Je höher jemand 
im Amt steht, um so mehr trägt er Verantwortung für das Ganze. 
Hoffentlich handeln alle danach! 

(Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt. Tagungspräsidium: Das Wort hat nun 
unser Freund Heckelmann vom RCDS. Ihm folgt Frau Margarethe 
Kuppe aus Baden-Württemberg. 

Günther Heckelmann, Vorsitzender des RCDS: Herr Vorsitzender, 
meine Damen und Herren! Helmut Kohl hat in seinem Rechenschafts­
bericht dazu aufgefordert, stärker an die Arbelt für die Per­
spektiven und die Weiterentwicklung unserer Gesellschaftsordnung 
heranzugehen, aber auch verstärkt in die Diskussion um marxisti­
sche Umgestaltungsversuche in unserer Gesellschaft einzutreten. 
Eines der wesentlichsten Felder, auf denen sich diese Diskussion 
austrägt, ist sicherlich der Radikalenerlaß. Daneben aber wird 
diese Diskussion sicherlich auch noch auf anderen Ebenen ge­
führt. Und einer der wesentlichsten Punkte in diesem Zusammen­
hang ist die Frage der Hochschulen, wo einer großen, einer 
übergroßen demokratischen Mehrheit eine kleine extremistische 
Minderheit gegenübersteht, die aber in skandalöser Weise durch 
die Jungsozialisten und Jungdemokraten immer wieder in Macht 
und Verantwortung gehievt wird. 

Helmut Kohl hat in seinem Bericht davon gesprochen, daß in wei­
ten Bereichen ein erheblicher Unterschied zwischen Worten und 
Taten von SPD und FDP besteht. Die Hochschulen sind ein Bei­
spiel, an dem sich dies ganz exemplarisch deutlich machen laßt. 
SPD und FDP stellen sich in der Bevölkerung als Bollwerke gegen 
kommunistische Umgestaltungsversuche dar. An den Hochschulen 
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aber fordern diese beiden Parteien ihre eigenen Jugendorgani­
sationen auf, mit Verfassungsfeinden und Extremisten zu koa­
lieren und damit die Solidarit'lt der Demokraten zu untergraben. 

(Beifall) 

Hier müssen wir beide Parteien, SPD und FDP, immer wieder in 
den Begründungszwarig stellen, sie immer wieder auffordern, 
deutlich zu sagen, wie sie zu dieser Politik stehen und wie 
sie diese Differenz zwischen Worten und Taten begründen wollen. 

Gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang noch eine Bemerkung 
zu einer Umfrage, die in den letzten Tagen erhebliche Dis­
kussionen in den deutschen Medien und in der deutschen Öffent­
lichkeit ausgelöst hat. Ich meine die Umfrage von Frau Noelle-
Neumann vom Allensbacher Institut über die demokratische Si­
tuation der Studenten. Eine der wesentlichsten Aussagen aus 
dieser Umfrage war, daß sich zwar ein kleine Minderheit der 
Studenten - es waren nur 6 5̂  - für die Politik des realen 
Sozialismus in den Staaten des Ostblocks ausgesprochen hat, 
gleichzeitig aber eine große Mehrheit zu unserer Verfassungs­
ordnung bekannt hat und sich dennoch ca. 65 % der deutschen Stu­
denten für die Grundlagen einer marxistischen Gesellschafts­
ordnung ausgesprochen haben. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie an dieser Stelle warnen, 
nun in den Fehler zu verfallen, auf Grund dieser Aussage die 
Mehrheit der deutschen Studenten als Kommunisten zu verteufeln 
und abzuschreiben. Das würde sicherlich zwar einen Beitrag da­
zu leisten, eigene Vorurteile zu reaktivieren, leistet aber mit 
Sicherheit auch einen Beitrag dazu, daß man große Teile der 
jungen Generation für immer abschreibt. Ich glaube, das kann 
nicht Ziel unserer Politik sein. 

(Beifall) 

Ich glaube, diese Umfrage sollte für uns Grundlage für zwei 
Dinge sein. Erstens: Die Auseinandersetzung mit dem Marxismus 
muß stärker und offensiver als bisher von uns geführt werden. 
Denn die Tatsache, daß sich ein relativ großer Prozentsatz der 
Studenten für marxistische Grundlagen ausgesprochen hat, offen­
bart doch bis zu einem gewissen Grade auch Unkenntnis über die 
Situation des Marxismus und über seine Ziele. Hier ist die CDU 
herausgefordert. Hier müssen wir die Diskussion aufnehmen und 
in das Gespräch über Grundlagen des Marxismus eintreten, das 
wir dann nicht nur mit Termini wie Mauer und Stacheldraht füh­
ren können, sondern das wir dann wirklich von den Grundlagen 
her angehen müssen. Von den Grundlagen aus müssen wir die 
Differenz zwischen totalitärer Gesellschaftsordnung und unserer 
freiheitlichen Verfassungsordnung deutlich machen. 

Ein wesentliches Mittel, eine ganz hervorragende Chance für 
diese Diskussion ist die Frage der Menschenrechte. Vorhin ist 
schon der Fall Nico Hübner angesprochen worden. Meine Damen 
und Herren, nehmen wir doch dieses Beispiel, um zu zeigen, daß 
es sich da nicht nur um einen Ausrutscher einer bestimmten Re­
gierung im Ostblock handelt, sondern daß es konsequenter Aus­
fluß totalitärer, marxistischer Politik ist und daß dieser Fall 
ganz genauso in der Bundesrepublik stattfinden könnte, wenn 
dort die marxistischen Kräfte, totalitäre Geister an der Macht 
wären. Ich glaube, wenn wir das den Studenten und der Öffent­
lichkeit deutlich machen, wird es uns wieder gelingen, die 
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überragende Qualität der freiheitlichen Verfassungsordnung 
offensiv und argumentativ darzustellen und auch Jugendliche 
emotional zu begeistern, für diese Ordnung anzusprechen und 
ihnen wieder ein Ziel, eine Chance und Sinn für den Einsatz für 
demokratische Werte zu geben. 

Zweitens: Der Dialog mit den Hochschulen muß verstärkt werden. 
Meine Damen und Herren, wenn man in der Vergangenheit relativ 
lange Forderungen von Studenten nicht in die Diskussion einge­
bracht hat, wenn man Hochschulen lange links liegengelassen 
hat, braucht man sich heute nicht zu wundern, daß große Teile 
der deutschen Studenten der sogenannten etablierten Politik 
kritisch gegenüberstehen. Hier müssen wir ansetzen, hier müssen 
wir Hochschulen in die Diskussion einbeziehen, aufzeigen, daß 
zwischen Hochschulen und Gesellschaft kein Graben besteht, son­
dern daß beides eins ist, daß die Hochschulen für die Gesell­
schaft ihren Wert haben. 

Hier muß die CDU ansetzen. Hier gilt es, Mißverständnisse und 
Vorurteile abzubauen. Hier gilt es, den Graben zwischen Hoch­
schulen und Gesellschaft zu verkleinern. Hier gilt es insbe­
sondere, den Dialog mit den Studenten wieder aufzunehmen. In 
dieser Diskussion kann die CDU Sensibilität für Anlieaen und 
Empfindungen der jungen Generation zeigen. Hier kann sie für 
weite Teile unserer Bevölkerung attraktiver werden, d. h. auch 
für Jungwähler. Dieser Dialog mit der Hochschule ist eine ganz 
hervorragende Chance für eine attraktive, aktive und offensive 
Politik der CDU. Wir sollten uns alle gemeinsam für diese Po­
litik einsetzen. 

(Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Vielen herzlichen 
Dank, lieber Freund Heckelmann. Meine Damen und Herren, liebe 
Freunde, wir sollten auch aus diesem Anlaß noch einmal all 
unseren Freunden vom RCDS sehr herzlich für ihren Einsatz an 
den Hochschulen in der Bundesrepublik Deutschland danken. Vielen 
herzlichen Dank unseren Freunden vom RCDS! 

(Beifall) 

Das Wort hat jetzt Frau Margarethe Kuppe. Ihr folgt unser Freund 
Elmar Brok. 

Frau Margarethe Kuppe: Herr Präsident I Meine Herren und Damen! 
Nach einer großen Zahl erlauchter und beamteter Persönlichkeiten 
meldet sich nun eine amtslose und nicht gerade bekannte, basis­
hafte Person zu Wort. Sicher ist Ihnen der Unterschied zwischen 
Persönlichkeit und Person bekannt, wie ihn Guardini in die 
Wissenschaft eingeführt hat, so daß ich ihn hier nicht zu erläu­
tern brauche. 

Der Mut dazu kommt mir aus zwei Momenten, einmal aus der gera­
dezu exzellenten Rede von Herrn Dr. Heiner Geißler, der besten 
Rede, die ich in zweieinhalb Jahrzehnten von ihm gehört habe, 
vor allem aber deshalb, weil er sich mit der Medienpolitik be­
schäftigt hat. 

Es scheint, daß die CDU endlich begriffen hat, daß es ihr nicht 
nur darum geht, Chancengleichheit, Gleichberechtigung in diesem 
Raum für die CDU durchzusetzen, die dieses Volk nach seiner 
größten Katastrophe 20 Jahre mit beispiellosem Erfolg regiert 
hat, sondern daß hier auch eine Schlacht um unsere jungen und 
heranwachsenden Wähler zu schlagen ist. er die zehn Gebote 
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auf drei begrenzt - fünf, sieben und acht; sie kennen sie alle, 
so daß ich sie nicht zu wiederholen brauche -, darf nicht an­
nehmen, daß sich hier nicht eine ganz entscheidende und stei­
gende Gefahr für unsere junge herar-.wachsende Generation ergibt. 

Ich habe schon manchmal dazu gesprochen. Eigentlich bin ich 
letzten Endes fast resigniert gewesen. Aber, wie gesagt, die 
Ausführungen von Dr. Geißler geben mir Mut. 

Ich möchte Ihnen einen zweiten Satz vorlesen. Er beinhaltet den 
ersten Wunsch des neuen Papstes. Er lautet: Nutzen sie - gemeint 
sind die 1000 Journalisten bei seiner ersten Pressekonferenz -
Ihre Freiheit, um die Wahrheit zu erkennen und Ihren Lesern, 
Hörern und Fernsehzuschauern das nahezubringen, was wahr und 
edel, gerecht und rein ist und würdig ist, geliebt und geehrt 
zu werden. 

Wer viel fernsieht, muß meinen, das Perverse, das Makabre ge­
winne einen immer weiteren Raum. Gewalt ins Leben zu setzen und 
Gewalt aus dem Leben zu bringen sind die Hauptthemen der Un­
terhaltungssünden. Wir werden so lange keine Therapie für all 
das finden, was wir im Räume der jungen Menschen beklagen, so­
lange wir nicht auch hier eine Diagnose zu stellen wagen. 

Welch ein grandioser Beruf ist es eigentlich, in diesen Be­
reichen tätig zu sein?! Und was wird daraus gemacht? Der Mensch 
hat es genug, ständig seine Nachtseiten dargestellt zu bekommen. 
Das Menschenbild, das uns aus all diesen Darlegungen und Sen­
dungen deutlich wird, steht in einem krassen Widerspruch zu dem 
Menschenbild, von dem unser Grundgesetz lebt, das im ersten Satz 
sagt, daß die Würde des Menschen sein oberster Maßstab ist. 

Es gab einmal einen großen deutschen Dichter. Er heißt nicht 
Bert Brecht, sondern Friedrich Schiller. Er hat gesagt: "Der 
Menschheit Würde ist in eure Hand gegeben." Das war an die 
Künstler gerichtet. Ich möchte die Journalisten hier einbe­
ziehen : 

"Bewahret sie; sie sinkt mit euch, mit euch wird sie sich heben." 

Warum denken wir an diese Sätze nicht? Warum finden wir im 
Fernsehen nicht all die großen Werke nicht nur deutscher, son-
•dern europäischer Kultur? Welch eine grandiose Bühne ist hier, 
das Große und Edle den Menschen nahezubringen! Und was ge­
schieht? Es geschieht weithin das Gegenteil in einer wahren 
Sucht der diabolischen Degradierung dos Menschen. 

(Beifall) 

Ich meine, wir sollten neuen Mut fassen, auch im Interesse 
derer, die Herr Biedenkopf hier angeführt hat, die wehrlos sind 
und nicht für sich selber sprechen und handeln können. Hier 
müssen wir einen Raum reinerer Luft und reineren Klimas schaf­
fen, einen Raum, in dem sich wirklich die europäische Kultur 
und nicht europäische Unkultur spiegelt. 

Noch ein letztes. Herr Geißler hat auch Napoleon zitiert. Ich 
habe gerade einmal wieder die Zeit zwischen dem Sturm auf die 
Bastille und dem Wiener Kongreß behandelt. Diese Zeit ist von 
der Übermacht Napoleons gekennzeichnet, der sich die Völker 
selber entgegensetzten, nicht mehr Söldnerheere im Dienste der 
Fürsten. 

Napoleon setzten sich drei Leitsterne entgegen, von denen ich 
meine, daß sie heute uns selber zu Überlegungen in einer Zeit 
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bringen sollten, die mit der Situation zwischen 1805 und 1812 
vergleichbar ist. Diese drei Leitsterne hießen: Für Gott, Frei­
heit und Vaterland! Mir scheint, das Herz junger Menschen 
könnte eher aufgehen, wenn wir auch diese Leitsterne gelegent­
lich nennen. Denn im Grunde genommen werden wir den Sieg über 
die östliche Übermacht nicht erringen, wenn uns das Herz der 
Menschen und ihr Geist dabei nicht begleiten. 
Ich meine, sie sind eher unter diesen Worten "Gott","Freiheit" 
und "Vaterland" anzusprechen. 

(Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Nun hat unser Freund 
Elmar Brok, Landesverband Westfalen-Lippe, das Wort. Ihm folgt 
unser Freund Lichtenberg, Landesverband Rheinland. 
Elmar Brok: Liebe Parteifreunde! Der Generalsekretär sprach 
in seinem Bericht von den wahlbedeutsamen Themen und sagte, 
daß es das Hauptziel sein müsse, ein Plebiszit für die CDU zu 
erreichen. Ich weiß nicht, ob wir es uns immer hinreichend 
deutlich gemacht haben, daß wir uns zur Zeit in einer bestim­
mten Entwicklungsphase befinden und daß erneut die freiheits­
entscheidenden Debatten wie in den 50er Jahren geführt werden, 
die Debatten um die beiden wichtigen Wegorientierungen der 
Bundesrepublik Deutschland, nämlich die Debatte über die Frage 
"Soziale Marktwirtschaft - ja oder nein?" und die Debatte über 
die Frage "WestintegratJon - ja oder nein?". Ich meine, daß wir 
auf Grund der Erfolge in den 50er Jahren in dieser Grundausein­
andersetzung vielleicht auch etwas zu selbstzufrieden geworden 
sind. Wir müssen uns klarmachen, daß sich die SPD nach Jahren der 
wahltaktischen Anpassung nunmehr geschützt hinter dem Rücken 
Helmut Schmidts aufmacht, diese Debatte in aller Härte neu zu er­
öffnen, und daß wir dem offensiv begegnen sollten. Wir müssen 
deutlich machen: Soziale Marktwirtschaft ist ein Mittel für Wohl­
stand, Partnerschaft und Gerechtigkeit, aber auch für Freiheit. 

Im Bereich der Westintegration müssen wir deatlj.ch machen, daß 
in dem Europaprogramra der SPD nicht mehr ein Wort über die 
politische Integration Westeuropas steht und daß Willy Brandt 
•Heidemarie Wieczorek-Zeul ins Europäische Parlament schicken 
will, die die Position vertritt, ein antikapitalistisches 
Bündnis zu schaffen. Herr Koschnick macht in diesem Zusammen­
hang v/egweisend deutlich: Die SPD ist gegen eine europäische 
Integration, weil europäische Integration die Entspannungs­
politik behindern würde. Herr Bahr sagt, daß man in der Ent­
spannungspolitik über bündnisüberwölbende Maßnahmen zu einem 
kollektiven Sicherheitssystem kommen müsse, das dann politi­
sche und militärische Bündnisse - sprich: auch einen europä­
ischen Bundesstaat in Westeuropa - überflüssig machen würde. 
Herr Ehmke hat in einem Artikel in einer italienischen Zeitung 
kürzlich von der Konvergenz sozialistischer und kommunistischer 
Fraktionen im Europäischen Parlament gesprochen. Eine solche 
Konvergenz bedeutet ja nicht punktuelle Zusammenarbeit, sondern 
vom Begriff her im Grundsätf.lichen ein Aufeinander-Zugehen. 
Dies muß mit den Äußerungen des außenpolitischen Reisebe­
gleiters Willy Brandts und des Obmanns der SPD-Bundestags­
fraktion im Auswärtigen Ausschuß Karsten Voigt, im Zusammen­
hang gesehen werden, der vor längerer Zeit einmal gesagt hat 
- ich zitiere - :"Um die Zersplitterung der Arbeiterbewegung 
Westeuropas aufzuheben, ist die Zusammenarbeit zwischen den 
antikapitalistischen Kräften im kapitalistischen Teil Europas 
zu verstärken. Dazu gehören die sozialdemokratischen Parteien 
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und Gewerkschaften, jene linkssozialistischen und kommunisti­
schen Parteien und politischen Gruppierungen, die in Frank­
reich und Italien große Teile der Arbeiterschaft repräsen­
tieren. In diesem Zusammenhang muß nach den bisherigen Erfah­
rungen mit den Vereinigten Staaten die Anwesenheit amerikani­
scher Truppen in VJesteuropa als ständige Bedrohung für sozialis­
tische Transformationsstrategien angesehen werden." 
Ich meine, daß wir uns dieses in aller Deutlichkeit vor Augen 
führen müssen. Wir müssen aber auch sehen, daß wir unsere Ant­
wort, die wir unter Adenauer und Erhard gegeben haben, heute 
wieder genauso geben müssen. Diese Antwort ist auch jetzt noch 
moderner und freiheitlicher. 
Ich meine allerdings, daß wir ir. diesen Auseinandersetzungen 
nur siegreich sein können, wenn wir unsere Position nicht nur 
verteidigen, sondern wieder mit positiven Zielen in Verbindung 
bringen und so offensiv darstellen können. Ich halte es für not­
wendig, daß wir klar erkennen, daß es in diesem Bereich keinen 
Grundkonsens unter i'en politischen Parteien der Bundesrepublik 
mehr gibt, daß uns deshalb nicht mehr Einzelkritik an Einz=lper-
sönlichkeiten der SPD und an Einzelaussagen der SPD weiterhilft, 
sondern daß wir diese Debatte im Grundsätzlichen und ausgehend 
von einem Gesamtkonzept zu führen haben. Dies gibt dann, wie ich 
meine, die Möglichkeit, wahlentscheidend zu sein. Wenn wir eben 
dies mit den vorgetragenen Argumenten wieder sein werden, könn­
ten wir auch die hochbedeutsame staatspolitische Frage einer 
Wandlung der SPD klären. Dann zwingen wir sie, erneut ein 
Godesberger Programm zu erarbeiten. Ich meine, daß dies ein 
großes Ziel für uns sein sollte. 

(Beifall) 

Dr. Horst Waffenschmidt, Tagungspräsidium: Meine lieben Freun-
de, ich möchte auf folgendes hinweisen. Es herrscht ein hoher 
Schallpegel hier im Saal, so daß eine ganze Reihe von Freunden 
sich am Rednerpult nur schwer verständlich machen kann. V/ir 
sind hier im Präsidium darauf aufmerksam gemacht worden. Ich 
bitte doch auch insoweit Solidarität zu üben, daß wir die 
Redner in Ruhe anhören. Ich bitte ganz nachdrücklich um mehr 
Ruhe im Saal, damit sich auch jeder verständlich machen kann. 

(Beifall) 

Meine Freunde, darauf haben wir alle miteinander Anspruch. 
Auch das gehört zur Solidarität. 
Nun hat unser Freund Dr. Hans-Jürgen Lichtenberg aus dem 
Landesverband Rheinland das Wort. Ihm folgt unser Freund Dr. 
Hans Filbinger, Landesverband Badem-Württemberg. 
Dr. Hans-Jürgen Lichtenberg:Herr Präsidentl Meine Damen und 
Herren! Lassen Sie mich die Rede unseres Vorsitzenden zum An­
laß nehmen, ein Problem anzusprechen, das mich auf zweierlei 
Arten bedrückt und mich - ich gestehe es - auch ein wenig be­
unruhigt: zum einen als Vorsitzender eines Kreisverbandes 
unserer Partei und zum anderen als Soldaten, der allein durch 
seine dienstliche Tätigkeit eine ganze Reihe von Kontakten zu 
ehemaligen Kriegsteilnehmern hat. Ich meine jene Problematik, 
die - das ist meine Auffassung - durchdie unglückliche Äußerung 
unseres Freundes Norbert Blüm entstanden ist, 

(Beifall) 

der im "Spiegel" und in der "Sozialen Ordnung" vor einiger Zeit 
schrieb - ich zitiere - : "Ob einer im KZ Hitler gedient hat 
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oder an der Front, macht in meinen Augen nur einen graduellen 
Unterschied aus. 

(Vereinzelt Pfui-Rufe) 

Das KZ stand schließlich nur so lange, wie die Front hielt." 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe inzwischen ge­
lesen, daß Norbert Blüm diesen Sätzen heute - rückblickend -
lieber einen subjektiven Akzent geben möchte und sie so, wie 
sie zunächst formuliert gewesen sind, nicht mehr aufrechtzu­
erhalten gedenkt. Nun guti Es ehrt, wie ich glaube, jeden, 
wenn er einen Fehler im nachhinein erkennt und sich dafür ent­
schuldigt. Der fade Geschmack bleibt aber tatsächlich erhalten. 
Hat sich Norbert Blüm hierfür tatsächlich echt entschuldigt? 
Ich habe seine Verlautbarungen genau nachgelesen. Erlauben 
Sie mir, daß ich die eben gestellte Frage als Soldat ähnlich 
subjektiv beantworte,wie Parteifreund Blüm heute seine Worte 
gedeutet wissen will. Viele Mitglieder meines Kreisverbandes 
in Wuppertal und noch mehr Mitbürger wie auch ich sind nämlich 
der Msinungj, Sie, lieber Freund Blüm, hätten mit jenen um­
strittenen Äußerungen nicht nur eine große Anzahl von Mitbür­
gern - wenn auch sicherlich ungewollt - beleidigt, sondern auch 
eine Reihe von Parteifreunden zum Parteiaustritt veranlaßt. 

So ist mir denn auch in der Tat eine wirklich vollständige 
öffentliche Zurücknahme dieser Äußerungen bis heute noch nicht 
bekannt geworden. 
In diesem Zusammenhang möchte ich Helmut Kohl zitieren: Er 
hat heute morgen ausgeführt : "Wir können nicht in diesen Tagen 
pausenlos von Solidarität sprechen, wenn wir sie nicht selbst 
im Umgang miteinander üben." 
Dieses ist wahr. Es ist außerordentlich richtig und wahr. 
Erlauben Sie mir nichtsdestotrotz, diesen Ausspruch ein wenig 
zu erweitern. Ich meine, Solidarität haben auch andere Mitbür­
gergruppen zu erwarten. So erscheint es in diesem Fall notwen­
dig, Solidarität mit den Millionen der ehemaligen Soldaten vor 
potentiellen Verunglimpfungen zu üben, 

(Beifall) 

die bis Kriegsende mit der Waffe weiterkämpften. Die Tragik 
dieser Menschen wird allein schon daran deutlich, daß die 
ehemalige Kriegsmarine in der letzten Monaten des Krieges bis 
quasi nach Kriegsschluß gerade durch Fortsetzung des Kampfes 
Hunderttausende von deutschen Menschen durch Evakuierung von 
Ostpreußen über die Ostsee nach Westdeutschland vor den allbe­
kannten Greueltaten der sowj-itischen Rotarmisten bewahrt hat. 

(Beifall) 

Auch dieses sollte man v/issen, wenn man derartige Sätze formu­
liert. 

Meine lieben Freunde, unsere Parteigründer haben in den Jahren 
1945 und 1946 um diese Fakten gewußt und die Tragik im Zu-
n^»^»i^«U^Mn ^i M- ^ ^ _ _1 Ti -J i 1 i.i_Tl-l.._J i j ^ j 

"Die Soldaten sind in den Kampf gegangen, nicht um Hitler zu 
verteidigen, sondern um die deutsche Heimat zu schützen. Sie 
waren Soldaten und konnten nicht anders, genau wie es uns ve 
hindert war, den Terror zu brechen. Die Tragik des deutschen 
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Soldaten Ist es gewesen, das Vaterland zu verteidigen und 
damit Hitler den Rücken zu stärken". 

( Zurufe: Aufhören! - Zuruf: Weiter! ) 

Es gibt noch viele Zitate in dieser Richtung. 

Meine lieben Freunde — 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Freund Lichtenberg, ich bitte, 
dann zum Schluß zu kommen. 

Dr. Hans-Jürgen Lichtenberg: Diejenigen, die "Aufhören" geru-
fen haben, sollten sich einmal die Solidarität der Parteigrün­
der vergegenwärtigen, die wir heute teilweise notwendig haben, 
meine ich. 

( Beifall ) 

Meine Damen und Herren, diese Zitate mögen aber auch unter­
streichen, daß jene Thematik, lieber Parteifreund Blüm, schon 
1945/46 ausführlich abgehandelt worden ist. Wir sollten diese 
erneute Diskussion deshalb auch möglichst bald wieder abschlies-
sen. Ich möchte einen Beitrag hierzu leisten. Am besten — 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Freund Lichtenberg, hier hat 
natürlich jeder das Recht, frei seine Meinung zu sagen. Nur, 
Freund Lichtenberg, Ihre Redezeit ist jetzt zu Ende. Ich bitte 
Sie wirklich, jetzt zum Schluß zu kommen. 

Dr. Hans-Jürgen Lichtenberg; Lassen Sie mich hier ganz deutlich 
sagen: Am besten könnte man diese Diskussion dadurch beenden, 
daß Sie, lieber Herr Blüm, diese Dinge von hier oben noch ein­
mal in aller Deutlichkeit klarstellen. Sie würden uns an der 
Bais für die Diskussion auf der Straße einen erheblichen Dienst 
erweisen. 

( Beifall ) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Das Wort hat jetzt Freund Fil-
binger. 

Dr. Hans Filbinger: Meine lieben Parteifreunde! Wir alle, die 
wir die Diskussion dieses Nachmittags, ebenso wie die Reden des 
Vormittags, sehr aufmerksam verfolgt haben, können eines fest­
stellen: Ganz überwiegend ist aus allen Beiträgen unserer Red­
ner der Wille hervorgetreten, die Kräfte der CDU so zusammen­
zufassen, daß wir__nun den Sprung nach vorne tun können, der 
uns noch von der Übernahme der Regierungsverantwortung trennt 
und daß wir alles hinter uns lassen müssen, was uns bisher in 
dieser Hinsicht noch gehemmt hat. 

( Beifall ) 

Das bedeutet konkret, daß wir aus der Selbstbespiegelung und 
Selbstkritik heraustreten müssen - und sie hinter uns lassen 
müssen -, die uns nicht weiterbringt, und stattdessen eine. 
Solidarität mit denen, die die Verantwortung an der Spitze 
tragen, üben müssen, die ihnen die Kraft gibt, ihrer Aufgabe 
gerecht werden zu können. 

( Beifall ) 

Daraus folgt weiter, meine Freunde, daß wir den Wirkungen einer 
negativen Suggestion der Art: "Wir können das nicht schaffen; 
es war noch nie in Deutschland so, daß jemand aus der Opposi­
tion heraus allein die Regierung übernommen hat", eine ganz 
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eindeutige Absage erteilen müssen. Wir können das, und wir 
brauchen dieser negativen Suggestion nicht zu unterliegen. 
Wenn wir in voller Entschiedenheit den Sprung machen, dann 
schaffen wir das im Jahre 198o auch. 

( Beifall ) 

Wenn man entschlossen ist, muß man diese Entschlossenheit in 
einigen Punkten in eine konkrete Form ummünzen. Ich meine, der 
erste Punkt müßte eine konsequente Absage an die Vierte Partei 
sein. 

( Beifall ) 

Wir werden ganz gewiß die Absprache einhalten, die wir mit der 
CSU getroffen haben; aber das hindert uns doch nicht, schon 
jetzt Erkenntnisse zu gewinnen und unter uns darüber auch zu 
reden. Diese Erkenntnisse gehen doch eindeutig dahin daß ein 
Organismus durch Spaltung nicht stärker wird, daß der Wettbe­
werb zwischen zwei Bruderparteien um die Wähler nur rein rech­
nerisch einen Zugewinn bringt, daß dieser Wettbewerb in Wahr­
heit Vertrauen kostet, Vertrauen in die Einheit und die Kraft 
der Union, das wir bisher genießen, und daß man durch die Spal­
tung im Endergebnis nicht mehr, sondern weniger Stimmen ernten 
würde. 

Das bedeutet ferner - und das ist meine Meinung; gestatten Sie 
mir, dieses zu sagen - eine Absage an die Hoffnung darauf, daß 
die FDP im Bunde zu uns kommt und daß sie uns im Jahre 198o 
die Hilfe gibt, die Hürden zu überspringen. Diese Absage ist 
keine prinzipielle Absage. Aber sie entspringt einer prakti­
schen Erfahrung; denn die FDP hat uns - darüber sind wir uns 
alle einig - überall dort die kalte Schulter gezeigt, wo sie 
den Machtwechsel mit uns als der stärksten Partei hätte her­
beiführen können. Die FDP versucht, bei den Sozialisten das 
Schlimmste zu verhüten, indem sie ausgerechnet die SPD an der 
Macht hält. 

Wir haben damit eine paradoxe Wirklichkeit, die wir den Men­
schen auch darstellen müssen. Wir müssen den Menschen sagen: 
Wir brauchen die FDP nicht, um mittels ihrer Hilfe die stärkste 
Partei am Regieren zu hindern. Wir müssen an die Menschen 
appellieren, bei den nächsten Wahlen der stärksten Partei so 
viele Stimmen zu geben, damit sie im Jahre 198o Regierungspar­
tei werden kann. , ,, ,, , 

( Beifall ) 
Schließlich gehört auch eine klare Aussage zu den Inhalten un­
serer Politik dazu. Wir müssen im Bundestag, im Bundesrat und 
überall, wo Entscheidungen fallen, klar und eindeutig zeigen, 
wo wir stehen. Wir stehen auf der Seite der Freiheit. Wir sind 
die große Alternative zum Sozialismus. Das müssen wir nicht 
nur den anderen, sondern auch uns selbst mit großer Deutlich­
keit sagen. Das wird unsere Zuversicht stärken. 

( Beifall ) 

Selbstbewußtsein, meine lieben Freunde, steht uns sehr wohl an. 
Fragen wir uns doch einmal: Wo stünde Deutschland heute, wenn 
nicht die CDU aus der Opposition heraus den politischen Kurs 
unseres Landes mitbestimmt hätte? Die Linke hätte doch viel­
mehr von ihrem Programm durchgesetzt, wenn nicht die CDU als 
starke Opposition dagewesen wäre und dagegengehalten hätte. 

( Beifall ) 
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Wir brauchen doch nur einmal an die Reformen zu denken, an die 
Reformeuphorie, die in den 7oer Jahren auf uns heruntergepras­
selt ist. Das waren Reformen, mit denen wir beglückt werden 
sollten, die in der Zwischenzeit aber nahezu allesamt geplatzt 
sind, die uns Milliarden gekostet haben, die wir dann nachher 
im Zusammenhang mit den Investitionen und der Sicherung un­
sicher gewordener Arbeitsplätze vermißt haben. 

( Beifall ) 

Denken wir auch an die Versäumnisse in der Politik der inneren 
Sicherheit, meine Freunde. Wir haben in den letzten Jahren doch 
das Versagen der Regierung -'trotz unserer Anträge - etwa bei 
der Verbesserung der Sicherungsverwahrung, bei der Herstellung 
eines wirkungsvollen Demonstrationsstrafrechts, bei der Ab­
schaffung der unsinnigen Gesetzgebung über die Zwangsernährung -
sie wird durchgeführt - miterleben müssen. 

Denken wir auch an die Ostpolitik, meine Freunde, die durch 
Herrn Egon "Bahr erst neuerdings erneut ins Zwielicht einge­
treten ist. Denken wir auch an jene unselige Wehrpflichtno­
velle. Wäre die Opposition nicht dagewesen, dann wäre das Recht 
wirksam, wodurch man sich durch, eine Postkarte vom Wehrdienst 
abmelden könnte. 

( Beifall ) 

Meine lieben Freunde, ich könnte die Aufzählung der Fehl­
leistungen dieser jetzigen Regierung und ihrer Vorgängerin 
noch beliebig ausweiten. 

Aber das Entscheidende ist doch dieses: Die Linken würden, 
wenn sie im Jahre 1980 wieder an die Regierung kämen, doch 
sicherlich genau da wieder anfangen, wo sie gehindert wor­
den sind. Es soll doch niemand daran denken, daß die Linken 
deshalb, weil sie aus taktischen Gründen derzeit ruhig sind 
oder weil die Jusos keine Initiative ergreifen, auf ihr so­
genanntes progressives Programm verzichtet hätten. Das käme 
doch alles wieder, wenn sie in die Lage kämen, im Jahre 1980 
weiter zu regieren. 

Ein Vorgeschmack davon, was uns dann blühen würde, meine 
Freunde, haben wir doch gerade jetzt mit der Aufwertung der 
DKP bekommen, die - wenn das so weit kommt - die SPD-regier-
ten Länder und die SPD des Bundes herbeiführen wollen, indem 
sie die Tore unserer Schulen für kommunistische Lehrer 
öffnen wollen. 

(Beifall) 

Wir haben genug von der Politik der vergangenen zehn Jahre. 
Angesichts dessen, was uns bevorstehen würde, wenn die ande­
re Koalition durchs Ziel ginge, kann man die Bürger nur be­
schwören: helft uns, daß wir dieses verhindern und daß wir 
in der Zukunft wieder eine gute Politik für Deutschland 
machen können. Andernfalls würde doch das Wort von Herbert 
Wehner in die Tat umgesetzt werden, das ihm einmal in Hamburg 
entschlüpft ist: Wenn wir an die Macht kommen, dann wird tief 
gepflügt, oder das Wort von Willy Brandt: dann wird geholzt. 
Auch andere Dinge würden wieder auftauchen. Die Jusos würden 
ganz bestimmt wieder in Aktion treten und versuchen, ihre 
Politik umzusetzen. 

Meine Freunde, es genügt uns nicht, daß wir in der Opposition 
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sind und noch Schlimmeres verhüten. Wir müssen wieder selbst 
die Politik aktiv und verantwortlich gestalten. Das können 
wir. Wir müssen dem deutschen Volk und dem Wähler klarmachen, 
daß er uns die Mehrheit gibt. Dann kommen wir an die Regie­
rung und können eine Politik für Deutschland machen. Wir kön­
nen dann die Politik wieder weiterführen, die wir bis zum 
Jahre 1969 mit dem größten Erfolg gestaltet haben. - Vielen 
Dank. 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Wir danken unserem Freund 
Dr. Fllbinger. Das Wort hat jetzt der Freund Kühl und dann 
der Generalsekretär. 

Wolfganq Kühl: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich J<omme aus Hamburg und bin wahrscheinlich einer 
der jüngsten Teilnehmer dieses Kongresses. Ich bin Schüler. 

Die Unsicherheit, die durch den Plan von Bürgermeister Klose 
hervorgerufen wurde, erlaubt es mir, deutlich zu machen, daß 
der sogenannte Radikalenerlaß notwendig ist. Wenn ich mir 
überlege, welche Auswirkungen diese Neuformulierungen haben 
sollen, dann finde ich diese Auswirkungen sehr erschreckend. 
Ich glaube, ich kann für eine ganze Schülergeneration 
sprechen, die keine Lust hat, Neofaschisten oder Kommunisten 
als Lehrer zu haben. 

(Beifall) 

Die Freiheit wird nicht von den Befürwortern des sogenannten 
Extremistenbeschlusses gefährdet, sondern von denjenigen, die 
den undemokratischen Kräften in unseren Schulen die Möglich­
keit zur Arbeit geben wollen. 

Die deutschen Schulbücher werden in zunehmendem Maße immer 
einseitiger. Es gibt immer mehr Indoktrlnatlon in unseren 
Schulen. Dies ist gefährlich und schädlich für unsere Demo­
kratie. Wenn man mündige Bürger haben will, dann darf man 
einseitige Schulbücher und Indoktrlnatlon nicht zulassen. 
Eine freiheitliche Demokratie braucht den zum kritischen Ur­
teil befähigten Schüler und nicht den Ideologisch einseitig 
fixierten Schüler. 

(Beifall) 

Sehr geehrte Damen und Herren, das Jungwählerverhalten ist 
für die CDU zur Zelt relativ ungünstig. Die Jugend hat heut­
zutage große Probleme; Stichworte sind: Lehrstellenmangel, 
Numerus clausus. Ich bin der Meinung, die CDU hat gute Pro­
gramme; sie muß bloß ihre Programme bei den Jugendlichen bes­
ser unterbringen, besser verständlich machen. Bevor dieses 
nicht erreicht ist, sehe ich es wirklich als eine schwierige 
Aufgabe an, unter den Jugendlichen für die CDU zu werben. 

Deshalb ist es unbedingt notwendig, daß Organisationen wie 
die Schülerunion und die Junge Union bei ihrer Arbelt In den 
Schulen und unter den Jugendlichen unterstützt werden. Diese 
Organisationen dürfen nicht nur bei irgendwelchen Plakatkle­
beaktionen verwendet werden, sondern sie müssen als politi­
sche Partner anerkannt werden. Wir brauchen die Jugend, die 
Jugend braucht uns. - Damit möchte ich schließen. Danke. 

(Beifall) 

96 



Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Liebe Freunde, wir danken un­
serem. Freund Kühl. Ich darf darauf hinweisen, daß unser Freund 
Kühl der Bundessprecher der Schülerunion ist. Ich darf die 
Gelegenheit wahrnehmen, der Schülerunion für ihre Arbeit und 
für ihr Engagement im Sinne unserer gemeinsamen Sache herzlich 
zu danken. 

(Beifall) 

Liebe Freunde, es hat sich außer der Reihe unser Freund Dr. 
Norbert Blüm gemeldet. Das Präsidium ist der Auffassung, daß 
ihm, da er persönlich angesprochen worden ist, auch die 
Chance gegeben werden sollte, dazu Stellung zu nehmen. Ich 
nehme an, daß Sie damit einverstanden sind. 

(Beifall) 

- Ich sehe, daß das der Fall ist. Das Wort hat Norbert Blüm. 

Dr. Norbert Blüm: Meine lieben Parteifreunde! Es ist immer 
relativ schwer, Tn eigener Sache zu plädieren. Deshalb spreche 
ich hier nicht in der Erwartung einer Zustimmung, aber schon 
mit der Bitte, daß der Versuch der Klarstellung ernst genom­
men wird. 

Ich habe jene Sätze, die so viel Empörung ausgelöst haben, 
zurückgenommen; ich habe sie ohne Wenn und Aber zurückgenom­
men. Ich will hier nicht den Versuch unternehmen, sie durch 
eine rechthaberische Interpretation auf Umwegen wieder ins 
Leben zurückzuholen. 

(Beifall) 

Ich habe dieser Zurücknahme mein Bedauern darüber hinzuge­
fügt, daß ich die Gefühle vieler Mitbürger verletzt habe, 
was niemandes Absicht sein kann. Nur, meine Damen und Herren, 
liebe Parteifreunde, durch eine Wiederholung dieses Bedauerns 
würde, so fürchte ich, der Ernst meiner Zurücknahme Schaden 
leiden. 

Deshalb bitte ich Sie, davon Kenntnis zu nehmen, daß es nie 
meine Absicht war, alle deutschen Soldaten, alle Soldaten zu 
diskriminieren. Ich akzeptiere sehr wohl, daß meine Sätze so 
gewirkt haben. Der Politiker muß hinnehmen, nicht nur für 
seine Absichten, sondern auch für die Wirkungen verantwort­
lich zu sein. Das nehme ich auf meine Verantwortung. 

(Beifall) 

Ich will hinzufügen, daß es nicht meine Absicht sein konnte, 
alle Soldaten mit einer Kollektivverurteilung zu bedenken. 
Kollektivurteile stimmen nie. Mein eigener Vater war Soldat. 
Ich weiß sehr wohl, daß es selbst in Unrechtssystemen noch 
das Gebot der Pflichterfüllung gibt. Ich leugne nicht - das 
würde mir auch schlecht anstehen -, daß es auch in einem Un­
rechtssystem hohe Beispiele soldatischer Unelgennützigkeit 
gab: der Schutz der Zivilbevölkerung, die Rettung des Kame­
raden. Niemand würde die Moral einer solchen Leistung in Ab­
rede stellen. Die Tragik und die Schwierigkeit aller Formu­
lierungen liegen darin, daß unser Vaterland In ein Unrechts­
system verstrickt war. 
I 
Und, meine Damen und Herren - wenn Sie mir das noch zu sagen ge­
statten -, es ist schwer - das würde ich, ohne den Anspruch zu 
erheben, jetzt Lehren weiterzugeben, als eine Erkenntnis der 


